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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 


über den ersten Teil der 28. ordentlichen Sitzungsperiode der Versammlung 
der WEU vom 14. bis 17. Juni 1982 


Während der Juni-Tagung erörterte die Versammlung der 
WEU Berichte, behandelte die üblichen geschäftsordnungsmä- 
ßigen Vorgänge und verabschiedete Beschlüsse, die sich mit 
folgenden Themen befaßten: 

— Politische Fragen (Entwicklung der Lage in Polen. Die Lage 
im Nahen Osten. Die Zusammenarbeit zwischen Europa 
und den Vereinigten Staaten für den internationalen Frie- 
den und die gemeinsame Sicherheit.) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Althammer (S. 17), Rösch 
(S. 18), Jung (Kandel) (S. 18, 25), Reddemann (S. 28), Frei- 
herr Dr. Spies von Büllesheim (S. 29), Dr. Müller (S. 31). 

Beschlüsse der Versammlung: 

Empfehlung 378 (vom 8. Februar 1982) betr. die Entwick- 
lung der Lage in Polen 

Empfehlung 384 betr. die Entwicklung der Lage in Polen 
(S. 19) 

Empfehlung 386 betr, die Lage im Nahen Osten (S. 30) 
Empfehlung 387 betr. die Zusammenarbeit zwischen Eu- 
ropa und den Vereinigten Staaten für den internationalen 
Frieden und die gemeinsame Sicherheit (S. 32) 


— Bericht des Rates der WEU (27. Jahresbericht des Rates an 
die Versammlung. Die politische Tätigkeit des Rates — Ant- 
wort auf den 27. Jahresbericht des Rates. Die Anwendung 
des Brüsseler Vertrages — Antwort auf den 27. Jahresbe- 
richt des Rates. Die Harmonisierung der Forschung in den 
Bereichen der zivilen und militärischen Spitzentechnologie 
— Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates.) 

Hierzu sprachen die Abg. Reddemann (S. 4, 6), Dr. Geßner 
(S.6) 
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Beschlüsse der Versammlung: 

Empfehlung 379 betr. die politische Tätigkeit des Rates der 
WEU — Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates 
(S. 5) 

Empfehlung 380 betr. die Anwendung des Brüsseler Vertra- 
ges — Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates (S. 6) 
Empfehlung 381 betr. die Harmonisierung der Forschung in 
den Bereichen der zivilen und militärischen Spitzentechno- 
logie — Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates 
(S.7) 

— Verteidigung (Abrüstung. Das Problem der Nuklearwaffen 
in Europa. Die Falklandkrise.) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Vohrer (S. 7, 10), Dr. Enders 
(S. 9), Dr. Wittmann (S. 11), Bahr (S. 12), Dr. Müller (S. 13), 
Jung (Kandel) (S. 14, 15), Dr. Geßner (S. 15) 

Beschlüsse der Versammlung: 

Empfehlung 382 betr. die Abrüstung (S. 10) 

Empfehlung 383 betr. das Problem der Kernwaffen in Eu- 
ropa (S. 15) 

— Wissenschaft, Technologie und Raumfahrt (Die Harmoni- 
sierung der Forschung in den Bereichen der zivilen und mi- 
litärischen Spitzentechnologie — Antwort auf den 27. Jah- 
resbericht des Rates. Internationale Luftfahrtkonsortien: 
Richtlinien aus dem Kolloquium am 9. und 10. Februar 
1982) 

Hierzu sprach Abg. Freiherr Dr. Spies von Büllesheim 
(S.26). 

Beschlüsse der Versammlung: 

Empfehlung 381 betr. die Harmonisierung der Forschung in 
den Bereichen der zivilen und militärischen Spitzentechno- 
logie — Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates 
Empfehlung 385 betr. internationale Luftfahrtkonsortien: 
Richtlinien aus dem Kolloquium am 9. und 10. Februar 1982 
(S. 27). 

— Beziehungen zu den Parlamenten (Informationsbroschüre 
über die WEU und ihre Tätigkeit. Möglichkeiten der Verbes- 
serung der Beziehungen zwischen der Versammlung der 
WEU und den Parlamenten.) 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Der britische Abgeordnete Fred Mulley wurde von der Ver- 
sammlung zum Präsidenten wiedergewählt. Abg. Dr. Manfred 
Geßner (SPD) wurde als deutscher Vizepräsident wiederge- 
wählt. Abg. Dr. Enders (SPD) wurde zum zweiten Stellvertre- 
tenden Vorsitzenden des Ausschusses für die Beziehungen zu 
den Parlamenten, Abg. Lenzer (CDU/CSU) zum ersten Stell- 
vertretenden Vorsitzenden des Ausschusses für Wissenschaft, 
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Technologie und Raumfahrt und Abg. Schulte (Unna) (SPD) 
zum zweiten Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses 
für Geschäftsordnung und Immunitätsfragen wiedergewählt 

Den 27. Jahresbericht des Rates erstattete der amtierende 
Ratsvorsitzende Außenminister Leo Tindemans (Belgien). 

Zur Versammlung sprachen ferner der französische Außenmi- 
nister Claude Cheysson und der deutsche Staatssekretär im 
Verteidigungsministerium Dr. Klaus D. Leister (S. 20). 

Als Beobachter nahm an den Verhandlungen der Versamm- 
lung eine portugiesische parlamentarische Delegation teil. 

Bonn, den 23. Juni 1982 

Dr. Manfred Achim Geßner Gerhard Reddemann 

Sprecher Stellvertretender Sprecher 
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einzigartige Zuständigkeit im Bereich der Vertei- 
digung und Sicherheit Selbst wenn sie gegen- 
wärtig nicht alle unsere Partner umfaßt, stellt sie 
vor allem durch die Einrichtungen, die zu ihr ge- 
hören, ein wertvolles und erprobtes Instrument 
dar; 


Montag, 14. Juni 1982 

Tagesordnungspunkt: 

Ratifizierungen von Entscheidungen 
des Präsidialausschusses 


Annahme der Empfehlung 378 vom 8. Februar 
1982 betr. die Entwicklung der Lage in Polen 

Tagesordnungspunkt: 

27. Jahresbericht des Rates 

Berichterstatter: Leo Tindemans (belgischer 
Außenminister und Vorsitzender des Rates der 
WEU) 

(Drucksache 905) 

Der belgische Außenminister führte bei der Einbrin- 
gung seines Berichts mit Bezug auf die Rolle der 
WEU in der europäischen Sicherheitspolitik ab- 
schließend aus: 


Festigkeit und Entschlossenheit in der Verteidigung 
sowie Bereitschaft zum Dialog — dies sind, kurz ge- 
sagt, die beiden Pfeiler, auf denen die europäische 
Sicherheitspolitik ruhen muß. 

Wo und wie ist diese Politik zu verwirklichen? Auf 
diese Frage möchte ich jetzt mein Augenmerk rich- 
ten. 

Ich glaube, daß wir uns bei dieser Materie von einem 
Grundsatz und von einem Gedanken leiten lassen 
müssen: 

— Der Grundsatz fordert, daß unsere Sicherheitspo- 
litik in voller Solidarität mit unseren Verbünde- 
ten jenseits des Atlantiks betrieben wird. Es 
wäre in der Tat völlig illusorisch, im Bereich der 
Sicherheit einen nur europäischen Weg suchen 
zu wollen. Das atlantische Bündnis ist der Grund- 
pfeiler unseres gesamten Verteidigungskonzepts 
und muß es bleiben; 

— Innerhalb des atlantischen Bündnisses ist es ver- 
nünftig und legitim, daß die europäischen Staa- 
ten bemüht sind, sich der eigenen Sicherheitsin- 
teressen auf unserem Kontinent bewußt zu wer- 
den. Der Gedanke wäre also, daß wir uns um die 
Stärkung des europäischen Pfeilers des Bündnis- 
ses bemühen, indem wir die Mechanismen und 
Verfahren, die wir dabei anwenden wollen, präzi- 
ser gestalten. Es scheint mir, daß die Möglichkei- 
ten in dieser Hinsicht noch nicht ausgeschöpft 
sind; 

— Die Westeuropäische Union stellt ein privilegier- 
tes Forum dar. Ihre Versammlung besitzt eine 


— die „Zehn“ bieten ihrerseits durch ihren wirt- 
schaftlichen Zusammenhalt und immer engere 
politische Konsultationen einen Weg, der vielver- 
sprechend sein dürfte. Ich begrüße in diesem Zu- 
sammenhang die sehr nützliche Initiative der 
Herren Genscher und Colombo. Sie wissen, daß 
diese Initiative eine systematische Beschäfti- 
gung mit dem Thema innerhalb der „Zehn“ aus- 
gelöst hat. Eine Arbeitsgruppe hat mehrere Sit- 
zungen darauf verwandt, und in einigen Tagen, 
am 20. Juni, werden meine Kollegen und ich uns 
noch eingehender mit diesem Thema befassen. 

Jedenfalls verfügen wir über die notwendigen In- 
strumente. Wenn es vielleicht auch verfrüht ist, 
eine definitive Entscheidung herbeiführen zu 
wollen, so ist doch klar, daß wir einen größeren 
Nutzen aus den vorhandenen Einrichtungen zie- 
hen müssen. In meiner Eigenschaft als amtieren- 
der Präsident des WEU-Rates wäre ich bereit, 
jede sich bietende Gelegenheit zu ergreifen, um 
gründlich zu beraten, um eine Annäherung der 
Standpunkte zu fördern, kurz, um bei der weite- 
ren Entwicklung unserer Überlegungen zu hel- 
fen. Was Belgien betrifft, so ist es für jeden nützli- 
chen Vorschlag offen und bereit, vorurteilslos je- 
den Ansatz zu unterstützen, der die europäische 
Zusammenarbeit im Rahmen des atlantischen 
Bündnisses fördern kann. 

Es scheint mir in der Tat, daß die öffentliche Mei- 
nung in dieser Frage dem voraus ist, was unseren 
Regierungen bis heute auszuführen gelungen ist. 
Sie ist aufgeschlossen für alles, was das Schick- 
sal Europas, seine Einheit und sein Handeln in 
der Welt betrifft. Wir sollten mit Geduld, aber 
auch mit Hartnäckigkeit und mit Ausdauer nach 
Mitteln suchen, um dieser Aufgeschlossenheit zu 
entsprechen. Die Westeuropäische Union ist für 
derartige Überlegungen ohne Zweifel ein beson- 
ders geeigneter Ort. 

Tagesordnungspunkt: 

Die politische Tätigkeit des Rates — 
Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 913) 

Berichterstatter: Abg. Vecchietti 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich werde 
es kurz machen, aber ich fürchte, daß ich es nicht 
schmerzlos machen kann. 

Zunächst möchte ich dem Herrn Berichterstatter 
durchaus dafür danken, daß er die Inaktivität des 
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Rates in seinem Bericht und in seiner Empfehlung 
besonders hervorgehoben hat Ich muß allerdings 
sagen, daß wir möglicherweise die Falschen prügeln, 
da die Mitglieder des Rates ja eigentlich nichts an- 
deres tun können, als das zu vollziehen, was ihre Re- 
gierungen vorgeschlagen haben. Mit anderen Wor- 
ten: Wir prügeln die Botschafter, aber nicht die Re- 
gierung. Oder wir schlagen — um ein deutsches 
Sprichwort zu gebrauchen — den Sack und meinen 
den Esel, wobei ich ausdrücklich sagen möchte, daß 
ich die Herren Botschafter nicht mit einem Sack ver- 
gleichen möchte. 

Was mich vor allem zu kritischen Bemerkungen ver- 
anlaßt, Herr Präsident, ist ein Satz, den ich schnell in 
Englisch aus dem Text zitieren darf: 

Noting that the dangers to peace and security in 

Europe are now more serious than ever; . . . 

Hier muß ich sagen: Dies stimmt mit der Realität auf 
keinen Fall überein. Wir haben seit dem Zweiten 
Weltkrieg sehr viel schwierigere Situationen nicht 
nur in Europa, sondern auch zwischen Ost und West 
erlebt und können deswegen hier nicht eine falsche 
Aussage treffen, die lautet, gegenwärtig sei die Si- 
tuation gefährlicher als in anderen Zeiten. 

Gewiß, ich gebe zu, daß die Partei, die der Herr Be- 
richterstatter vertritt, diese Ansicht gegenwärtig in 
großen Kampagnen in Europa verbreitet. Aber ich 
meine, wir können dessen ungeachtet als Versamm- 
lung der Westeuropäischen Union diese Auffassung 
nicht übernehmen. 

Ich möchte einen dritten Punkt anführen. Der Herr 
Berichterstatter hat auf die Rede des Herrn Staats- 
sekretärs Lemoine aus dem vergangenen Dezember 
verwiesen. Ich habe sie damals sehr aufmerksam ge- 
hört. Nachher habe ich mit dem Staatssekretär ge- 
sprochen, und ich habe mich gefreut über seine Akti- 
vität. Indessen, seine Vorschläge, die Themen Frie- 
densbewegung und Terrorismusbekämpfung in dem 
Ständigen Rüstungsausschuß zu behandeln, kann 
ich leider nicht akzeptieren. Sie würden dem Geist 
der Verfassung meines Staates widersprechen, weil 
die Bekämpfung des Terrorismus Sache der Justiz 
und der Polizeibehörden, nicht aber der Verteidi- 
gungseinrichtungen ist. Ich bitte um Verständnis, 
Herr Präsident, wenn ich mich bei allem Respekt 
vor dem Herrn Berichterstatter und bei dem großen 
Respekt vor seiner Arbeit diesmal dem Vorschlag 
des Politischen Ausschusses nicht anschließen 
kann. 


Empfehlung 379 

betr. die politische Tätigkeit des Rates der WEU — 
Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates 

Die Versammlung 

stellt fest, daß der 27. Jahresbericht des Rates zufrie- 
denstellende Aspekte aufweist; 

bedauert nichtsdestoweniger, daß der WEU-Rat 
auch im Jahre 1981 untätig geblieben ist; 


verweist auf die Bedeutung der Vorschläge zur Re- 
aktivierung der WEU, die der Staatssekretär beim 
französischen Verteidigungsminister Herr Lemoine, 
im Dezember 1981 machte; 

unterstreicht, daß diese Vorschläge von der französi- 
schen Regierung erläutert und wenn möglich weiter 
ausgearbeitet werden und bei den sechs Partnern 
Frankreichs ein Echo auslösen sollten; 

stellt fest, daß Frieden und Sicherheit in Europa 
heute ernsthafter gefährdet sind denn je; 

erinnert daran, daß die WEU immer noch die einzige 
europäische Organisation ist, die echte Zuständig- 
keit im Bereich der Verteidigung und folglich auch 
der Abrüstung besitzt; 

empfiehlt dem Rat, 

1. die von der französischen Regierung gemachten 
Vorschläge zur WEU eingehend zu prüfen, um 
festzustellen, welches Maß an Übereinstimmung 
die Partner Frankreichs auf der Grundlage die- 
ser Vorschläge zu erzielen vermögen und der 
Versammlung wenn möglich in der nächsten 
Teilsitzung oder auf jeden Fall innerhalb eines 
Jahres Bericht zu erstatten; 

2. in seine Beratungen auch die Fragen einzubezie- 
hen, die durch die Entwicklung der europäischen 
öffentlichen Meinung angesichts der Bedrohun- 
gen der Sicherheit Europas aufgeworfen wer- 
den; 

3. unter anderem zu erörtern, welche Mittel zur Be- 
kämpfung des internationalen Terrorismus den 
Regierungen der Mitgliedsländer zur Verfügung 
stehen und dabei das Ziel zu verfolgen, sie durch 
größere Zusammenarbeit zu stärken; 

4. in seine Diskussion alle Gefahren für die Sicher- 
heit Westeuropas, wo immer sie auftreten, einzu- 
beziehen; 

5. die Ministertagungen des Nordatlantikrates 
durch Konsultationen im Rahmen der WEU über 
die europäische Verteidigung und über die Ent- 
wicklung der sowjetisch-amerikanischen Ge- 
spräche über Rüstungsbegrenzung vorzuberei- 
ten; 

6. bei den Sitzungen des Ständigen Rates einen 
häufigen und regelmäßigen Meinungsaustausch 
über aktuelle Fragen der europäischen Verteidi- 
gung im Rahmen des Atlantischen Bündnisses 
zu pflegen; 

7. zu prüfen, wie die Erfahrungen der Rüstungs- 
kontrollbehörde genutzt werden könnten, um zur 
Lösung der bei allen internationalen Abrü- 
stungskonferenzen auftretenden Überwachungs- 
problemen beizutragen; 

8. sicherzustellen, daß die mögliche Erweiterung 
des Aufgabenbereichs des Ständigen Rüstungs- 
ausschusses (SAG) nicht dazu führt, daß dieses 
Gremium von seinen derzeitigen Zuständigkei- 
ten entbunden wird. 
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Tagesordnungspunkt: 

Die Anwendung des Brüsseler Vertrages — 
Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 908) 

Berichterstatter: Abg. Prussen 


Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich darf es 
sehr kurz machen. Ich danke dem Herrn Berichter- 
statter und dem Ausschuß, der uns durch den Herrn 
Berichterstatter diesen Bericht vorgelegt hat, sehr 
herzlich für den Bericht. Ich glaube, mit diesem Vor- 
schlag wird politischen Veränderungen der Westeu- 
ropäischen Union Rechnung getragen. 

Ich möchte aber zugleich eines sagen — um jedes 
Mißverständnis zu vermeiden — : Alle demokrati- 
schen Parteien in der Bundesrepublik Deutschland 
werden den Verzicht auf ABC-Waffen, so, wie er im 
Protokoll Nr. 3 festgelegt worden ist, auch nach einer 
Lockerung dieser Bestimmungen ganz selbstver- 
ständlich beibehalten. Es wird kein Wunsch aus der 
Bundesrepublik Deutschland kommen, etwa ABC- 
Waffen herzustellen. Ich glaube, daß dies nach den 
Ausführungen des Herrn Kollegen Bernini noch ein- 
mal deutlich gesagt werden sollte, damit Mißver- 
ständnisse bereits im Keime erstickt werden. — Ich 
danke Ihnen, Herr Präsident. 


Dienstag, 15. Juni 1982 


Tagesordnungspunkt: 

Die Anwendung des Brüsseler Vertrages — 
Antwort auf den 27, Jahresbericht des Rates 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kollegin- 
nen und Kollegen! In dem Resolutions entwurf, der 
angenommen ist, waren auch Probleme angespro- 
chen, die die Bundesrepublik betreffen. Sie werden 
bemerkt haben, daß wir in der Debatte außerordent- 
lich zurückhaltend gewesen sind. Ich selbst habe als 
Sprecher der Delegation dazu nicht Stellung genom- 
men. Bei der Behandlung dieser Frage waren wir 
auch in der Vergangenheit immer außerordentlich 
zurückhaltend, und das wollten wir aus guten Grün- 
den auch diesmal sein. 

Dennoch, nachdem der Ausschuß von sich aus diese 
Frage aufgegriffen hat, war es für uns ganz selbst- 
verständlich, nicht für die Aufrechterhaltung von 
Diskriminierungen der Bundesrepublik zu stimmen. 
Ich möchte hier deutlich sagen, daß die Bundesrepu- 
blik ein friedliebender und vertragstreuer Staat ist. 
Wir haben längst auf die Produktion und die Anwen- 
dung von ABC-Waffen verzichtet Daran wird sich 
auch in der Zukunft nichts ändern. 


Insgesamt, glaube ich, ist die Haltung der Bundesre- 
publik, die sie nach dem Zweiten Weltkrieg an den 
Tag gelegt hat, von den Parlamentariern in der heu- 
tigen Versammlung honoriert worden. Dafür möchte 
ich mich bei Ihnen ganz herzlich bedanken. Sie dür- 
fen sicher sein, daß die Bundesrepublik in ihren Be- 
mühungen zur Aufrechterhaltung des Friedens und 
zur Bewahrung unserer Freiheit fortfahren wird. — 
Ich danke Ihnen. 


Empfehlung 380 

betr. die Anwendung des Brüsseler Vertrages — 
Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates 

Die Versammlung 

(i) begrüßt die weitgehende Übereinstimmung zwi- 
schen dem Rat und der Versammlung im Hin- 
blick auf die Anwendung des Brüsseler Vertra- 
ges, wie sie in Empfehlung 365 und der Antwort 
des Rates auf diese Empfehlung zum Ausdruck 
kommt; 

(ii) stellt fest, daß der Rat und die Versammlung 
gleichermaßen anerkennen, daß die grundle- 
genden Bestimmungen des Brüsseler Vertra- 
ges, insbesondere die Bestimmungen über ge- 
genseitige Sicherheit in Artikel IV, V und VIII.3, 
ihren vollen Wert behalten und daß Interesse an 
einer verstärkten Nutzung der Westeuropäi- 
schen Union als Instrument der europäischen 
Sicherheit besteht; 

(iii) ist der Auffassung, daß mehrere Rüstungskon- 
trollbestimmungen des geänderten Brüsseler 
Vertrages nicht mehr zweckmäßig sind, und 
nimmt die Ansicht des Rates zur Kenntnis, daß 
„bei der Anwendung der Bestimmungen von 
Protokoll Nr. III und seinen Anlagen der Ent- 
wicklung der Lage in Europa in größtmöglichem 
Umfang Rechnung getragen werden sollte“; 

(iv) vertritt daher die Auffassung, daß die WEU den 
Erfordernissen der achtziger Jahre angepaßt 
werden sollte; 

empfiehlt dem Rat 

1. in Anwendung von Artikel II des Protokolls 
Nr. III des geänderten Brüsseler Vertrages die 
Absätze IV und VI in der Liste der Anlage III zu 
diesem Protokoll zu streichen; 

2. in Anwendung von Artikel V des Protokolls 
Nr. III des geänderten Brüsseler Vertrages die 
Liste in der Anlage IV zu diesem Protokoll durch 
Kürzung zu ändern; 

3. die Mitgliedstaaten, die dem integrierten System 
der NATO angehören und nicht bereits durch Ar- 
tikel VI des Protokolls Nr. II gebunden sind, auf- 
zufordern, einseitige Erklärungen über den Um- 
fang der Streitkräfte abzugeben, die sie ihren 
Verpflichtungen gemäß dem Obersten Alliierten 
Befehlshaber Europa unterstellen und nach mit 
ihm vereinbarten Bedingungen stationieren und 
die sie nicht entgegen den Wünschen der Mehr- 
heit der Vertragsparteien abziehen dürfen; 
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4. in künftigen Jahresberichten eine Erklärung 
über den Umfang aller der NATO unterstellten 
Streitkräfte aufzunehmen; 

5. seinen Jahresbericht wie in der Vergangenheit 
vor Ende Februar zu übermitteln. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des französischen Außenministers 
Claude Cheysson 

Tagesordnungspunkt: 

Die Harmonisierung der Forschung in den 
Bereichen der zivilen und militärischen 
Spitzentechnologie — 

Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 917) 

Berichterstatter: Abg. Fiandrotti 


Empfehlung 381 

betr. die Harmonisierung der Forschung in den 
Bereichen der zivilen und militärischen 
Spitzentechnologie — 

Antwort auf den 27. Jahresbericht des Rates 

Die Versammlung 

(i) vertritt die Ansicht, daß es notwendig ist, Eu- 
ropa eine bessere Position im industriellen und 
Handelswettbewerb mit den Vereinigten Staa- 
ten und Japan zu sichern; 

(ii) erwägt die rasche Entwicklung der Technolo- 
gien und die Schwierigkeit der Mitgliedstaaten, 
mit dem Fortschritt in den verschiedenen Berei- 
chen der Spitzentechnologie Schritt zu halten; 

(iii) vertritt die Ansicht, daß es notwendig ist, Waf- 
fen der Spitzentechnologie zu entwickeln und 
herzustellen, um ein Kräftegleichgewicht mit 
dem Warschauer Pakt sicherzustellen; 

(iv) erwägt die Haushaltsschwierigkeiten der Mit- 
gliedstaaten und die Probleme, mit denen sie 
demzufolge aufgrund des drastischen Anstiegs 
der Forschungs- und Entwicklungskosten für 
moderne Waffen konfrontiert werden; 

(v) vertritt die Ansicht, daß eine verstärkte Harmo- 
nisierung der Forschungs- und Entwicklungsbe- 
mühungen der Mitgliedstaaten trotz der unter- 
schiedlichen Haushaltssituation in den einzel- 
nen Ländern und eine Intensivierung der euro- 
päischen Zusammenarbeit es ermöglichen wür- 
den, diese Schwierigkeiten leichter zu überwin- 
den; 

(vi) nimmt Kenntnis von dem Abschnitt des 27. Jah- 
resberichts des Rates über Fragen der Wissen- 
schaft, Technologie und Raumfahrt und von den 


darin enthaltenen Angaben über Energie und 
Sicherheit einerseits und Raumfahrtaktivitäten 
andererseits; 

(vii) berücksichtigt die Antwort des Rates auf die 
Empfehlungen 331 und 365 sowie die Erklärun- 
gen, die der Staatssekretär beim französischen 
Verteidigungsminister, Herr Lemoine, am 3. De- 
zember 1981 vor der Versammlung abgegeben 
hat; 

empfiehlt dem Rat, 

1. den Ständigen Rüstungsausschuß und sein inter- 
nationales Sekretariat aufzufordern, in ihren Zu- 
ständigkeitsbereichen den Ausschuß für Wissen- 
schaft, Technologie und Raumfahrt bei der Vor- 
bereitung des 2. Teils seines Berichts über die 
Harmonisierung der Forschung in den Bereichen 
der zivilen und militärischen Spitzentechnologie 
zu unterstützen; 

2. den Ständigen Rüstungsausschuß zu beauftra- 
gen, eine Liste der militärischen Forschungs- 
und Entwicklungsprogramme aufzustellen, die 
wegen ihrer Kosten, technischen Komplexität 
oder besonderen Bedeutung Gegenstand einer 
fruchtbaren europäischen oder internationalen 
Zusammenarbeit sein könnten, und der Ver- 
sammlung innerhalb eines Jahres Bericht zu er- 
statten; 

3. die Möglichkeit zu untersuchen, die Sicherheit 
und Unabhängigkeit der Mitgliedstaaten im 
Energiebereich zu erhöhen; 

4. fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten 
auf: 

a) eine Auswahl von Projekten für die europäi- 
sche Zusammenarbeit in Bereichen wie Mi- 
kroelektronik, Biotechnologie und maritime. 
Nuklear- und Weltraumtechnologie, zu tref- 
fen; 

b) diese Projekte mit größtmöglicher Flexibilität 
und auch Beharrlichkeit in bi- oder multilate- 
ralem Rahmen durchzuführen; 

c) Vorkehrungen für die Ausbildung der ent- 
sprechenden Experten zu treffen; 

d) den Austausch von Forschern zwischen euro- 
päischen Ländern zu fördern und somit die 
Bildung europäischer Teams zu ermögli- 
chen; 

e) schließlich die Finanzierung dieser Projekte 
sicherzustellen. 

Tagesordnungspunkt: 

Abrüstungen 

(Drucksache 909) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Vohrer 


Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Verehrte Kollegen! 
Meine Damen! Meine Herren! Die sicherheitspoliti- 
sche Diskussion der 80er Jahre ist geprägt vom Be- 
wußtsein, aber auch von dem Unbehagen und der 
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Angst, daß die vorhandenen Waffenpotentiale aus- 
reichen, die Menschheit auszurotten. Diese Sorgen 
der Bevölkerung finden ihren Niederschlag in der 
Friedensbewegung in den verschiedenen Ländern 
des Ostens und insbesondere des Westens, die unter- 
schiedliche Ausprägungen, unterschiedliche 
Schwerpunkte, aber alle eines gemeinsam haben: 
jene Angst vor den überdimensionierten Waffenpo- 
tentialen. 

Die Erfahrungen nach dem Zweiten Weltkrieg — 
und es sind jetzt immerhin 37 Jahre Frieden — ha- 
ben uns gezeigt, daß ein Kräftegleichgewicht ein 
wichtiges Element der Friedensstabilisierung ist 
Aber seit dem Harmel-Bericht sind wir uns auch be- 
wußter, daß ein Kräftegleichgewicht nicht nur durch 
eine Bewegung der Waffenpotentiale nach oben er- 
reicht werden kann, sondern daß eine Sicherheitspo- 
litik auch mit dem Ziel geführt werden kann, ein 
Gleichgewicht durch Abbau der Waffenpotentiale zu 
erreichen, d. h. ein Kräftegleichgewicht auf mög- 
lichst niedrigem Niveau, wie es hier von der gleichen 
Stelle auch der französische Außenminister Cheys- 
son noch einmal in aller Eindeutigkeit betont hat. 

Es gibt keine Gegensätze zwischen Sicherheitspoli- 
tik oder Verteidigungspolitik auf der einen und Rü- 
stungskontroll- oder Abrüstungsüberlegungen auf 
der anderen Seite. Diese beiden Elemente der Si- 
cherheitspolitik sind komplementär. Ich betone dies 
deshalb, weil sich in den Beratungen meines Berich- 
tes immer wieder gezeigt hat, daß es Leute gibt, die 
in der jetzigen Zeit jegliche Art von Abrüstungs- 
überlegungen mit der Begründung ablehnen, daß in 
der jetzigen Epoche lediglich größere Rüstungsan- 
strengungen und nicht Abrüstungsüberlegungen 
Gegenstand der Diskussion sein sollten. 

Ich halte von dieser Minderheitenmeinung, die im 
Bericht auch zum Ausdruck kommt, nichts und hof- 
fe, daß mir die Mehrheit dieses Hauses hier folgt. 

Abrüstung ist ein sehr umfassender Begriff. Die Ab- 
rüstungsgespräche und -Verhandlungen sind auch 
keineswegs sehr überschaubar. Sie finden auf den 
verschiedensten Bühnen statt. Es war deshalb eine 
mühselige Arbeit, die einzelnen Elemente zusam- 
menzutragen. Sie liegen Ihnen jetzt in zwei Berich- 
ten, nämlich dem Bericht meines Kollegen Mom- 
mersteeg und dem von mir vorgelegten Bericht, 
vor. 

Dieses Zusammentragen der Fakten war mit ver- 
schiedenen Reisen und Gesprächen verbunden. In 
dem Bericht wird zum Ausdruck gebracht, daß ich 
mich in Wien, in Genf und London informiert habe. 
Darüber hinaus darf ich mich an dieser Stelle in al- 
ler Deutlichkeit für die sehr konstruktive Mithilfe 
des Sekretariats, insbesondere von Herrn Whyte, 
ganz herzlich bedanken. Das ist sicher ein ganz 
wichtiger Beitrag dazu gewesen, daß der Bericht in 
dieser Breite und umfassenden Form zustande ge- 
kommen ist. 

Ich hatte schon zum Ausdruck gebracht: Der Bericht 
soll einen Überblick geben über den Stand — und 
hier kann nur der Stand bei Verabschiedung des Be- 
richtes, der vom 20. April, erfaßt werden — der ver- 
schiedenen Abrüstungsgespräche. Es beginnt mit 


den regionalen, auf Mitteleuropa konzentrierten 
Aspekten hinsichtlich der konventionellen Waffen 
und der Truppenstärken, den MBFR-Gesprächen in 
Wien. Dort geht es darum, das Ziel gleichgewichtiger 
Truppenreduzierung in Mitteleuropa zu erreichen. 
Einige Tage, bevor wir in Wien die Gelegenheit hat- 
ten, mit den Botschaftern zu sprechen, hatte der 
Warschauer Pakt Vorschläge über die Reduzierung 
der Truppen in einer ersten Phase gemacht 

Der Bericht geht aber auch auf die zweite Ebene ein, 
die vertrauensbildenden Maßnahmen der Konfe- 
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 
die zur Zeit in Madrid unterbrochen ist, im Herbst 
aber weitergehen soll, und die Überlegungen, die im 
Zusammenhang mit dem französischen Vorschlag 
für eine europäische Abrüstungskonferenz gemacht 
werden. 

Ein Teil wurde von mir nicht behandelt, kommt aber 
in dem Bericht des Herrn Mommersteeg heute nach- 
mittag zur Sprache, nämlich die Mittelstreckenrake- 
ten in Europa, über die seit 30. November 1981 in 
Genf verhandelt wird, und die strategischen Waffen, 
über deren Verminderung Gespräche am 29. Juni in 
Genf beginnen. 

Mein Bericht umfaßt dann wieder die Ebene welt- 
weiter Bemühungen um Abrüstung im Rahmen der 
UN, die Arbeit des Abrüstungskomitees in Genf und 
die Vorbereitungen zur zweiten Sondergeneralver- 
sammlung, die parallel zu unserer Tagung hier in 
Paris in New York stattfindet. Hier geht es darum, 
den Rüstungswettlauf weltweit zu beenden, der un- 
verantwortlichen Ressourcenverschwendung, die 
jetzt schon mit 500 Milliarden Dollar weltweit bezif- 
fert wird, einen Riegel vorzuschieben, aber gleich- 
zeitig auch ganz konkrete Vorschläge zu machen. In 
dem Bericht stellt sich der Ausschuß entschieden 
hinter die Vorschläge, daß ein umfassender Atom- 
waffenteststopp erfolgen soll, chemische Waffen, ra- 
diologische und Weltraumwaffen definitiv verboten 
werden sollen, um nur einige der in New York ver- 
handelten Vorschläge hier herauszugreifen. 

Bei all der Vielzahl von Einzelverhandlungen über 
Abrüstungen gibt es doch eine Interdependenz. Und 
es darf nie der Eindruck entstehen, als ob Abrü- 
stungsgespräche eine technische Veranstaltung, ein 
Erbsenzählen, ein Sich-verlieren-in-Details seien. 

Hinter den Abrüstungsverhandlungen muß ein poli- 
tischer Wille stehen, eine klare Haltung in Richtung 
Abbau der militärischen Potentiale, wenn Fort- 
schritte erzielt werden sollen, wenn wir als Politiker 
solche Verhandlungen, wie sie zum erstenmal in 
Wien seit neun Jahren bei den MBFR-Gesprächen 
stattfinden, irgendwann auch zum Erfolg führen sol- 
len. 

Bei aller Wertschätzung der Arbeit der Beamten, die 
sich mit viel Intensität um die Abrüstungsarbeit 
kümmern, die technischen Fragen, Fragen der Veri- 
fikation, alle diese wichtigen Punkte, muß ich doch 
betonen, daß der politische Druck vorhanden sein 
muß, wenn Fortschritte erreicht werden sollen. 

Der Bericht gibt einen Überblick über die weltweite 
militärische Situation, über die Militärausgaben, 
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Über den derzeitigen Stand der Abrüstungsverhand- 
lungen. Aber er enthält auch einige eigene Vorschlä- 
ge. Dazu gehört, daß wir in Europa zu dem Ergebnis 
gekommen sind, daß unsere Verbindungen zum 
Osten in Form des Handels intensiviert werden soll- 
ten. 

Als Ökonomen sind wir uns zwar bewußt, daß die 
Konvergenztheorie, die Theorie, daß die Marktwirt- 
schaft auf der einen Seite und die Zentralverwal- 
tungswirtschaft auf der anderen Seite zueinander 
streben, nicht so funktioniert, nicht so lehrbuchhaft 
abläuft, wie es sich einige Wissenschaftler vorge- 
stellt haben. Auf der anderen Seite sind wir uns be- 
wußt, daß der Handel ein Bindeglied zwischen den 
Völkern darstellen soll, daß der Handel gegenseitige 
Abhängigkeiten bringt, zum Vorteil jeder Nation. 
Ein so verstandener Handel bringt ein Mehr an Ver- 
trauen, ein Mehr an Völkerverständigung und kann 
deshalb auch ein Beitrag zum Frieden sein. 

Daneben sehen wir den ganzen Katalog vertrauens- 
bildender Maßnahmen. Dazu gehört — das ist im Be- 
richt auch so ausgeführt — ein Waffenexportregister 
bei den Vereinten Nationen. Dazu gehört eine grö- 
ßere Haushaltstransparenz, damit man weiß, was 
die einzelnen Länder in ihren Haushalten für militä- 
rische Ausgaben ausweisen, aber auch, wieviel sie 
ausweisen für Entwicklungshilfe, Dazu gehört auch 
der Vorschlag, der ebenfalls aus Frankreich kommt, 
daß die UN langfristig ein Satellitenüberwachungs- 
system aufbaut, um einen besseren Überblick zu be- 
kommen, was militärisch geschieht. Zur Zeit haben 
wir nur national solche Instrumente; es wäre besser, 
sie wären in internationaler Hand. 

In dem Bericht ist noch ein weiterer Vorschlag ge- 
macht: die derzeitigen Waffensysteme, die in der Re- 
gel geeignet sind, sowohl offensiv wie defensiv ein- 
gesetzt zu werden, zu ersetzen durch Waffensyste- 
me, die primär für die Defensive geeignet sind. Da- 
hinter steht die Überlegung, daß nur dann die Be- 
reitschaft eines Landes zu erreichen ist, seine Poten- 
tiale abzubauen, wenn es sein Territorium verteidi- 
gen kann, ohne daß von diesen Waffen, die zur Ver- 
teidigung notwendig sind, für den Nachbarn eine Be- 
drohung ausgeht. 

Die ganze Diskussion über die Frage defensiver 
Waffen steht am Anfang. Ich möchte hier nichts 
Apodiktisches erklären, indem ich etwa ein Patent- 
rezept anbiete, aber ich finde, diese Überlegungen 
sind es wert, verfolgt zu werden. 

Wenn wir uns bemühen, weniger für Rüstung auszu- 
geben, ist es auch notwendig, den Weg defensiver 
Waffensysteme gründlich zu untersuchen, um An- 
greifer abzuwehren, Panzern mit Antitankwaffen zu 
begegnen, Antiflugzeugwaffen zu entwickeln. Die 
Aufwendungen dafür sind wesentlich niedriger, und 
es könnte auf diese Weise nicht nur der Rüstungs- 
wettlauf beendet, sondern es könnten auch die ge- 
samten Rüstungskosten gesenkt werden. Deshalb 
bitte ich um wohlwollende Prüfung des Vorschlages, 
der in der weiteren verteidigungspolitischen Diskus- 
sion einen Beitrag leisten kann. 

In dem Bericht wird auch in aller Deutlichkeit der 
Zusammenhang zwischen Abrüstung und Entwick- 


lungspolitik dargelegt. Wir verstehen die Militäraus- 
gaben zur Erreichung des Kräftegleichgewichts als 
einen Beitrag, als ein Element, den Frieden stabiler 
zu machen. Aber wenn wir in der Lage sind, durch 
Abrüstung ein gleichgewichtiges niedriges militäri- 
sches Niveau zu erreichen, sollten die freiwerdenden 
Mittel vorwiegend dazu verwendet werden, an ande- 
rer Stelle friedenstabilisierend zu wirken. 

Die Entwicklungshilfe ist ein Element der Friedens- 
stabilisierung, indem soziale Konflikte in Ländern 
der Dritten Welt abgebaut werden, indem wir einen 
Beitrag leisten, daß Spannungen in der Dritten Welt 
gar nicht entstehen und Kriege möglicherweise ver- 
hindert werden. Ich möchte diesen Zusammenhang 
hier betonen und habe mich sehr gefreut, daß diese 
Überlegungen auch vom Ausschuß getragen wer- 
den. 

Der Bericht kann nicht auf die Ergebnisse der Son- 
dergeneralversammlung eingehen, da sie noch bis 
Anfang Juli läuft. Es lag aber in der Intention, den 
Bericht später vielleicht zu ergänzen. Im November 
könnten dann der Versammlung die Ergebnisse der 
Sondergeneralversammlung mitgeteilt und auch 
hier zur Verfügung gestellt werden. 

Im übrigen darf ich mich nochmals für all die Beiträ- 
ge, die ich während der Beratung des Berichtes im 
Ausschuß erfahren konnte und die in der Mehrzahl 
auch geeignet waren, den Bericht substantiell zu 
verbessern, bedanken. — Ich danke Ihnen für ihre 
Aufmerksamkeit. 

Dr. Enders (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Kolleginnen und Kollegen! Ich danke unserem 
Kollegen Vohrer ausdrücklich für seinen vorzügli- 
chen Bericht über die Abrüstung, den er am heuti- 
gen Vormittag in seinem Vortrag so eindrucksvoll 
vorgestellt hat. Es handelt sich bei diesem Thema 
auf der einen Seite um notwendige Maßnahmen der 
äußeren Sicherheit und zum anderen um sinnlos 
überzogene Ausgaben der Rüstung. 

Mit bald 500 Milliarden Dollar jährlich glauben Re- 
gierungen und Kabinette irrtümlicherweise, ihre ab- 
solute Sicherheit erkaufen zu können. Das sieht in 
der Praxis so aus, daß auf jeden Menschen dieser 
Erde Tonnen, nicht nur Kilogramm, sondern Tonnen 
von Sprengstoff entfallen. Mit den vorhandenen 
Kampfmitteln kann die Menschheit nicht nur ein- 
mal, sondern mehrfach ausgerottet werden. Man 
fragt sich: Genügt eine Vernichtung nicht? Ist ein 
Mehr an Möglichkeiten totaler Ausschaltung ein 
größerer Garant für die Sicherheit unserer Zukunft? 
Sicher würde den Überlebenden einer Kernwaffen- 
auseinandersetzung Schlimmeres widerfahren als 
den sogleich Getöteten. 

Welche Konsequenzen sollten sich aus dieser nicht 
nur utopischen Horrorvorstellung, sondern durch- 
aus real möglichen Situation ergeben? Zunächst 
Schluß mit den Kernwaffenversuchen, dem fortwäh- 
renden Wettrüsten und dafür die substantielle Ver- 
minderung der Kernwaffen! Vor der Aufstellung von 
Waffen mit noch mehr Sprengköpfen und noch grö- 
ßerer Massenvernichtungskraft sollten Verhandlun- 
gen der Vernunft geführt werden. Ich wünsche ih- 
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rem ersten Beginn in Genf einen vollen Erfolg. Waf- 
fensysteme mit eindeutig defensivem Charakter 
schaffen und ein echtes Gleichgewicht der konven- 
tionellen Streitkräfte herbeiführen muß das Gebot 
der Stunde sein. Nicht die ständige Kriegsgefahr 
sollte den Normalfall im Nebeneinanderleben der 
Völker ausmachen, nicht das Überleben im Konflikt- 
fall sollte primär das Ziel der Politik sein, sondern 
das Heute-und-morgen-in-Frieden-leben-können 
muß uns vorrangig bewegen. 

Dazu dienen unter anderem kernwaffenfreie Zonen 
und das Verbot chemischer und bakteriologischer 
Waffen sowie des Einsatzes von Waffen aller Art im 
Weltraum. Erfolg kann diesen Vorschlägen nur be- 
schieden sein, wenn eine entsprechende internatio- 
nale Kontrolle besteht. 

Der Berichterstatter sieht in der Beseitigung wirt- 
schaftlicher Konflikte Chancen für die Reduzierung 
der militärischen Bedrohung. Also nicht Wirt- 
schaftsboykott-Maßnahmen, sondern die Verstär- 
kung der Handelsbeziehungen zwischen den Macht- 
blöcken und zwischen Nord und Süd dienen dem 
Frieden. 

Während die Industriestaaten und heute auch schon 
Entwicklungsländer Unsummen von Geld in die Rü- 
stung stecken, vertrocknen und veröden ganze 
Landstriche, vermindern sich die Lebensgrundlagen 
und verhungern Millionen von Menschen. Die Ko- 
stenexplosion auf dem Rüstungssektor verhindert 
die Durchführung sozialer Maßnahmen, von Investi- 
tionen und Entwicklungsprojekten. 

Demgegenüber könnte das Nord-Süd-Gefälle durch 
Einsparung von Rüstungskosten verkleinert wer- 
den, könnten die Entwicklungsländer mit nichtmili- 
tärischen Gütern versorgt und ihnen die Erkennt- 
nisse der Medizin, der Wissenschaft und Technik zu- 
gänglich gemacht werden. 

Diesem erstrebenswerten Ziel, meine sehr verehr- 
ten Kolleginnen und Kollegen, kann die Annahme 
der vorliegenden Empfehlung durch unsere Ver- 
sammlung und durch unseren persönlichen Einsatz 
bei den nationalen Etatberatungen dienen. — Schö- 
nen Dank. 

Dr. Vohrer (FDP); Herr Präsident! Verehrte Kollegen! 
Ich darf mich für die Beiträge herzlich bedanken. 
Die Kollegen Dejardin, van den Bergh und Schölten 
haben dabei darauf hingewiesen, daß der Waffenex- 
port restriktiver geregelt werden müsse. Ich weiß 
aus meinem eigenen Parlament, wie schwierig es ist, 
Kriterien zu finden, um die Exporte einzuengen. Ich 
glaube aber, in dem Bericht stecken zwei Vorschlä- 
ge, die in die Richtung gehen, die hier gewünscht 
wird, nämlich zum ersten ein Waffenexportregister 
bei den Vereinten Nationen und zum anderen — bei 
all dem Streitigen — ein Reduzieren der Waffenex- 
porte auf Defensivwaffen. Damit wäre ein Beitrag 
geleistet, daß Waffen nicht weiter die negativen Wir- 
kungen haben, die in verschiedenen anderen Beiträ- 
gen, so von Herrn Fosson und Herrn Enders, er- 
wähnt wurden. 

Mein britischer Kollege Brown hat darauf hingewie- 
sen, daß man aus Falkland lernen muß. Er hat ge- 


sagt, wie schwierig es für die Vereinten Nationen ist, 
Konflikte beizulegen, diese zu managen. Für alle die, 
denen Abrüstung und Konfliktlösungen am Herzen 
liegen, wurde beim Falkland- Konflikt natürlich auch 
noch etwas anderes deutlich, daß nämlich oftmals 
Vorwarnzeiten von mehreren Wochen nicht ausrei- 
chen, um die beiden Kontrahenten zum Einlenken 
zu bewegen. Unter den Erkenntnissen aus dem Falk- 
land-Konflikt war diese vor dem Hintergrund von 
Minutenvorwarnzeiten in anderen Bereichen die 
schockierendste. 

Der Kollege Hardy hat darauf hingewiesen, daß auf 
der einen Seite etwa die Ökologie steht, die Notwen- 
digkeit der Befriedigung der Grundbedürfnisse. Auf 
der anderen Seite stehen die Militärausgaben. Wenn 
der Bericht dem einen oder anderen Kollegen den 
Zusammenhang stärker ins Gedächtnis ruft, hätte 
der Bericht schon allein dadurch einen Sinn bekom- 
men. 

Was Sir Frederic Bennett und sein Kollege Smith 
hier dargelegt haben, steht in der Tat im Wider- 
spruch zu meinen Überlegungen. Dabei stimmt ei- 
nes meiner Ansicht nach nicht, wenn nämlich Sir 
Frederic sagt, er sei für Abrüstung, im Ausschuß 
aber deutlich macht, jetzt sei nicht die Zeit für Abrü- 
stung, sondern für verstärkte Rüstungsausgaben. 
Das ist ein Widerspruch, und ich freue mich, wenn 
Sir Frederic Bennett gegen den Bericht stimmt, 
denn es gibt in der Tat wenig Gemeinsames in unse- 
ren Haltungen. 

Der französische Kollege Beix hat einen Antrag ge- 
stellt. Er möchte die Grundsätze der Charta der Ver- 
einten Nationen stärker im Bericht berücksichtigt 
sehen. Dies ist Allgemeingut, da gibt es wenig Diver- 
genzen. Insofern kann ich dem zustimmen. Viel in- 
teressanter war für mich zu hören, daß er eine posi- 
tive Haltung zu einem Nuklearteststopp einnimmt. 
Ich würde mich sehr freuen, wenn sich dies in Genf 
als offizielle französische Haltung niederschlagen 
würde. 

Herzlichen Dank für die Beiträge. Ich würde mich 
freuen, wenn der Bericht, der in den Beiträgen eine 
sehr positive Würdigung gefunden hat, in der Ab- 
stimmung ihre Zustimmung finden könnte. 


Empfehlung 382 
betr. die Abrüstung 

Die Versammlung 

(i) berücksichtigt, daß die Zweite Sondersitzung 
über Abrüstung der Vollversammlung der Ver- 
einten Nationen am 7. Juni 1982 eröffnet wur- 
de; 

(ii) ist sich bewußt, daß es seit der Ersten Sondersit- 
zung im Jahre 1978 im Bereich der Rüstungs- 
kontrolle nur unbedeutende und im Bereich der 
Abrüstung gar keine Fortschritte gegeben hat; 

(iii) ist sich bewußt, daß die weltweiten Verteidi- 
gungsausgaben in der Zwischenzeit auf mehr 
als 500 Milliarden Dollar pro Jahr angestiegen 
sind; 
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(iv) erinnert an ihre Empfehlung 323 vom 21. No- 
vember 1978; 

empfiehlt dem Rat, 

die Regierungen der Mitgliedstaaten eindring- 
lich aufzufordern, in allen geeigneten Gremien 
konzertierte Initiativen zu ergreifen, um fol- 
gende Ziele zu erreichen: 

1. Förderung der Abrüstung: 

a) durch Entwicklung von ausgedehnteren, aber 
ausgewogenen Handelsbeziehungen zwi- 
schen Ost und West und zwischen Nord und 
Süd; 

b) durch Untersuchung der Möglichkeit, Waffen- 
systeme zu entwickeln, die eindeutig defensi- 
ven Charakter hätten; 

c) durch Gewährleistung der Achtung der in der 
Charta der Vereinten Nationen dargelegten 
Prinzipien, insbesondere die friedliche Beile- 
gung von Streitigkeiten (Artikel 33), das 
Recht auf Sicherheit und rechtmäßige Vertei- 
digung (Artikel 51) und das Recht der Völker 
auf Selbstbestimmung; 

2. in der gesamten Welt eine substantielle Vermin- 
derung des Kernwaffenniveaus und in Europa 
die „Null-Option“ im Rahmen der INF-Verhand- 
lungen und die Herstellung eines erheblich redu- 
zierten Niveaus und echten Gleichgewichts der 
konventionellen Streitkräfte sicherzustellen; 

3. sich darum zu bemühen, innerhalb kürzester Zeit 
eine Einigung über die folgenden spezifischen 
Abrüstungs- und Rüstungskontrollmaßnahmen 
sowie vertrauensbildenden Maßnahmen zu er- 
zielen; 

a) auf Weltebene: 

(i) ein vollständiges Verbot der Herstel- 
lung, Lagerung und Verwendung chemi- 
scher und toxischer Waffen, in erster Li- 
nie durch Wiederaufnahme der bilatera- 
len Verhandlungen zwischen den Verei- 
nigten Staaten und der Sowjetunion; 

(ii) ein vollständiges Verbot der Kernwaf- 
fenversuche, in erster Linie durch Wie- 
deraufnahme der trilateralen Gespräche 
zwischen dem Vereinigten Königreich, 
den Vereinigten Staaten und der Sowjet- 
union, um ein Abkommen zu den bereits 
1980 vereinbarten Bedingungen zu 
schließen; 

(iii) die Änderung des 1967 geschlossenen 
Weltraum-Vertrages, um den Einsatz 
von Waffen aller Art im Weltraum oder 
vom Weltraum aus zu verbieten; 

(iv) die Einrichtung einer internationalen 
Satellitenkontrollagentur in Überein- 
stimmung mit dem Bericht des General- 
sekretärs der Vereinten Nationen; 

(v) die Aufstellung eines Registers der in- 
ternationalen Waffentransfers, das vom 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen ausgearbeitet und veröffentlicht 
werden sollte; 


(vi) die Benennung einer Sachverständigen- 
Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen, 
um andere Verteidigungssysteme, die 
den Einsatz von Kernwaffen ausschlie- 
ßen, zu untersuchen; 

b) auf europäischer Ebene: 

(vii) ein Abkommen über die Phase I der 
MBFR sowie ständige Verifizierungs- 
maßnahmen, die während der Gesamt- 
dauer des Abkommens anwendbar 
sind; 

(viii) eine Konferenz über Abrüstung in Euro- 
pa, entsprechend dem französischen 
Vorschlag aus dem Jahre 1978; 

(ix) die Verstärkung der vertrauensbilden- 
den Maßnahmen in Europa; 

4. eine Rüstungsreduzierung in den Ländern der 
Dritten Welt zu erzielen, wobei die Mitgliedstaa- 
ten der NATO und des Warschauer Pakts ein Bei- 
spiel geben sollten, indem sie ihre nuklearen und 
konventionellen Waffen reduzieren und überzäh- 
lige oder veraltete Waffenbestände abbauen und 
auflösen und, sobald tatsächliche Abrüstungs- 
maßnahmen verwirklicht werden, die dadurch 
freigewordenen Mittel an die Entwicklungslän- 
der weiterleiten. 


Tagesordnungspunkt: 

Das Problem der Nuklearwaffen in Europa 

(Drucksache 918) 

Berichterstatter: Abg. Mommersteeg 


Dr. Wittmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte Herrn Mommersteeg 
für diesen Bericht auch meinerseits danken. Es ist 
ein sehr sorgfältiger Bericht und eine klare Position 
unserer Versammlung, die wir hier einnehmen kön- 
nen. Etwas muß besonders unterstrichen werden: 

Ich glaube, wenn wir in Europa unsere Politik im 
Sinne einer effektiven Verteidigung durchsetzen 
wollen, brauchen wir eine aktive Informationspoli- 
tik, wie es der Bericht angesichts vieler Menschen, 
die Angst haben und in ihrer Angst irregeleitet wer- 
den, ausdrückt. 

Wir erleben jetzt in der sogenannten Friedensde- 
batte zum Teil wieder etwas, was wir schon Ende der 
50er Jahre erleben mußten, als es die Anti-Atomtod- 
Kampagne gab, eine ähnliche, wenn auch nicht so 
umfangreiche Kampagne. Und Ende der 60er Jahre 
gab es bei uns in Deutschland eine entsprechende 
Kampagne, als wir unsere Verfassung auf die Not- 
wendigkeiten der inneren und äußeren Sicherheit 
umstellen mußten. Jetzt ist die Debatte und ist die 
Kampagne sehr viel umfassender, und zwar nicht 
nur in Deutschland. Sie richtet sich vor allem gegen 
die USA — ich bin sehr dankbar für das, was 
der Herr Berichterstatter dazu zum Schluß gesagt 
hat — , und sie richtet sich gegen die Existenz des 
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Nordatlantischen Bündnisses — eine große Gefahr 
meines Erachtens in unserer öffentlichen Mei- 
nung. 

Der Bericht hat nicht zum Ziel gehabt — man 
konnte es nicht und wollte es vielleicht auch nicht, 
weil sonst die Diskussionen im Ausschuß noch kon- 
troverser geführt worden waren — , einmal die Rolle 
zu untersuchen, die die Sowjetunion bei dieser Kam- 
pagne letzten Endes spielt Vielleicht kann man das 
in späterer Zeit einmal an Hand von Unterlagen 
nachholen. Ich glaube, es ist ein Meisterstück sowje- 
tischer Propaganda, daß man bei uns hier im freien 
Westen jetzt nur über die Nachrüstung redet, nicht 
über den Doppelbeschluß als solchen und nicht über 
die Rüstung der Sowjetunion — wenigstens im gro- 
ßen und ganzen. 

Es scheint, daß sich jetzt zu verwirklichen droht — 
und wir müssen alles tun, damit das nicht eintritt — , 
was der Chef der Komintern 1931 gesagt hat, Dimitri 
Manuilski. Er sagte — ich zitiere — : 

Um zu siegen, brauchen wir ein Element der Über- 
raschung. Die Bourgeoisie muß die theatralischste 
Friedensbewegung entfachen, die je existiert hat. 
Es wird elektrisierende Vorschläge und außeror- 
dentliche Zugeständnisse geben. 

Er sprach das vor 50 Jahren aus. Vielleicht verdan- 
ken wir es der NATO und unserer Politik, daß es in 
den letzten 30 Jahren nicht soweit gekommen ist, 
sondern daß der Erfolg der Sowjets noch nicht ein- 
getreten ist. 

Meine Damen und Herren, wenn wir über die Frie- 
densbewegung diskutieren, über die ernstzuneh- 
menden Ängste vieler Menschen, dürfen wir nicht 
übersehen, daß Anfang der 70er Jahre eine Weisung 
für die Stäbe des Warschauer Paktes gegeben wur- 
de, in der es heißt: 

Es ist erlaubt, diese Gespräche zu führen und 
Spannungen zu lockern. Aber das hat nur mit Wor- 
ten zu geschehen und der Irreführung und Schwä- 
chung des Gegners zu dienen. Wer solche Phrasen 
selbst für ernst nimmt, ist ein Verräter. 

Das sehen wir ja auch schon an der bereits erwähn- 
ten Behandlung der Menschen, die auch im Osten 
für den Frieden eintreten wollen. 

Nun, meine Damen und Herren, der Apparat der So- 
wjetunion, der sich in viele Organisationen auf teilt 
und der auch auf viele Organisationen, die als kom- 
munistisch oder moskauhörig gar nicht erkennbar 
sind, Zugriff hat, der versucht hier bei uns diese Be- 
wegungen sicherlich zu steuern — durch Einfluß- 
Agenten, Organisatoren, aber auch durch finanzielle 
Mittel. 

Der finnische Kommunist Kuusinen hat im Jahre 
1926 einmal gesagt — und das scheint sich jetzt zu 
zeigen — , man müsse sonnensystemartig mit Orga- 
nisationen und kleinen Komitees einen engen Kreis 
um die kommunistische Partei — gemeint war die 
Finnlands und der Sowjetunion — bilden. 

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt etwas 
mehr Aufschluß über die sogenannte Friedensde- 


monstration am 10. Oktober 1981 in Bonn. Wir wis- 
sen inzwischen sicher, daß von fünf Marschsäulen, 
die auf den Platz zugingen, drei von den Kommuni- 
sten und ihren Tarnorganisationen organisiert und 
geführt waren. Das ist inzwischen sichere Erkennt- 
nis. 

Was ist zu tun in dieser Situation? Die Propaganda 
stößt auf eine wirkliche Angst der Menschen. Sie 
stößt auf fehlende Information bei Menschen, die 
Ziele und Mittel einer Diktatur — ich sage: Gott sei 
Dank — nicht mehr kennengelernt haben — ich 
meine die Nazi-Diktatur — und über die Sowjet- 
union und ihre Ziele wenig wissen. Ich glaube, Vor- 
aussetzung für eine Politik der Information über 
das, was die NATO tun muß, ist, zu wissen, was der 
Kommunismus will, was er kann, wozu er fähig ist. 
Dann erst können wir mit der Information darüber 
kommen, was wir dagegenstellen können. 

Sicher ist eines wichtig: daß wir den Menschen auch 
den Wert der Freiheit darstellen und zeigen, daß es 
sich lohnt, für diese Freiheit einzutreten. — Ich dan- 
ke, Herr Präsident, 

Bahr (SPD): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehr- 
ten Kolleginnen und Kollegen! Herr Mommersteeg, 
mit der gewohnten Qualität seiner Berichte, war so 
freundlich, die Palme-Kommission und ihren Be- 
richt zu erwähnen. Ich möchte doch im Anschluß an 
das, was er gesagt hat, darauf hinweisen, daß unse- 
rer Auffassung nach im Zeitalter der gegenseitig ge- 
sicherten Zerstörung Sicherheit nur noch als ge- 
meinsame Sicherheit erreichbar ist. Ich glaube, daß 
es richtig ist, daß man Sicherheit nicht mehr gegen 
den möglichen Gegner, sondern nur noch mit ihm 
bekommen kann. Und ich verweise ausdrücklich auf 
das, was der Bundeskanzler in diesem Zusammen- 
hang gestern vor den Vereinten Nationen gesagt hat. 
Wenn wir über Sicherheit in Europa und über ge- 
meinsame Sicherheit reden, so bedeutet das natür- 
lich auch, daß wir Sicherheit nicht ohne das Bündnis 
und nicht ohne die Vereinigten Staaten bekommen 
können. Ich halte es für eine Illusion, irgendwelchen 
Gedanken nachzugehen, die, wie immer begründet, 
eine Abkoppelung von den Vereinigten Staaten zur 
Folge haben würden. 

In diesem Zusammenhang gestatten Sie mir ein 
Wort zu dem Appell, den der französische Außenmi- 
nister heute vormittag an uns gerichtet hat. Die Ge- 
schichte Europas in den Fragen der Sicherheit ist ja 
in den letzten 20, 30 Jahren eigentlich ein Trauer- 
spiel. Europa ist nicht in der Lage gewesen, seine ei- 
gene Sicherheit zu garantieren. Und ich bin über- 
zeugt davon, daß es auch künftig nicht in der Lage 
sein wird, seine Sicherheit ohne die Vereinigten 
Staaten zu organisieren und zu garantieren. Aber 
wenn Herr Cheysson heute vormittag gesagt hat, 
daß diese Versammlung hier die einzige gewählte 
sei, die befugt sei, den Regierungen auf diesem Ge- 
biet Empfehlungen zu geben, dann finde ich, hat er 
recht. Ich möchte diesen seinen Appell ausdrücklich 
unterstützen. Es wäre wohl wert, daß die Versamm- 
lung eine Gelegenheit benutzt, um sich über die Fra- 
gen der europäischen Interessen innerhalb der 
NATO Klarheit zu verschaffen. 
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Die Verhandlungen zwischen den beiden Super- 
mächten gehen auf der Ebene der interkontinenta- 
len Waffen und auf der Ebene der Mittelstrecken- 
waffen vor sich. Europa ist in dieser Zeit bisher nicht 
in der Lage gewesen, seine Interessen zu formulie- 
ren. 

Wenn wir über die europäischen Interessen spre- 
chen, dann müssen wir natürlich auch sehen, daß 
Europa nicht mit den Ländern identisch ist, die in 
dieser Versammlung vertreten sind. Ich will nur dar- 
auf hinweisen, welche hochinteressante Rede der 
spanische Ministerpräsident aus Anlaß der Auf- 
nahme Spaniens in die NATO gerade in Bonn gehal- 
ten hat, wo er darauf hinwies — nicht nur, indem er 
in einem Nebensatz Gibraltar erwähnte — , daß Spa- 
nien seine Interessen gegenüber Lateinamerika 
auch in der NATO vertreten werde. Das heißt, wir 
werden zu entscheiden und zu unterscheiden haben: 
Wie sind die Interessen Europas im Rahmen der 
NATO eigentlich zu definieren und zu formulieren? 
Und dies ist einer großen Anstrengung wert, insbe- 
sondere, nachdem es bisher keine systematische Ar- 
beit darüber gibt, welche Positionen Europa in der 
strategischen Debatte einnimmt, die heute stattfin- 
det. 

Wir haben mit Genugtuung festgestellt, daß die 
NATO in Bonn einen Streit beendet hat. Es lohnt 
nicht mehr, zu streiten, ob mit oder ohne Entspan- 
nung; beide Säulen des Harmel-Berichts sind von 
der NATO-Konferenz bestätigt worden. Aber die 
NATO war nicht in der Lage oder sah sich jedenfalls 
nicht imstande, über die strategischen Debatten zu 
befinden oder eine eigene Meinung zu äußern, die 
sowohl in den Vereinigten Staaten wie in Europa 
stattfinden: die Frage des Erstgebrauchs von ato- 
maren Waffen, vielleicht im europäischen Sinne 
noch wichtiger, die Gefahr eines frühen Gebrauchs 
atomarer Waffen, ein Punkt, auf den der Bericht der 
Palme-Kommission ausdrücklich hingewiesen hat. 

Ich bin also der Überzeugung, daß es wichtig wäre, 
wenn wir auch in unserer Versammlung einen sol- 
chen Versuch machten. Das ist der Grund, weshalb 
ich bei dieser Gelegenheit den Änderungsantrag 
oder die Abweichung, die unser Kollege Pignion für 
den Bericht vorgeschlagen hat, ausdrücklich unter- 
stützen will. Es ist das Natürlichste, daß Europa 
seine europäischen Gesichtspunkte formuliert Es 
ist das Notwendigste, daß dies innerhalb der NATO 
geschieht. Beide Gesichtspunkte sind in seinem Än- 
derungsantrag ausgedrückt. Ich bitte Sie, mit dem 
Bericht auch diesen Änderungsantrag zu unterstüt- 
zen. — Vielen Dank. 


Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Liebe Kol- 
legen! Vor einigen Jahren schenkte die Sowjetunion 
den Vereinten Nationen ein Denkmal, das vor dem 
Gebäude der Vereinten Nationen in New York steht 
und das einen Schmied zeigt, der ein Schwert zu 
Pflugscharen umschmiedet: ein Symbol der Frie- 
densbewegung, etwas, was von jedermann aner- 
kannt werden kann. 

Nun wissen wir, daß es zum Beispiel im anderen Teil 
Deutschlands, in der Deutschen Demokratischen 


Republik, eine Bewegung gibt unter dem Motto 
„Schwerter zu Pflugscharen“, daß aber genau dieje- 
nigen, die dieses Motto benutzen, dort verfolgt wer- 
den. — Sie mögen daran erkennen, wie zweischnei- 
dig dieses Schwert ist, das im Rahmen der Friedens- 
bewegung von bestimmten Seiten geführt wird. 

Ich glaube, niemand unterstellt den Hunderttausen- 
den, wo immer sie demonstrieren, daß sie von den 
Zielen sowjetischer Politik überzeugt sind oder daß 
sie sich für sowjetische Politik einsetzen. Nur müs- 
sen wir feststellen, daß sie zu einem großen Teil na- 
türlich dafür mißbraucht werden können. Miß- 
brauch im Zusammenhang mit dem Wort „Frieden“ 
ist ja nichts Neues. Ich erinnere daran, daß selbst 
eine Partei, die davon überzeugt war, den richtigen 
Durchblick im Verhältnis zum Faschismus und Na- 
tionalsozialismus in Deutschland gehabt zu haben, 
wie die sozialdemokratische Partei, sich am 17. Mai 
1933 im Deutschen Reichstag von einem Mann wie 
Adolf Hitler täuschen ließ, der damals seine Frie- 
densresolution vor den Deutschen Reichstag brach- 
te, obwohl man genau wußte, daß er insgeheim 
schon eine andere Politik vorbereitet hatte. 

Was wollte ich mit dieser Lehre aus der Geschichte 
sagen? Ich wollte sagen, daß man sich nicht von Wor- 
ten täuschen lassen darf, sondern daß man die Reali- 
täten einer Militarisierung sehen muß, wie sie etwa 
in bestimmten Teilen des Warschauer Paktes statt- 
findet, einer Militarisierung, die nicht bei den Rake- 
ten und bei den konventionellen Waffen beginnt, 
sondern beim Kriegsspielzeug und der wehrpoliti- 
schen Erziehung der Schüler in den Schulen und in 
den Kindergärten. Das macht es natürlich so schwie- 
rig, innerhalb der Friedensbewegung die richtigen 
Akzente zu setzen. 

Wir wissen auch, daß zum Beispiel in meinem eige- 
nen Land, der Bundesrepublik, diejenigen, die die 
Friedensbewegung anführen oder ihr wesentliche 
Impulse geben wie etwa die Zeitschrift „Konkret“ 
ihre Wirkungsmöglichkeit bzw. ihre Gründung Gel- 
dern verdanken, die aus der Deutschen Demokrati- 
schen Republik gekommen sind. Die Gründung und 
Finanzierung sind extra für diesen bestimmten 
Zweck erfolgt. Wenn man das weiß, weiß man auch, 
daß man gegenüber Friedensparolen natürlich vor- 
sichtig zu sein hat. 

Ich möchte übrigens etwas richtigstellen, lieber Kol- 
lege Mommersteeg, was Sie sagten und was nicht 
ganz der Wirklichkeit entspricht. Sie erwähnten, daß 
im Zusammenhang mit der Friedensbewegung 
selbst ein Mitglied meiner eigenen Partei, der CSU, 
nämlich Herr Mechtersheimer, ausgeschlossen wor- 
den sei. Das ist falsch. Er ist aus der CSU ausgetre- 
ten. Er ist nie ausgeschlossen worden. Er ist, bevor 
ein Verfahren endgültig abgeschlossen war, ausge- 
treten. Er wurde auch nicht verfolgt, was ganz ent- 
scheidend ist, weil er der Friedensbewegung ange- 
hört. Da gibt es eine ganze Reihe von Leuten, die 
dort mitmachen und zum Beispiel meiner Partei an- 
gehören. Ob ich das für richtig oder falsch halte, ist 
eine ganz andere Frage. Herr Mechtersheimer 
wurde deswegen mit Ausschluß bedroht, weil er in 
einer kommunistischen Zeitung Aufsätze veröffent- 
licht hat. Wir finden es nicht sehr sinnvoll, wenn ei- 
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ner einer Partei angehört und einer anderen Partei 
in ihren Parteiorganen sozusagen die Feder leiht. 

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung zur Öffent- 
lichkeitsarbeit machen. Genau dieser Punkt, den Sie 
in Ihrem Memorandum erwähnt haben, scheint mir 
ganz entscheidend zu sein. Nehmen wir zum Bei- 
spiel den Anhang 3 Ihres vorzüglichen Berichts. Sie 
zitieren dort den Vertreter der Sowjetunion hier in 
Paris. Er nennt die Zahlen der westlichen Raketen, 
und wir mußten feststellen, daß es kaum einen Un- 
terschied gibt — es geht um 30 Stück — im Verhält- 
nis zu den Äußerungen des Westens. Wir wissen, daß 
die Sowjetunion für ihre Waffen selbst keine solche 
Informationspolitik betreibt. Durch eine Ungleich- 
gewichtigkeit in der Informationspolitik findet eben 
auch eine einseitige Beeinflussung der Öffentlich- 
keit statt. 

Wir stellen immer wieder fest, daß zum Beispiel die 
Massenmedien außerordentlich einseitig tätig sind. 
Wir wissen, daß fast alle Redakteure der wichtigsten 
Nachrichtensendung des Deutschen Fernsehens ei- 
nen Aufruf für den „Krefelder Appell“ in einer Zei- 
tungsanzeige unterstützt haben. Dieser Aufruf wur- 
de, wie wir alle wissen, im Hintergrund von der 
Deutschen Kommunistischen Partei gesteuert. 
Selbst hier in dieser Versammlung können Sie beob- 
achten, wie das Fernsehen in unserem Lande so im 
einzelnen reagiert, wie einseitig es ist, wann es Auf- 
nahmen macht und wann es keine Aufnahmen 
macht. Sie mögen daran erkennen, daß es durchaus 
noch graduelle Unterschiede zwischen dem Fernse- 
hen in Ostblockstaaten und im Westen und speziell 
in der Bundesrepublik gibt. Vor allem auf dem Ge- 
biet der Bildqualität sind sie im Westen wesentlich 
besser; was die Objektivität anbetrifft, muß man 
feststellen, daß gewisse Lücken auftreten, die es na- 
türlich erleichtern, im Rahmen der Friedensdemon- 
stration einseitige Informationen zu liefern. Damit 
wird leider nicht zur Entspannung beigetragen, die 
wir alle wollen, sondern zu einer Verquerung der 
Fronten. 

Jung (Kandel) (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte Herrn Mommersteeg dan- 
ken und ihn beglückwünschen zu seinem zutreffen- 
den Bericht. Ich bin sicher, Herr Mommersteeg, daß 
er vielen Politikern in Europa als Grundlage für ihre 
Diskussion über dieses so wichtige Thema dienen 
wird — weit über den Tag hinaus, an dem Sie, Herr 
Kollege Mommersteeg, die WEU verlassen. 

Es ist ganz unmöglich, sich in wenigen Minuten mit 
all den Problemen auseinanderzusetzen, die Sie in 
dem Bericht behandeln. Deshalb möchte ich mich 
auf einige wenige Aspekte beschränken. Ich danke 
Ihnen, Herr Präsident, nochmals, daß Sie mir, ob- 
wohl ich mich soeben erst zu Wort gemeldet habe, 
noch das Wort erteilt haben. Denn in der Tat: Ich 
komme gerade von der zweiten Sondergeneralver- 
sammlung der Vereinten Nationen in New York und 
stehe noch unter dem Eindruck sowohl der friedli- 
chen Massendemonstrationen dort als auch der 
nachdrücklichen Forderung aus der Dritten Welt, 
den Rüstungswahnsinn zu beenden und die dafür 
aufzuwendenden Mittel freizumachen zur Bekämp- 


fung des Hungers und der Not in der Welt. Das war 
auch der Grund, warum ich mich gemeldet habe. 

Viele meiner Vorredner haben schon die Tatsache 
behandelt, daß stärker als je zuvor die Sehnsucht 
nach Frieden die Völker der Welt beherrscht und 
durch die Friedensbewegungen in vielen Staaten ins 
Zentrum der Diskussion der Bürger gerückt ist. Das 
gilt natürlich nicht nur für Länder wie unsere freien 
Demokratien, in denen die Meinungsäußerung ja zu 
den selbstverständlichen Grundrechten gehört, son- 
dern das gilt natürlich auch beispielsweise für Län- 
der des Warschauer Paktes, in denen freie Mei- 
nungsäußerungen nach wie vor unterdrückt und 
verfolgt wird. Auch dort wachsen die Befürchtungen. 
Wir müssen dies sehen. Deshalb ist es unsere Aufga- 
be, ja unsere Verpflichtung, Sicherheitspolitik als 
Teil einer weltweiten Friedenspolitik zu begreifen, 
diese Sicherheitspolitik aber — und das gilt ja bei 
uns seit dem Harmel-Bericht 1967 — auf zwei feste 
Säulen zu begründen. 

In Europa, meine Damen und Herren, kann es keine 
Sicherheit geben ohne ein ungefähres Gleichge- 
wicht der militärischen Kräfte. Wir als Deutsche 
sind natürlich an der Nahtstelle vom konventionel- 
len Übergewicht der Sowjetunion und ihrer Verbün- 
deten und von der Aufstellung neuer nuklearer Mit- 
telstreckenraketen besonders betroffen. Herr Mom- 
mersteeg hat darauf verwiesen und eine Zahl von 
300 Mittelstreckenraketen genannt, die zum großen 
Teil auch auf uns gerichtet sind. Deshalb streben wir 
nach einem militärischen Gleichgewicht zwischen 
West und Ost durch Verträge. 

Das Streben nach Gleichgewicht allerdings reicht 
nicht aus. Denn es birgt andererseits die Gefahr in 
sich, daß eine Eskalation, eine wechselseitige Anhe- 
bung auf ein jeweils höheres Niveau stattfindet. Na- 
türlich wissen wir, daß ein Grund dafür das übertrie- 
bene und für uns völlig unverständliche Sicherheits- 
bedürfnis der Sowjetunion ist. Deshalb dürfen wir 
die Verhandlungen über Rüstungskontrolle und Ab- 
rüstung nicht abbrechen. Im Gegenteil, wir müssen 
sie fortführen. Wir können auch verlangen, daß die 
Nuklearmächte ihre Verpflichtungen erfüllen, die 
sie im Non- Proliferations-Vertrag eingegangen sind, 
nämlich Verhandlungen zu führen über wirksame 
Maßnahmen zur Beendigung des nuklearen Wettrü- 
stens. 

Wir begrüßen es deshalb, daß auch Generalsekretär 
Breschnew dem Vorschlag Präsident Reagans für ei- 
nen baldigen Verhandlungsbeginn zugestimmt hat. 
SALT II ist ja bedauerlicherweise nicht ratifiziert 
worden, aber wir hoffen, daß am 29. Juni, wenn die 
Verhandlungen zu START beginnen, dieser Bereich 
der strategischen Nuklearwaffen in den Verhand- 
lungen zwischen den beiden Nuklearmächten voran- 
gebracht wird. 

Präsident Reagan hat kürzlich in Berlin ein neues 
Thema eingeführt, nämlich das Thema vertrauens- 
bildender Maßnahmen zur Verhinderung eines nu- 
klearen Konfliktes durch Zufall oder durch ein Miß- 
verständnis. 

Ich möchte Herrn Mommersteeg auch dafür danken, 
daß er in seinen Bericht und in seine Empfehlung 
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auch die Jackson-Forderung auf genommen hat. Die 
Verhandlungen über die nuklearen Mittelstrecken- 
systeme, die im November des vergangenen Jahres 
in Genf begonnen haben, unterstützen wir voll. Den 
Vorschlag, der von seiten der Vereinigten Staaten 
kam, auf landgestützte nukleare Mittelstreckensy- 
steme zu verzichten, unterstützen wir natürlich erst 
recht, denn das wäre ja die Beseitigung einer ganzen 
Waffenkategorie. 

Die militärische Stabilität — das muß hier auch 
deutlich gesagt werden — darf sich aber nicht nur 
auf die nuklearen Potentiale beschränken. Denn wir 
alle wissen, daß im Zweiten Weltkrieg durch konven- 
tionelle Waffen 25 bis 30 Millionen Menschen ihr Le- 
ben verloren haben und daß die Anwendung konven- 
tioneller Waffen heute genauso schrecklich sein 
kann wie die Anwendung nuklearer Waffen. Deswe- 
gen wollen wir in der KSZE-Folgekonferenz von 
Madrid darauf hinwirken, daß dort nach dem franzö- 
sischen Vorschlag ein Mandat für eine Konferenz 
über Abrüstung zustande kommt. 

Dabei müssen Stabilität und Berechenbarkeit durch 
eine Vielzahl von Maßnahmen gefördert werden, die 
in ganz Europa, und zwar vom Atlantik bis zum Ural, 
gelten müssen. 

Ich habe schon gesagt, daß in diesen Tagen und Wo- 
chen — am Wochenende in New York, in der vergan- 
genen Woche in Bonn — viele hunderttausend Men- 
schen, geängstigt von der Vorstellung einer heillo- 
sen Überrüstung, auf die Straße gegangen sind. 

Ich meine deshalb, daß alle unsere Anstrengungen 
darauf gerichtet sein müssen — dies geht auch aus 
dem Bericht des Kollegen Mommersteeg hervor — , 
aus diesem Teufelskreis von Vorrüstung und Nach- 
rüstung endlich herauszukommen und der Unge- 
duld der Menschen gerecht zu werden. Wir sollten 
die große positive, die große moralische Kraft, die in 
der Bewegung für eine wirksame Abrüstung deut- 
lich wird, nicht unterschätzen. Sie muß für uns als 
Ansporn und als moralische Verpflichtung gelten für 
unser politisches Handeln. — Vielen Dank. 


Mittwoch, 16. Juni 1982 

Tagesordnungspunkt: 

Die Falkland- Krise 

(Drucksache 907) 

Berichterstatter: Abg. Cavaliere 

Der Bericht wird auf Antrag des Berichterstatters an 
den Ausschuß zurückverwiesen 

Tagesordnungspunkt: 

Das Problem der Nuklearwaffen in Europa 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Abg. Dr. Geßner nimmt zu einem von ihm einge- 
brachten Änderungsantrag Stellung: 


Dr. Geßner (SPD): Herr Vorsitzender! Verehrte Kolle- 
ginnen und Kollegen! Es ging mir lediglich darum, 
eine Passage in den Resolutionsentwurf einzufüh- 
ren, in der unsere Genugtuung zum Ausdruck 
kommt, daß sich beide Weltmächte so verhalten, als 
sei der SALT-II-Vertrag ratifiziert worden. Es ist Ih- 
nen bekannt, daß dies nicht tatsächlich geschehen 
ist; aber Sie wissen, daß beide Weltmächte im 
Grunde genommen doch Einigkeit in bezug auf ihr 
Verhalten erzielt haben. 

Nachdem mein Petitum aber auch in dem zum Aus- 
druck kommt, was Kollege Mommersteeg sagt, ziehe 
ich meinen Antrag zurück und plädiere dafür, daß 
der Antrag des Kollegen Mommersteeg akzeptiert 
wird. — Ich bedanke mich. 

Es werden Änderungsanträge von den Abg. Pignion 
und Mommersteeg vorgelegt, Abg, Pignion äußert in 
der Begründung seines Antrags, daß dem Rat damit 
eine volle und direkte Verantwortung für die Ent- 
wicklung einer europäischen Position gegeben 
werde und die Versammlung die Möglichkeit erhal- 
te, die Diskussionen im Nordatlantikrat zu verfol- 
gen. 

Jung (Kandel) (FDP): Herr Präsident! Meine Kolle- 
gen! Bei allem Respekt vor dem Kollegen Pignion 
möchte ich doch sagen, daß Herr Mommersteeg 
recht hat: Bei Annahme dieses Antrages würde es zu 
einer Vermischung der Zuständigkeiten kommen. 
Man kann nicht einfach hier im Rat der WEU Zu- 
ständigkeiten an sich ziehen, die im Nordatlanti- 
schen Rat liegen. Ich glaube, der Weg, den der Kol- 
lege Mommersteeg hier vorgeschlagen hat, ist der 
einzig gangbare und richtige Weg. Insofern möchte 
ich den Antrag Mommersteeg unterstützen und den 
Antrag Pignion zurückweisen. 


Empfehlung 383 

betr. das Problem der Kernwaffen in Europa 

Die Versammlung 

(i) glaubt, daß das Kräfteverhältnis aller Nuklear- 
streitkräfte nur in seiner Gesamtheit beurteilt 
werden kann, stellt jedoch fest, daß die Sowjet- 
union bei den schweren Interkontinental-Flug- 
körpern und bei den Mittelstreckenkräften 
eine beunruhigende Überlegenheit hat, wäh- 
rend der Vorsprung der Vereinigten Staaten 
bei der Gesamtzahl nuklearer Gefechtsköpfe 
reduziert worden ist; 

(ii) glaubt, daß Rüstungskontrolle und angemes- 
sene Verteidigungsmaßnahmen zwei Seiten ei- 
ner ausgewogenen Sicherheitspolitik darstel- 
len, deren Ziel es ist, Krieg — nicht nur Atom- 
krieg — zu verhindern; 

(iii) unterstreicht die Bedeutung des konventionel- 
len Elements der NATO-Abschreckungsstreit- 
kräfte; 

(iv) wiederholt ihre Überzeugung, daß der Doppel- 
beschluß der NATO vom 17. Dezember 1979 
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nach wie vor die Grundlage zur Korrektur des 
Ungleichgewichts bei den Mittelstreckenkräf- 
ten — eines Ungleichgewichts, das durch die 
bisher verzeichnete Dislozierung von 300 SS- 
20-Raketen erhöht worden ist, — wie auch zur 
Verhandlung über die Null-Option darstellt; 

(v) bedauert, daß SALT II noch immer nicht ratifi- 
ziert ist, obwohl die Versammlung und alle 
NATO-Regierungen das SALT II- Ab kommen 
bei seiner Unterzeichnung als einen Schritt in 
einem notwendigerweise kontinuierlichen Pro- 
zeß der Verhandlungen über die Begrenzung 
strategischer Waffen unterstützten, und daß 
seit seiner Unterzeichnung beinahe drei Jahre 
ohne weitere Fortschritte vergangen sind; 

(vi) begrüßt die Erklärung der amerikanischen Re- 
gierung, daß sie von allen Aktionen, die die be- 
stehenden Abkommen über strategische Waf- 
fen unterlaufen könnten, absehen werde, so- 
lange sich die UdSSR ebenso verhalte, begrüßt 
vergleichbare Erklärungen der Sowjetunion 
und appelliert an beide Regierungen, diese Er- 
klärungen bei der Eröffnung der START-Ver- 
handlungen offiziell abzugeben; 

(vii) glaubt, daß angesichts der gegenseitigen Vor- 
teile einer solchen Kontrolle die Gespräche 
über die Reduzierung strategischer Waffen 
(START) dringend aufgenommen und unab- 
hängig von anderen Aspekten der Ost-West- 
Beziehungen geführt werden sollten, und be- 
grüßt daher die Rede von Präsident Reagan 
vom 9. Mai 1982, in der er die Aufnahme dieser 
Gespräche vor Ende Juni forderte und realisti- 
sche Vorschläge über umfangreiche Reduzie- 
rungen der strategischen Kernwaffen unter- 
breitete; 

(viii) bringt ferner die Hoffnung zum Ausdruck, daß 
die Eröffnung dieser Gespräche positive Aus- 
wirkungen auf die INF-Verhandlungen haben 
wird, die im Rahmen von START geführt wer- 
den müssen; 

(ix) unterstreicht die Notwendigkeit eines verifi- 
zierbaren umfassenden Versuchsverbots, um 
der Entwicklung immer stärker perfektionier- 
ter Nuklearwaffen ein Ende zu setzen; 

(x) unterstreicht die Bedeutung konkreter ver- 
trauensbildender Maßnahmen — nach dem 
Muster der in Helsinki vereinbarten Maßnah- 
men — als Vorstufe und Ergänzung einer aus- 
gewogenen Reduzierung des Waffenarsenals 
auf beiden Seiten; 

(xi) sieht in den meisten Friedensbewegungen so- 
wohl in Europa als auch in den Vereinigten 
Staaten einen Ausdruck tiefer und berechtig- 
ter Besorgnis über die Gefahren eines unbe- 
schränkten Wettrüstens und die Möglichkeit 
eines nuklearen Krieges; 

(xii) bedauert jedoch die einseitigen Tendenzen und 
übermäßigen Vereinfachungen in den Forde- 
rungen bestimmter Bewegungen, die die Not- 
wendigkeit einer militärischen Stabilität so- 
wohl auf nuklearem als auch auf konventionel- 
lem Gebiet verkennen, ebenso wie die Notwen- 


digkeit einer objektiven Analyse der Tatsa- 
chen als Voraussetzung für Verhandlungen 
über Reduzierungen; 

(xiii) begrüßt das Erscheinen der Studie „Kräftever- 
gleich — NATO und Warschauer Pakt“, die die 
Versammlung wiederholt gefordert hatte, und 
glaubt, daß von seiten der Regierungen und 
Parlamentarier fortgesetzte Anstrengungen 
unternommen werden müssen, um die Öffent- 
lichkeit über die Art der Bedrohung und die 
Grundlage der alliierten Verteidigungs- und 
Rüstungskontrollpolitik objektiv zu informie- 
ren; 

(xv) bedauert, daß in Osteuropa und in der Sowjet- 
union die öffentliche Meinung keine Gelegen- 
heit hat, frei über die Konzepte zu diskutieren, 
auf denen die europäische und internationale 
Sicherheit beruhen sollte; 

empfiehlt dem Rat, 

A. 

die im Nordatlantikrat tätigen Mitgliedsregie- 
rungen aufzufordern, 

1. die gegenwärtigen erheblich verbesserten engen 
und kontinuierlichen Konsultationen fortzuset- 
zen, um sicherzustellen, daß in allen Aspekten 
der nuklearen Abschreckung und der nuklearen 
Rüstungskontrolle eine einvernehmliche alli- 
ierte Position beibehalten wird; 

2. sicherzustellen, daß in den in Frage kommenden 
Ländern die Vorbereitungen für die ab 1983 vor- 
gesehene Dislozierung der vereinbarten Zahlen 
von bodengestützten Marschflugkörpern und 
Pershing II-Flugkörpern weitergehen, abzüglich 
eventuell vorher im Rahmen der INF-Gespräche 
vereinbarter Reduzierungen; 

3. darauf zu dringen, daß innerhalb kürzester Zeit 
eine Einigung im Rahmen der INF-Gespräche 
über die Null-Option für landgestützte Flugkör- 
per erzielt wird, daß diese Gespräche schritt- 
weise fortgeführt werden, um auch andere Waf- 
fensysteme einzubeziehen, und daß schließlich 
Gefechtsfeld-Systeme in diese oder die MBFR- 
Gespräche aufgenommen werden; 

4. die Wiederaufnahme des SALT- Prozesses durch 
die vorgeschlagene Eröffnung der START-Ge- 
spräche im Juni zu begrüßen und auf eine wei- 
testgehende Verknüpfung dieser und der INF- 
Gespräche und die fortgesetzte gegenseitige Ach- 
tung aller SALT-Grenzen während der Verhand- 
lungen zu drängen; 

5. mehr Nachdruck auf Verhandlungen und die An- 
nahme wirksamer Verifizierungsverfahren zu le- 
gen, da diese von wesentlicher Bedeutung für je- 
des Abkommen über Rüstungskontrolle und 
-reduzierung sind; 

6. die Regierung der Vereinigten Staaten aufzufor- 
dern, sich ernsthaft mit dem Vorschlag von Sena- 
tor Jackson auseinanderzusetzen, wonach in ei- 
nem neutralen Land ein gemeinsamer Komman- 
do-Posten der Vereinigten Staaten und der So- 
wjetunion errichtet werden soll, um der Möglich- 
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keit eines Krieges durch Versehen oder Fehlkal- 
kulation vorzubeugen; 

7. die Studie über den Kräftevergleich zwischen der 
NATO und dem Warschauer Pakt auf einer ver- 
einbarten objektiven Basis von Zeit zu Zeit zu ak- 
tualisieren und zu veröffentlichen und die So- 
wjetunion dringend aufzufordern, bei der Veröf- 
fentlichung von Kräftevergleichen ebenso offen 
und objektiv zu sein; 

B. 

1. die Mitgliedsregierungen aufzufordern, eine ak- 
tive Informationspolitik zu verfolgen, um sicher- 
zustellen, daß die öffentliche Meinung sowohl 
über die Art der Bedrohung als auch über die 
Zielsetzungen der alliierten Verteidigungs- und 
Rüstungskontrollpolitik objektiv informiert 
wird; 

2. eine europäische Haltung gegenüber den politi- 
schen Aspekten der Diskussionen im Nordatlan- 
tikrat zu entwickeln. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Entwicklung der Lage in Polen 

(Drucksache 915) 

Berichterstatter: Abg. Michel 


Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir ha- 
ben jetzt in Polen sechs Monate Kriegsrecht, sechs 
Monate Belagerungszustand, sechs Monate eines 
kommunistischen Militärregimes. Das bedeutet, daß 
in dieser Zeit Tausende von Personen ohne Ge- 
richtsverfahren inhaftiert sind, zum Teil unter här- 
testen Bedingungen, an ihrer Spitze der Vorsitzende 
der Gewerkschaft Solidarität, Lech Walesa. Es ist in 
der Öffentlichkeit weniger bekannt, daß viele derer, 
die inzwischen freigekommen sind, eine Ergeben- 
heitserklärung unterzeichnen mußten und daß viele 
nicht freigekommen sind, weil sie das nicht getan 
haben. Wir hören, daß weiter harte Strafen verhängt 
werden, wenn das Demonstrationsrecht oder das 
Recht auf friedliche Versammlung in Anspruch ge- 
nommen wird — so nach dem 3. Mai und dem 
13. Juni dieses Jahres. Weiterhin hören wir, daß eine 
Reihe von Vereinigungen kein Recht der Betätigung 
mehr haben. Wir hören auch, daß die Gewerkschaft 
Solidarität die alten Rechte nicht mehr bekommen 
soll. Ich möchte davor warnen, daß westliche Regie- 
rungen auf einen Vorschlag eingehen, Persönlich- 
keiten, die sich für Demokratie und Freiheit in Polen 
eingesetzt haben, zwangsauszuweisen, so daß die 
polnische Regierung die bequeme Möglichkeit hätte, 
diese Leute gegen ihren Willen aus ihrem Heimat- 
land zu entfernen. 

Eine Anmerkung zur Reaktion des Westens. Gestern 
und heute ist hier wiederholt von der pazifistischen 
Bewegung gesprochen worden, insbesondere auch 
in der Bundesrepublik Deutschland. Es ist bezeich- 
nend, daß die gleichen Leute, die für Vietnam de- 


monstriert haben, die für El Salvador demonstrie- 
ren, in der Bundesrepublik Deutschland kein Wort, 
keine Äußerung für das leidende polnische Volk ha- 
ben. Ich glaube, dies bezeichnet die Situation. Wir 
sollten dafür sorgen, daß das polnische Militärre- 
gime keine Reputation erhält, im kulturellen, im wis- 
senschaftlichen, in allen Bereichen der Zusammen- 
arbeit. 

Aus den Vorschlägen, was der Westen tun kann, um 
dem polnischen Volk zu helfen, möchte ich einen 
Punkt besonders herausgreifen. Das ist die Frage 
wirtschaftlicher Sanktionen. Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen, wir kommen in die Ge- 
fahr, daß das gleiche, was in den 70er Jahren auf 
dem Verteidigungssektor geschehen ist, nämlich 
daß der Westen in seinen Rüstungsanstrengungen 
deutlich kürzer getreten ist, daß die Sowjetunion 
dies aber nicht etwa mit gleicher Zurückhaltung be- 
antwortet hat, sondern im Gegenteil ihre militäri- 
sche Vormacht in diesen zehn Jahren ausgebaut hat, 
auch hier geschieht, daß sich in der Frage, wie wirt- 
schaftliche Sanktionen eingesetzt werden können, 
von seiten des Westens die gleiche Situation ergibt. 
Statt daß wir die Möglichkeiten nutzen, auf die pol- 
nische Regierung und auch die sowjetische Regie- 
rung Einfluß auszuüben, sehen wir, daß der Osthan- 
del nur aus rein wirtschaftlichen Gründen rückläu- 
fig ist. Zum einen hat der Westen infolge einer lang- 
anhaltenden Rezession die Möglichkeiten des Han- 
dels nicht mehr ausgebaut, insbesondere aber sind 
Polen und andere osteuropäische Länder in schwer- 
ste Zahlungsschwierigkeiten geraten. 

Es ist nicht verwunderlich, wenn Privatfirmen in ei- 
ner Marktwirtschaft für Ostgeschäfte plädieren. 
Manchmal wird man sogar an ein Wort von Lenin er- 
innert, der gesagt hat, der Kapitalist wolle auch an 
dem Strick noch verdienen, an dem er aufgehängt 
wird. 

Es ist aber sehr verwunderlich, daß eine Reihe euro- 
päischer Regierungen nicht bereit und willens ist, 
die Konsequenzen zu ziehen, die notwendig wären. 
Es wäre durchaus möglich, in diesem Bereich die 
Waffe der Nichtgewährung günstiger Kredite und 
anderer Lieferungsmöglichkeiten gegenüber den 
Regierungen in Warschau und Moskau einzusetzen. 
Dies geschieht leider nicht in dem notwendigen Aus- 
maß, und das hat leider auch zur Folge, daß in dieser 
Frage keine Übereinstimmung zwischen den USA 
und einigen europäischen Regierungen besteht. 

Auch der Hinweis, Arbeitslosigkeit wäre die Folge, 
ist nicht richtig. In der Bundesrepublik Deutschland 
hat der Osthandel ein Volumen von 4,7 %. Wir könn- 
ten eine ganze Reihe der Produkte, die wir aus dem 
Osten importieren, im eigenen Land hersteilen und 
würden damit auch einen Beitrag zur Verringerung 
der Arbeitslosigkeit leisten. 

Insgesamt hat man den Eindruck, daß manche Re- 
gierungen meinen, solange man dem Tiger in Mos- 
kau nur einiges an Fleisch vorwirft, würde er die eu- 
ropäischen Länder schon nicht fressen. Es hat sich 
aber erwiesen, daß der Tiger mit dieser Osthandels- 
politik, die in den letzten Jahren betrieben worden 
ist, gekräftigt worden ist und gewachsen ist, daß er 
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inzwischen anderswo, z. B. in Afghanistan, zuge- 
schlagen hat und daß eben alle Hoffnung auf eine 
Befriedung mittels Ausweitung des Handels getro- 
gen hat. 

Lassen Sie mich abschließend noch eine Bemerkung 
zum Verhältnis des deutschen Volkes zum polni- 
schen Volk machen. Im Jahre 1950, fünf Jahre nach 
der Vertreibung von 10 Millionen Deutschen, ist in 
Stuttgart von den Heimatvertriebenen eine Versöh- 
nungsadresse an die Völker Osteuropas gegeben 
worden. Die Versöhnung zwischen den Völkern ist 
inzwischen Wirklichkeit geworden, und es ist uns ge- 
lungen, in der Krise, die jetzt Polen betroffen hat, die 
Hilfsbereitschaft unseres deutschen Volkes gegen- 
über dem polnischen Nachbarn eindrucksvoll zu de- 
monstrieren. An uns liegt es, nun dafür zu sorgen, 
daß über die Vorgänge in Polen nicht ebenso hin- 
weggegangen wird wie über den Arbeiteraufstand 
am 17. Juni 1953 im sowjetisch besetzten Teil 
Deutschlands, der heutigen DDR, nicht ebenso hin- 
weggegangen wird wie über den Volksaufstand in 
Ungarn und den Versuch der tschechoslowakischen 
Völker im Jahre 1968. Diese drei Daten sollten zu- 
sammen gesehen werden. Die Bundesrepublik 
Deutschland begeht morgen den 29. Gedenktag des 
Arbeiteraufstandes in der DDR. Hoffen wir, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, daß die Anstren- 
gungen des freien Westens dem polnischen Volk hel- 
fen können, den kleinen Raum von Freiheit und Bür- 
gerrechten wiederzuerwerben, den es hatte! Das pol- 
nische Volk kämpft auch heute noch unter schwie- 
rigsten Umständen um diese Rechte. 

Rösch (FDP): Herr Präsident! Verehrte Kollegen! 
Herr Althammer hat soeben schon gesagt, daß man 
die heutige Gelegenheit sowenig vorüberziehen las- 
sen darf wie die Gelegenheit der letzten Sitzungen 
sowohl hier wie im Europarat, ständig zu wiederho- 
len, welches Regime die Verantwortung für die Ver- 
hältnisse in Polen trägt. Dieses System ist so inef- 
fektiv und unmenschlich, daß die Menschen in den 
ehemals als die „Kornkammer Deutschlands“ be- 
zeichneten Gebieten heute nicht einmal mehr genug 
Brot zum Leben haben — ein Umstand, den auszu- 
drücken und zu wiederholen notwendig ist. Denn es 
ist nötig, auch den jungen Menschen in Europa, die 
mit kommunistischen Ideen sympathisieren oder 
sich in der Nähe dieser Ideenfelder befinden, deut- 
lich zu machen, was der reale Kommunismus in Eu- 
ropa für die Menschen tatsächlich bedeutet. 

Nun, meine Damen und Herren, die Situation in Po- 
len ist, wie wir alle wissen, ein Verstoß gegen die 
Schlußakte von Helsinki. Sie ist natürlich auch ein 
Verstoß gegen alles, was kommunistische Parteien 
über ihre eigenen Ziele erzählen. 

Wie ist nun die gegenwärtige Situation in Polen? Die 
Versuche zur Beruhigung der innenpolitischen Ent- 
wicklung, zum Beispiel über die Freilassung von tau- 
send Inhaftierten, sind bis zur Stunde ergebnislos 
geblieben. Die Unruhen, insbesondere die am 
3. April und am 13. Mai, zeigen, daß die Organisation 
der Solidarität immer noch imstande ist, gezielte Ak- 
tionen zu koordinieren. Die Berichte drücken aus, 
daß die Unruhen am 13. Mai keine Warnstreiks wa- 


ren, sondern eigentlich, über das ganze Land ver- 
breitet, den Charakter eines zeitweiligen General- 
streiks gehabt haben. Die Lockerung des Kriegs- 
rechts wurde nach den Unruhen widerrufen. Es wur- 
den 3 300 Personen festgenommen und davon mehr 
als 211 Menschen neu interniert. Die Versuche der 
Kirche, weiter eine Vermittlerrolle zu spielen und 
zur Mäßigung, zur Besonnenheit aufzurufen, wer- 
den immer wirkungsloser. Das Regime zeigt ein im- 
mer unverhüllteres Gesicht. Die Besetzung hoher 
Ämter in Partei und Staat mit Militärs schreitet fort. 
Die Gewerkschaftsfrage stagniert. 

Herr Kollege Althammer hat schon über die wirt- 
schaftliche Situation gesprochen. Die Wirtschaft Po- 
lens hat zwar ihre Talfahrt verlangsamt. Wenn Sie 
aber berücksichtigen, daß trotz des schlimmen 
Niveaus in den Jahren 1980 und 1979 das reale Ein- 
kommen der Arbeitnehmer erneut um 23 % gesun- 
ken ist, daß die Produktivität gesunken ist, können 
Sie sich in etwa ausmalen, wie es um die tatsächli- 
che Situation der Menschen in Polen bestellt ist. 

Nun, verehrte Kollegen, was können wir dagegen 
tun? Womit können wir die Lage beeinflussen? Die 
Tatsache der Existenz der Schlußakte von Helsinki 
gibt uns die Möglichkeit, auf diese Schlußakte einzu- 
gehen, die Möglichkeit, die Sowjetunion anzuklagen. 
Sie gibt uns die Möglichkeit, über das, was vorher 
möglich war, hinaus moralisch und politisch, mora- 
lisch und publizistisch zu wirken. 

Die Situation stellt uns weiterhin vor die Notwendig- 
keit, unsere humanitären Hilfen fortzusetzen, wie 
wir sie bisher ja in breitem Maße geleistet haben. 
Wir stehen unter dem Zwang, den Dialog mit der an- 
deren Seite fortzusetzen, das Gespräch. Wenn man 
nämlich erst einmal an einem Punkt angelangt ist, 
wo man nicht einmal mehr miteinander redet, kann 
man auch nichts mehr verändern. Deswegen ist die 
Beharrlichkeit der Politik die einzige Möglichkeit, in 
Polen tatsächlich zu Veränderungen beizutragen — 
über die Notwendigkeit humanitärer Hilfe hinaus. 

Jung (Kandel) (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann im großen und ganzen der zu- 
treffenden Beschreibung der Situation in Polen 
durch den Kollegen Michel zustimmen, wenngleich 
es in den soeben auch erwähnten Pressemitteilun- 
gen heißt, daß das Kriegsrecht weiter und selektiv 
abgemildert wird, wie es die polnische Führung be- 
absichtigt. Denn der Militärrat unter General Jaru- 
selski hat das Innenministerium nach diesen Pres- 
semitteilungen beauftragt, in diesem Sinne zu han- 
deln. Auch die „Frankfurter Allgemeine“ berichtete 
darüber, und der Außenminister Cyrek hat vorge- 
stern in den Vereinten Nationen Andeutungen in 
dieser Richtung gemacht. Ich meine aber, daß durch 
solche Ankündigungen allein die Situation in Polen 
nicht schon verbessert wird. Denn wenn die einzel- 
nen Wojwoden beauftragt wurden, „Erleichterungen 
zu erwägen“, sind das ja noch keine Erleichterun- 
gen; und wenn wissenschaftliche, kulturelle und an- 
dere Vereinigungen aus ihrer Suspendierung befreit 
werden sollen, müssen natürlich auch konkrete Bei- 
spiele folgen, und das darf nicht lange auf sich war- 
ten lassen. Auch die Aufhebung der Sperrstunde 
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müßte schnellstens geschehen. Über die Freilassung 
von 257 Inhaftierten sollten wir uns nicht zu sehr 
freuen, denn es sind ja noch weit über 2 000 in der 
Isolation. Die polnische Regierung muß natürlich ge- 
zwungen werden, auch diese Inhaftierten freizulas- 
sen. 

Alles scheint mir ein bißchen auch darauf angelegt 
zu sein, die Situation für den Besuch des Papstes in 
Polen, der natürlich dem polnischen Volk Anlaß gibt, 
auf seine Lage hinzuweisen, ein klein wenig zu ver- 
bessern. 

Aber, wie gesagt, alle diese Ankündigungen bedeu- 
ten eben noch nicht, daß der Frieden in Polen zu- 
rückkehrt. Deshalb müssen wir, wie der Kollege 
Rösch gesagt hat, auf der Grundlage der Zusagen 
und der Verpflichtungen des Ostens, der Sowjet- 
union und aller östlichen Regierungen, fordern — 
und nicht nur unserer moralischen Empörung Aus- 
druck geben — , daß auf der Basis der KSZE-Verein- 
barungen die Situation der Menschen verbessert 
wird, müssen vor allen Dingen auch versuchen, 
durch praktische Handlungen Einfluß auf die tat- 
sächliche Lage der Menschen in Polen auszuüben. 
Und dazu zählen die drei Punkte: Aufhebung des 
Kriegsrechts, Freilassung der Inhaftierten und Wie- 
deraufnahme des Dialogs zwischen Kirche, Solidari- 
tät und Staatsführung. Diese Forderungen müssen 
wir hier mit Nachdruck unterstützen. 

Wir unterstützen auch die Entscheidungen der Euro- 
päischen Gemeinschaft, daß die weitere Lieferung 
der verbilligten Nahrungsmittelhilfe der EG an die 
Regierung eingestellt wird, daß aber in Höhe von 
84 Millionen DM direkte humanitäre Hilfe über 
nichtstaatliche Organisationen nach Polen gewährt 
wird. Dies sollten wir hier auch noch einmal unter- 
streichen. 

Ich bin auch der Meinung, daß es richtig ist, eine Li- 
ste ausgewählter Güter aufzustellen und für den in 
der Hauptsache Verantwortlichen, nämlich die So- 
wjetunion, Importkürzungen für sowjetische Waren 
außerhalb des Energie- und Rohstoffbereichs festzu- 
legen. Damit wird ein politisches Signal gesetzt und 
deutlich gemacht, daß die UdSSR Mitverantwortung 
für die Entwicklung der Lage in Polen hat. 

Nachdem Herr Kollege Althammer hier durchaus 
richtige Zahlen genannt hat, möchte ich auf die For- 
derungen des Kollegen Atkinson eingehen, der sag- 
te, man müsse auch das deutsch-russische — man 
muß ja sagen: europäisch-russische — Erdgas/Röh- 
ren-Geschäft „canceln“. Ich bin der Meinung, daß 
dieses Geschäft der Sowjetunion keine einseitigen 
Vorteile bietet, sondern daß damit — und das gibt für 
die Bundesrepublik den Ausschlag — eine Diversifi- 
zierung unserer Energieversorgung erreicht wird. 
Der Anteil der Energieversorgung über dieses Erd- 
gasgeschäft an unserer gesamten Energieversor- 
gung liegt in der Größenordnung, die Herr Altham- 
mer für den Osthandel insgesamt genannt hat, näm- 
lich ganzer 5%. 

Ich bin allerdings mit Herrn Kollegen Atkinson der 
Meinung, daß man unter uns Europäern in der Euro- 
päischen Gemeinschaft solidarisch auftreten muß 
und nicht — wie nach Afghanistan — so sehr unter- 


schiedlich. Ich glaube aber, dieses Röhren/Gas-Ge- 
schäft ist dafür nicht das beste Beispiel, 

Herr Kollege Althammer hat darauf hingewiesen, 
daß die Wirtschaft Polens ihre Talfahrt fortgesetzt 
hat, daß die Industrieproduktion weiter abgefallen 
ist, daß das Handelsvolumen Polens auch gegenüber 
der Bundesrepublik Deutschland weiterhin abge- 
nommen hat. Ich meine, dies alles sollten wir im 
Auge behalten. Ich glaube auch, daß die Banken, die 
ihrerseits solchen Osthandel mitfinanzieren — wir 
sind ja freie Wirtschaften und nicht vom Staat ge- 
lenkte; das muß hier einmal festgestellt werden — , 
auf Grund dieser Situation ganz automatisch ihre 
besondern Kreditkonditionen gegenüber dem Osten 
entsprechend reduzieren werden. 

Ich möchte abschließend aber eines sagen. Ich 
möchte sagen, Herr Kollege Michel, daß ich einen 
Punkt für bedenklich halte. Sie schlagen vor, die 
Konferenz von Madrid so lange zu unterbrechen, bis 
alle Bedingungen erfüllt sind: Abschaffung des 
Kriegsrechts usw. Ich weiß nicht, ob das realistisch 
ist. Deswegen meine ich, diese Forderung geht etwas 
zu weit und ist mit Sicherheit — das ist meine Über- 
zeugung — der Stärkung des Friedens in Europa 
nicht dienlich. Wir sollten hier doch etwas flexibler 
sein und eine Rückkehr zum Frieden in Polen in ei- 
nem längeren Zeitraum ermöglichen. — Vielen 
Dank. 

Empfehlung 384 

betr. die Entwicklung der Lage in Polen 

Die Versammlung 

erinnert an ihre Richtlinie 53, ihre Empfehlun- 
gen 370 und 378 sowie die Erklärung ihres Präsidial- 
ausschusses vom 8. Januar 1982; 

erinnert an die im Rahmen der europäischen politi- 
schen Zusammenarbeit gefaßten Beschlüsse; 

vertritt die Ansicht, daß die Maßnahmen, die die pol- 
nische Regierung vor allem anläßlich des 1. Mai 1982 
ergriffen hat, um das Kriegsrecht zu lockern, noch 
weit von der Erfüllung der drei Bedingungen ent- 
fernt sind, die der Nordatlantikrat am 11. Januar 
1982 für die Wiederherstellung normaler Beziehun- 
gen zu Polen gestellt hat; 

bedauert, daß die wirtschaftspolitischen Maßnah- 
men, auf die sich der Nordatlantikrat geeinigt hat, 
um diesen Bedingungen mehr Nachdruck zu verlei- 
hen, keine striktere Anwendung gefunden haben; 

begrüßt, daß sich die Teilnehmer der KSZE-Folge- 
konferenz in Madrid geweigert haben, ihre Arbeit 
unter den Umständen, die durch die Gewaltaktion 
vom 13. Dezember 1981 geschaffen worden sind, fort- 
zusetzen; 

stellt fest, daß die Ereignisse in den ersten Maitagen 
1982 und die Anwendung neuer Zwangsmaßnahmen 
zeigen, daß die polnische Regierung keine anderen 
Mittel als die Anwendung von Gewalt gefunden hat, 
um eine Politik durchzusetzen, die von der großen 
Mehrheit der Bevölkerung zurückgewiesen wird; 
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empfiehlt dem Rat, 

1. sicherzustellen, daß die Konsultationen zwischen 
den europäischen und amerikanischen Mitglie- 
dern des Atlantischen Bündnisses fortgesetzt 
und verstärkt werden, um die Maßnahmen zu ko- 
ordinieren, die in bezug auf die Regierung Polens 
und der Sowjetunion ergriffen werden oder zu er- 
greifen sind, um diese Regierungen zur Erfüllung 
der vom Nordatlantikrat und von den europäi- 
schen Organisationen gestellten Bedingungen 
für die Wiederherstellung normaler Beziehungen 
zu Polen zu veranlassen, und zwar: 

a) de facto und de jure Abschaffung des Re- 
gimes, das durch die Verhängung des Kriegs- 
rechts in Polen herrscht; 

b) die Freilassung aller politischen Häftlinge; 

c) Wiederaufnahme des Dialogs zwischen der 
Regierung, der freien Gewerkschaftsbewe- 
gung, wie sie durch Solidarität verkörpert 
wurde, und der katholischen Kirche; 

2. seinerseits weiterhin regelmäßig die Anwendung 
europäischer Maßnahmen zu untersuchen; 

3. zu bekräftigen, daß die Wiederaufnahme der 
KSZE-Folgekonferenz in Madrid ernsthaft ge- 
fährdet wird, wenn diese Bedingungen nicht er- 
füllt werden. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Staatssekretärs beim Bundes- 
.minister der Verteidigung Dr. Klaus D. Leister 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Präsident, ich darf Ihnen zunächst 
herzlich danken für die freundlichen Worte der Be- 
grüßung und für die Einladung, heute zu Ihnen über 
aktuelle Aspekte der deutschen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik zu sprechen. Gerade ange- 
sichts vielfältiger Strategie- und Sicherheitsdiskus- 
sionen im Bündnis scheint es mir zum besseren ge- 
genseitigen Verständnis wichtig zu sein, Positionen 
und Ansichten darzulegen. 

Lassen Sie mich meine Ausführungen mit einer 
grundsätzlichen Anmerkung beginnen. Für ein geo- 
strategisch so exponiertes Land an der Nahtstelle 
der Machtblöcke wie der Bundesrepublik Deutsch- 
land lifegt es auf der Hand, daß eine individuelle, rein 
nationale Sicherheitspolitik den deutschen Sicher- 
heitsbedürfnissen nicht gerecht werden kann. Da- 
her ist für die Bundesrepublik Deutschland Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik in erster Linie Bünd- 
nispolitik. 

Zweifellos ist bei dem Thema kollektive Sicherheits- 
politik für Europa vor allem an die NATO und die 
dort vollzogene Einbindung unserer nordamerikani- 
schen Partner in unser Sicherheitssystem zu den- 
ken. Vor dem Hintergrund heutiger globaler — nicht 
nur militärischer — Bedrohung für unsere freiheitli- 
che Lebensordnung scheint es aber zunehmend not- 
wendig, die Überlegungen dabei auf die Möglichkei- 
ten zu richten, die sich aus der Zusammenarbeit der 


Europäer in den verschiedenen vorhandenen Foren 
ergeben. 

In diesem Zusammenhang kommt der Versamm- 
lung der Westeuropäischen Union als Forum für die 
Diskussion europäischer Sicherheitspolitik beson- 
dere Bedeutung zu. Die WEU ist nicht nur das ein- 
zige europäische parlamentarische Forum, das sich 
mit sicherheits- und verteidigungspolitischen Fra- 
gen beschäftigt. Die WEU trägt auch durch die ver- 
tragliche Festschreibung der militärischen Bei- 
standsverpflichtungen entscheidend zur Abschrek- 
kung und damit zur Friedenssicherung bei. 

Die Bundesregierung verfolgt mit Interesse und 
Aufmerksamkeit Bestrebungen der Versammlung, 
den WEU-Vertrag den Erfordernissen der Gegen- 
wart anzupassen. 

Wir haben daher mit Befriedigung zur Kenntnis ge- 
nommen, daß die Versammlung mit großer Mehr- 
heit den Vorschlag gemacht hat, Bestimmungen des 
Vertrages aufzuheben, die überholt erscheinen. Las- 
sen Sie mich aber unterstreichen, daß die Bundesre- 
gierung wie in der Vergangenheit so auch in Zukunft 
uneingeschränkt zu ihren Verpflichtungen aus dem 
WEU-Vertrag steht. 

Die Europäische Gemeinschaft stellt in ihrer politi- 
schen Zielsetzung, auf dem Weg über Zusammenar- 
beit und Integration die Einheit Europas zu errei- 
chen, einen großen Wurf dar. Aber der dort aufge- 
zeigte Weg zur Einigung ist noch weit, gerade was si- 
cherheitspolitische Belange betrifft. 

Die Bundesregierung befürwortet diese breit ange- 
legte europäische Einigung vor allem deshalb, weil 
wir eine politisch und wirtschaftlich starke Europäi- 
sche Gemeinschaft als einen wesentlichen Faktor 
für die Sicherheit des gesamten Westens, aber auch 
für die Stabilität in der Welt erachten. 

Aus diesem Grunde hat die Bundesregierung ge- 
meinsam mit der italienischen Regierung die Verab- 
schiedung einer Europäischen Akte vorgeschlagen. 
Ihr Ziel ist es, die Europäische Gemeinschaft poli- 
tisch besser zu organisieren und handlungsfähiger 
zu machen. 

Der Bedeutung der sicherheitspolitischen Diskus- 
sion und Konsultation haben in diesem Frühjahr 
auch die Mitglieder der Eurogroup Rechnung getra- 
gen. 

Auf die Bedeutung der Unabhängigen Europäischen 
Programmgruppe werde ich später noch zu spre- 
chen kommen. 

Die enge bilaterale Zusammenarbeit mit unseren 
Freunden in Europa rundet das Sicherheitssystem 
ab, in das die Bundesrepublik Deutschland einge- 
bunden ist, dem sie vertraut und für das sie konkrete 
Leistungen zum Beispiel in Form von Verteidi- 
gungs- und Materialhilfe erbringt. Der gerade er- 
folgte Beitritt Spaniens zur NATO und in absehba- 
rer Zeit zur Europäischen Gemeinschaft bestärkt 
uns darin, die bestehenden vielfältigen sicherheits- 
politischen Beziehungen für lebensfähig und attrak- 
tiv zu halten. Sie bieten unter den gegebenen Um- 
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ständen ein Maximum an nationaler Sicherheit und 
Handlungsfreiheit 

Zur Bestätigung und Verdeutlichung ihrer Sicher- 
heitspolitik hat die Bundesregierung am 31. März 
dieses Jahres eine Erklärung verabschiedet, in der 
sie sich zu den beiden Elementen des Harmel-Be- 
richts von 1967 bekennt, der Grundlage der Politik 
des Nordatlantischen Bündnisses ist 

Danach sind Maximen der deutschen Sicherheitspo- 
litik der Wille zu Verteidigungsfähigkeit und politi- 
scher Solidarität innerhalb der Allianz neben der 
Bereitschaft zum Dialog und zur Zusammenarbeit 
mit dem Osten und mit den Ländern der Dritten 
Welt Niemand kann heute Sicherheitspolitik aus- 
schließlich auf sich bezogen betreiben. Sicherheit 
des einen ist immer auch Sicherheit des anderen. 

In dieser Erklärung der Bundesregierung wird die 
gültige Strategie der NATO bekräftigt. Aber lassen 
sie mich hinzufügen; Es gibt keinen Zweifel hin- 
sichtlich der Sorgen, die sich aus den militärischen 
Möglichkeiten des Warschauer Paktes ergeben — 
Sorgen, die um so mehr berechtigt sind, als die So- 
wjetunion offenbar bereit ist, wie im Fall Afghani- 
stan politische Zielsetzungen mit militärischen Mit- 
teln durchzusetzen, wenn ihr Risikokalkül dies mög- 
lich erscheinen läßt. 

Der Konflikt um die Falkland-Inseln und die jüng- 
sten kriegerischen Auseinandersetzungen im Na- 
hen Osten machen sehr deutlich, daß es heute keine 
Konflikte mehr irgendwo auf der Welt gibt, die nicht 
direkt oder indirekt Auswirkungen auf alle Staaten 
hätten. 

Sicherheit kann und darf daher heute nicht mehr als 
die militärische Fähigkeit begriffen werden, Kriege 
zu gewinnen, sondern als die politische Fähigkeit, 
Kriege zu verhindern. Diese Fähigkeit kann von kei- 
nem Staat allein, sondern nur als eine gemeinsame 
Sicherheit zwischen Staaten erworben werden. 

Lassen Sie mich einige Anmerkungen zur aktuellen 
Strategiedebatte, die wir zur Zeit in der Öffentlich- 
keit haben, machen. Die Entwicklung im Kräftever- 
hältnis zwischen dem Warschauer Pakt und der 
NATO, insbesondere die Disparität bei den nuklea- 
ren Mittelstreckenwaffen, hat die Frage aufgewor- 
fen, ob die gültige Strategie der NATO den Gegeben- 
heiten noch gerecht wird. 

Meiner Meinung nach ist die Antwort eindeutig. 
Zum Konzept der Kriegsverhinderung durch Ab- 
schreckung gibt es heute keine Alternative. Die 
NATO ist und bleibt ein rein defensiver Verteidi- 
gungspakt. Abschreckung durch gemeinsame Ver- 
teidigungsfähigkeit und durch gemeinsamen Vertei- 
digungswillen bildet zugleich die einzige Basis für 
eine erfolgreiche Politik der Rüstungskontrolle und 
der Vertrauensbildung zwischen Ost und West. 

Auch der rein militärische Aspekt der Frage nach 
der Gültigkeit der NATO- Strategie läßt eine eindeu- 
tige Antwort zu: Zur Zeit gibt es keine Alternative 
zur gültigen NATO-Konzeption. Allerdings müssen 
zu ihrer zeitgerechten Implementierung die richti- 
gen Mittel in hinreichender Zahl bereitgestellt wer- 


den. Bundesverteidigungsminister Dr. Apel hat 
jüngst zur NATO-Strategie in einem Beitrag im „Eu- 
ropa-Archiv“ vom 10. Juni 1982 ausgeführt — ich 
darf zitieren — : 

Die NATO-Strategie ist zuallererst eine Strategie 
der Kriegsverhinderung. Sie ist damit eine Strate- 
gie des no first use jeglicher Mittel. Unsere Strate- 
gie der flexiblen Erwiderung ist auch keine Strate- 
gie des nuklearen Ersteinsatzes. Sie schließt zwar 
den Ersteinsatz von Nuklearwaffen als Mittel der 
Abschreckung nicht aus. Sie sieht aber vor allem 
vor, die Verteidigung mit den Mitteln zu führen, 
mit denen das Bündnis angegriffen wird — auch 
gegen überlegene konventionelle Streitkräfte. Das 
schließt den Ersatz fehlender konventioneller 
Kräfte durch nukleare Mittel ausdrücklich aus. 
Deshalb darf das Bündnis seine konventionellen 
Kräfte auf keinen Fall vernachlässigen. Wir müs- 
sen auch künftig eine etwaige konventionelle 
Aggression durch konventionelle Vorneverteidi- 
gung zum Stehen bringen können. 

Vieles deutet darauf hin, daß wir uns einer langfristi- 
gen vielfältigen und sich zunehmend komplizieren- 
den Bedrohung stellen müssen, einer Bedrohung, 
die sich nicht nur auf die mögliche Absicht eines po- 
tentiellen Gegners beschränkt, seine politischen 
Ziele mit militärischen Mitteln durchzusetzen, son- 
dern die auch zunehmend aus der Konkurrenz um 
Ressourcen und um die Beziehungen zu den Län- 
dern der Dritten Welt erwächst. 

Dabei hat sich das Bedrohungspotential durch nicht- 
militärische, aber keineswegs weniger lebensbedro- 
hende Mittel beträchtlich erweitert. 

Die Frage der Bewältigung der Probleme der Dritten 
Welt ist von uns daher sehr ernstzunehmen. Der We- 
sten wird sich ernsthaft um echte Lösungen zur Be- 
wältigung der Nöte und Instabilitäten in diesen Län- 
dern bemühen. Die Bundesregierung ist aber der 
Meinung, daß das Nord-Süd-Problem nicht in erster 
Linie allein unter Ost-West-Kategorien gesehen 
werden sollte. 

Die These, daß die Sowjetunion der natürliche Ver- 
bündete der Blockfreien sei, hat vor allem auf Grund 
der Besetzung Afghanistans in der Dritten Welt an 
Glaubwürdigkeit verloren. Gewachsen ist dagegen 
das Bemühen um eine echte Blockfreiheit, ohne daß 
sich hierdurch die Distanz zum Westen in jedem Fall 
verringert hätte. Die Bundesregierung unterstützt 
echte Blockfreiheit. 

Die Ereignisse in Polen haben die Spannungen im 
Ost-West-Verhältnis erneut vergrößert und die von 
der Sowjetunion ausgehende Vertrauenskrise zwi- 
schen West und Ost vertieft. 

Die Antwort auf Rückschläge im Ost-West-Verhält- 
nis kann aber weder in Resignation noch in Emotion 
noch in einer Rückkehr zum Kalten Krieg und zur 
Konfrontation liegen. Die Antwort muß in einer ge- 
meinsamen westlichen Politik gegenüber der So- 
wjetunion liegen, in der sich die Entschlossenheit 
zur Erhaltung des militärischen Gleichgewichts und 
die Forderung an die Sowjetunion nach Mäßigung, 
Zurückhaltung und verantwortungsbewußtem Han- 
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dein, verbunden mit der Bereitschaft zu Dialog und 
Verhandlung, insbesondere über Rüstungskontrolle, 
manifestiert. Nur eine auf gleichberechtigter Kon- 
sultation und Absprache beruhende Einigkeit und 
Handlungsfähigkeit des Westens wird dabei die so- 
wjetische Führung beeindrucken. 

Als eindrucksvolles Beispiel ist der Doppelbeschluß 
der NATO zu nennen, der nicht zuletzt erst die Vor- 
aussetzungen schuf, die Sowjetunion an den Ver- 
handlungstisch in Genf zu bringen und damit auch 
die Grundlage für neue Verhandlungen über die Re- 
duzierung der strategischen Potentiale der beiden 
Supermächte. 

Es gilt, diese Einmütigkeit zu bewahren. Und es gilt 
auch, den Beschluß, den die Bundesregierung in sei- 
nen beiden Teilen unterstützt und vertritt, unter den 
vereinbarten Bedingungen durchzusetzen. Der So- 
wjetunion ist deutlich zu machen, daß die Allianz in 
diesem Beschluß zusammensteht und nicht ausein- 
anderzudividieren ist. 

Hierzu bedarf es nicht zuletzt der Hilfe und Unter- 
stützung aus dem parlamentarischen Raum. Einem 
vor allem auf Grund mangelnder Information 
schwankend werdenden Teil der Öffentlichkeit gilt 
es, den Inhalt des Beschlusses — z. B. auch den 
schon vollzogenen Abzug von 1 000 nuklearen 
Sprengköpfen — zu verdeutlichen und ihr so die 
Ängste zu nehmen; denn Angst ist ein schlechter 
Ratgeber und Basis von Emotionen und Irrationali- 
täten. Ich sehe hier auch eine Aufgabe der Ver- 
sammlung der WEU, diese Angst abzubauen. 

Die Bundesregierung hofft, daß mit dem Wiederbe- 
ginn der Rüstungskontrollverhandlungen ein 
Durchbruch in Richtung auf die vom Westen vorge- 
schlagene Null-Lösung für SS-4/5 und SS-20 gegen 
eine Nichtstationierung von Pershing II und Ground 
Launched Cruise Missiles möglich werden kann. 

Die Bundesrepublik Deutschland sieht in der An- 
kündigung des amerikanischen Präsidenten und des 
sowjetischen Staatschefs vom 31. Mai 1982 zur Auf- 
nahme von START-Verhandlungen noch in diesem 
Monat den Schritt in die richtige Richtung. Die ame- 
rikanischen START- Vorschläge zielen langfristig 
auf eine Neustrukturierung des strategischen Kräf- 
teverhältnisses zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Sowjetunion im Sinne von 
mehr Stabilität und Sicherheit für beide Seiten ab. 
Damit wird beiden Weltmächten eine historische 
Aufgabe gestellt, die nur in zielstrebigem Zusam- 
menwirken, in einem Klima gegenseitigen Vertrau- 
ens zu lösen sein wird. 

Wir hoffen, daß sich die Aufnahme des START-Dia- 
logs positiv auch auf andere wichtige Ost-West-Ver- 
handlungen auswirken wird, insbesondere auf die 
MBFR-Verhandlungen in Wien, die für uns wegen 
des konventionellen Ungleichgewichts in Europa 
nach wie vor von großer Bedeutung sind. 

Die Bundesregierung unterstützt deshalb die von 
der NATO begrüßte Initiative der USA für die Wie- 
ner Verhandlungen, mit der die westlichen Teilneh- 
mer einen umfassenden Ansatz zur Lösung aller 
strittigen Fragen auf der Basis unverminderter Si- 


cherheit beider Seiten anbieten. Wir hoffen, mit die- 
sem Vorschlag dem Dialog neuen Elan zu geben und 
die Verhandlungen einer Einigung näherzubrin- 
gen. 

Diese Unterstützung der Bundesregierung gilt un- 
eingeschränkt für alle vertrauensbildenden Unter- 
nehmungen des Westens, sei es bei MBFR, sei es im 
KSZE-Rahmen, der die Grundlage für eine Europäi- 
sche Abrüstungskonferenz schaffen soll, sei es die 
2. Abrüstungs-Sondergeneralversammlung der UN, 
die zur Zeit in New York läuft, oder seien es die Bera- 
tungen für ein vollständiges und nachprüfbares Ver- 
bot der C-Waffen in Genf, auf die ich hier im einzel- 
nen nicht näher eingehen will. 

Die Politik der Friedenssicherung der Bundesregie- 
rung ist klar und berechenbar. Wir wollen den Dia- 
log und echte Entspannung mit dem Osten; er hat 
für uns Deutsche, aber auch für Europa, in den letz- 
ten Jahren manche positive Veränderung erbracht, 
die nicht geringgeschätzt werden sollte. Aber es gibt 
auch Tatsachen, die uns Sorge bereiten und an de- 
nen man nicht vorbeisehen kann. 

Der im vergangenen Monat von der NATO veröf- 
fentlichte Streitkräftevergleich hat bestätigt und der 
Öffentlichkeit dargelegt, was in Fachkreisen seit 
längerem bekannt war: Das Kräfteverhältnis hat 
sich in den letzten zwei Jahrzehnten deutlich zuun- 
gunsten des Westens verschoben. Dies stellt den We- 
sten im Bereich seiner eigenen Verteidigungsan- 
strengungen vor neue Anforderungen. Sie fallen al- 
lerdings zusammen mit ökonomischen, budgetären 
und finanziellen Schwierigkeiten in allen Ländern 
der Allianz, auch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

Um so wichtiger ist es, entlastende Möglichkeiten 
durch Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Rüstung 
zu suchen. Verschiedene Gremien haben sich mit 
dieser Problematik befaßt und eine Reihe von Vor- 
schlägen unterbreitet, deren Realisierung gründlich 
geprüft werden sollte. 

Rüstungspolitik ist heute enger denn je in einen 
Rahmen eingebunden, der einerseits Kooperation 
noch dringlicher macht, andererseits aber die Mög- 
lichkeiten ihrer Realisierung kurz- und mittelfristig 
stark beeinträchtigt. Die Knappheit der Ressourcen, 
insbesondere der Mittel für Verteidigungsinvestitio- 
nen, stellt die Rüstungsplanung in den nächsten 
Jahren vor schwerwiegende Probleme. 

Die Kostensteigerungen, die durch die Technolo- 
giesprünge von einer Waffengeneration zur näch- 
sten ausgelöst werden, sind so enorm, so erheblich 
geworden, daß sie an die Grenzen der Finanzierbar- 
keit stoßen. Lassen Sie mich zwei Beispiele nennen: 
Der Stückpreis des Panzers Leopard 1 betrug noch 
1,1 Millionen DM, der Stückpreis des Panzers Leo- 
pard 2, des Nachfolgesystems, liegt bereits bei 4,2 
Millionen DM. Und der Starfighter der deutschen 
Luftwaffe kostete im Vergleich zum Nachfolgesy- 
stem MRCA Tornado zehnmal weniger. Dies ist eine 
vereinfachte Darstellung, weil die Systeme natürlich 
technologisch auf Grund der Fortentwicklung kaum 
vergleichbar sind. Aber sie zeigt dennoch das Grund- 
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Problem, daß wir es nicht mehr mit einer Verdoppe- 
lung der Kosten beim Wechsel von einem Waffensy- 
stem zum anderen zu tun haben, sondern daß die 
Kosten enorm ansteigen. 

Gleichzeitig stehen wir einer weltweit veränderten 
Wirtschaftssituation gegenüber. Die in den 70er Jah- 
ren vorhandenen Wachstumsraten sind heute und in 
der nächsten Zeit nicht mehr möglich. Dies begrenzt 
die Entwicklung der öffentlichen Haushalte und 
auch die Entwicklung der Verteidigungshaushalte. 
Die Rüstungsplanung muß sich daher auf diese für 
sie neue Situation einstellen. Wie sie wissen hat ge- 
rade diese Problematik den deutschen Verteidi- 
gungsminister veranlaßt, spezielle Untersuchungen 
mit Blick auf die zukünftige Langzeitplanung der 
Bundeswehr durchzuführen. Diese Arbeiten werden 
in Kürze veröffentlicht werden. Drei kurze Anmer- 
kungen lassen sich in diesem Zusammenhang heute 
schon machen: 

Erstens. Auf Grund der demographischen Entwick- 
lung ist die personelle Bedarfsdeckung der Bundes- 
wehr ab 1986 ihr Kernproblem. 

Zweitens. Spektakuläre technische Alternativen zur 
Erfüllung der Aufgaben der Streitkräfte und zur 
wirksamen personellen und finanziellen Entlastung 
zeichnen sich nicht ab. 

Drittens. Evolutionäre Technologieveränderungen 
können aber gleichwohl zur Personaleinsparung 
und zur Kostendämpfung genutzt werden. Ich beto- 
ne: Dies sollte nicht nur national, sondern bündnis- 
weit versucht werden. 

Trotz knapper Finanzmittel werden wir die eingelei- 
tete Beschaffung der Großvorhaben zur Modernisie- 
rung der Bundeswehr soweit wie möglich terminge- 
recht zu Ende führen. Das wird Auswirkungen auf 
anderen Gebieten der militärischen Planung mit 
sich bringen. Solche Rückwirkungen sind besonders 
nachteilig im Bereich von Forschung und Entwick- 
lung; denn Forschung und Entwicklung sind gerade 
in Zeiten knappen Geldes von großer Bedeutung. Sie 
sind für die Realisierung notwendiger Anpassungs- 
prozesse wichtig und erhalten nationale Kapazitä- 
ten, die wiederum für die Kooperation notwendig 
sind. 

Aus diesem Grunde streben wir an, die Haushaltsan- 
sätze für Forschung und Entwicklung mittelfristig 
wieder ansteigen zu lassen. Gleichzeitig arbeiten wir 
an einem Technologiekonzept zur optimalen Steue- 
rung von Forschung und Zukunftstechnologie. 

Doch nicht nur national, auch in dem größeren 
Bündnisrahmen scheint es mir wichtig zu sein, ein 
abgestimmtes Programm für die im Bündnis benö- 
tigte Technologie zu entwickeln. Kein europäischer 
Staat wird in der Zukunft noch in der Lage sein, alle 
Großwaffensysteme allein zu entwickeln, die zur 
Aufrechterhaltung der Abschreckung durch konven- 
tionelle Waffen erforderlich sind. Kooperation ist da- 
her unerläßlich und kann wesentlich erleichtert 
werden, wenn es gelingt, gemeinsame Programme 
zu entwickeln, bei denen wechselseitige Schwer- 
punkte gesetzt und durch größere Serien und Stan- 
dardisierung Kosten gespart werden können. 


Im europäischen Rahmen soll sich die Unabhängige 
Europäische Programmgruppe dieser Aufgabe an- 
nehmen. Ich bin mir bewußt, daß die bisherigen Er- 
folge dieses Gremiums noch einiges zu wünschen 
übrig lassen. An der Beseitigung der Ursachen müs- 
sen wir alle arbeiten. Die positiven Ansätze, die es 
auch in diesem Gremium gibt, sollten wir konse- 
quent weiterverfolgen und ausbauen. 

Rüstungskooperation ist ein schwieriges Geschäft, 
insbesondere wenn es über die europäischen Gren- 
zen hinausgeht und die transatlantische Kompo- 
nente dazutritt. Dies ist insbesondere angesichts der 
schwieriger werdenden ökonomischen Lage und der 
daraus resultierenden nationalen Interessen nicht 
überraschend. 

Die europäische Forderung nach einer größeren 
Ausgewogenheit der beiderseitigen Rüstungsbezie- 
hungen zwischen Europa und den USA hat zwar bei 
der Administration in Washington durchaus ein po- 
sitives Echo gefunden, die praktischen Erfolge sind 
jedoch leider noch relativ bescheiden. Vor allem wir- 
ken sich in den Vereinigten Staaten nationale Inter- 
essen zugunsten einer autarken Rüstungspolitik 
spürbar aus. Noch jüngst hat der amerikanische 
Kongreß, wie Sie wissen, eine Reihe von restriktiven 
Bestimmungen in das Haushaltsgesetz 1982 auf ge- 
nommen. Die europäischen Regierungen haben sich 
zu Recht mit Nachdruck gegen diese Restriktionen 
gewandt. Die amerikanische Regierung hat sich in- 
zwischen — und das müssen wir anerkennen — um 
die Beseitigung dieser Restriktionen bemüht. Dies 
hat auch im amerikanischen Kongreß, im Senat zu 
ersten Erfolgen geführt. Aber ich betone auch hier: 
Rüstungskooperation zwischen Europa und USA ist 
auf Dauer nur möglich, wenn es keine Restriktionen 
gibt, wenn es wirklich eine Zwei-Bahn-Straße zwi- 
schen Europa und den USA wird. 

Standardisierung und Kooperation sind Wege zum 
gemeinsamen Ziel, die Streitkräfte auch in den 90er 
Jahren einsatzbereit zu halten. Es mehren sich je- 
doch die Stimmen, nach denen es weiterer neuer An- 
sätze bedarf, um für die Verteidigung „more value 
for money“ zu gewinnen. Dies ist ein anspruchsvol- 
les Konzept, dessen Schwierigkeiten nicht unter- 
schätzt werden dürfen. Schließlich müssen hierbei 
so politisch sensible Bereiche wie nationale Unab- 
hängigkeit, industrielle Kapazitäten, Arbeitsplätze 
und nationales technologisches Wissen gegeneinan- 
der ausbalanciert werden. Wir werden aber auch sol- 
che Vorschläge sorgfältig prüfen müssen. Wir kön- 
nen es uns nicht mehr leisten, Rationalisierungs- 
chancen ungenutzt zu lassen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu dem Ihnen beson- 
ders nahestehenden Gremium, dem Ständigen Rü- 
stungsausschuß, sagen: Der Ständige Rüstungsaus- 
schuß hat eine Studie über die Rüstungsindustrie 
der Mitgliedstaaten erarbeitet. Ich halte diese Stu- 
die für eine nützliche Untersuchung und möchte 
dem Rüstungsausschuß und dem Internationalen 
Sekretariat dafür Dank und Anerkennung ausspre- 
chen. Zentrales Gremium der Europäischen Rü- 
stungskooperation ist aber nach dem übereinstim- 
menden Verständnis aller Partner weiterhin die Un- 
abhängige Europäische Programmgruppe. — Die be- 


23 




Drucksache 9/1837 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


kannten Schwierigkeiten der Rüstungskooperation 
erfordern nach unserer Ansicht zu deren Überwin- 
dung die Einbindung aller europäischen Partner. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusam- 
menfassen: Der politische und militärische Zustand 
der Allianz bietet aus unserer Sicht trotz der erheb- 
lich gewandelten Kräfterelation gute Voraussetzun- 
gen für die Erhaltung der Abschreckungs- und Ver- 
teidigungsfähigkeit in Mitteleuropa. Die Allianz ist 
Garant unserer Sicherheit. Nach wie vor steckt eine 
immense politische und wirtschaftliche Kraft in die- 
sem Bündnis souveräner Demokratien, selbst wenn 
diese Kraft nicht immer leicht und schnell zu mobili- 
sieren und koordinieren ist. 

Daß das Bündnis entschlossen ist, diese Kraft zum 
Erhalt von Frieden und Freiheit einzusetzen, hat 
sich in eindrucksvoller Weise beim NATO-Gipfel in 
Bonn in der vergangenen Woche bestätigt. Der Bon- 
ner Gipfel hat die Grundlinien unserer gemeinsa- 
men Sicherheits- und Verteidigungspolitik für die 
80er Jahre bekräftigt. Die GipTfelerklärung und die 
beiden Zusatzdokumente über Rüstungskontrolle 
und Abrüstung sowie über die gemeinsame Verteidi- 
gung sind nach intensiven gemeinsamen Bemühun- 
gen als überzeugende Deklarationen verabschiedet 
worden. Sie haben ihre Wirkung in der Öffentlich- 
keit nicht verfehlt. 

Das deutsche Hauptanliegen war von Anfang an die 
Betonung des sicherheitspolitischen Grundkon- 
zepts, wie es im Harmel-Bericht festgelegt und seit 
15 Jahren im Bündnis gültig ist. Es galt weiterhin, 
die NATO-Strategie, deren Kernstück durch den 
Verbund der Elemente der Triade gebildet wird, 
ohne Überbetonung einer Komponente, auch ohne 
Überbetonung der konventionellen Komponente, zu 
bekräftigen. Und wir haben einen Schwerpunkt auf 
gleichgewichtige Aussagen über Rüstungskontrolle 
und Verteidigungsfähigkeit gelegt. Weiterhin kam 
es darauf an, klar herauszustellen, von wem die Be- 
drohung ausgeht und daß in diesem Zusammenhang 
Polen und Afghanistan genannt würden. 

Im allgemeinen Teil der Gipfelerklärung war es un- 
ser Anliegen, die Dritte-Welt-Problematik ausgewo- 
gen darzustellen, die Bedeutung von Konsultationen 
zu unterstreichen und ein klares Bekenntnis zu Ber- 
lin zu erhalten. Vor allem rechtzeitige und umfas- 
sende Konsulationen halten wir für eine wesentliche 
Voraussetzung der Geschlossenheit und Handlungs- 
fähigkeit der Allianz. 

Auf dieses Ziel ist auch der Vorschlag gerichtet, in- 
formelle Treffen der NATO-Außenminister abzuhal- 
ten. Solche Treffen ohne Tagesordnung und Ge- 
sprächsprotokolle ermöglichen eine persönliche At- 
mosphäre des Vertrauens und ein großes Maß an 
Kommunikation. 

Durch ihre Rolle als Gastgeberin des NATO-Gipfel- 
treffens in Bonn vor einer Woche hat die Bundesre- 
publik Deutschland dokumentiert, welche Bedeu- 
tung sie dem Nordatlantischen Bündnis beimißt. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang heraussteilen, 
wie sehr wir es begrüßt haben, daß Frankreich zur 
nächsten Frühjahrssitzung der NATO-Außenmini- 


ster eingeladen hat. Die europäischen Partner dür- 
fen die Vereinigten Staaten von Amerika bei der 
Aufgabe, die verschobene Kräftebalance in Europa 
wieder auszutarieren, nicht allein lassen. Zum einen 
können es auch die Vereinigten Staaten nicht schaf- 
fen, ohne die übrigen Partner in der Allianz die Mit- 
tel aufzubringen, die erforderlich sind, um das Kräf- 
tegleichgewicht in Europa und global zu garantie- 
ren; zum anderen muß aber auch Europa daran gele- 
gen sein, durch substantielle Eigenleistungen, poli- 
tisch und materiell, nicht in Abhängigkeiten zu gera- 
ten, die der Bedeutung der europäischen Staaten 
nicht angemessen wären. 

Das Ziel, die Einigkeit dieser Staaten in Richtung 
auf eine Art Europäischer Union im Rahmen der da- 
für schon vorhandenen Gremien anzustreben, sollte 
unser aller Anliegen sein. Dabei werden sich von 
selbst Möglichkeiten ergeben, in Zukunft parallel 
laufende Anstrengungen zu konzentrieren und dem 
Ganzen nutzbar zu machen. 

Manifestationen wie der Bonner Gipfel werden auch 
in Zukunft unsere Entschlossenheit zur Erhaltung 
des Friedens in Freiheit durch Verteidigungsfähig- 
keit und Dialogbereitschaft weithin sichtbar unter- 
streichen, — Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam- 
keit. 


Im Anschluß an die Ansprache stellten die Ahg. La- 
gorce und Valleix (Frankreich), Osbom, Wilkinson 
(Vereinigtes Königreich) und van Eekelen (Nieder- 
lande) Fragen zu den antiamerikanischen Demon- 
strationen in der Bundesrepublik Deutschland, zur 
Rüstungskontrolle gemäß dem geänderten Brüsseler 
Vertrag, zur Rüstungszusammenarbeit im Bündnis 
und der Arbeitsteilung bei der konventionellen Rü- 
stung sowie zur Rolle der Unabhängigen Europäi- 
schen Programmgruppe. 


Staatssekretär Dr. Leister: Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Die erste Frage bezog sich auf 
Friedensbewegungen und darauf, ob eine verstärkte 
europäische Einigung auch in sicherheits- und ver- 
teidigungspolitischen Fragen die pazifistische Be- 
wegung verhindern oder abschwächen könnte. 
Diese Frage ist nicht einfach mit Ja oder Nein zu be- 
antworten, Ich glaube, daß die verstärkte Diskussion 
in all unseren Ländern über Fragen der Sicherheit 
und der Abschreckung, der Verteidigung, unabhän- 
gig davon aufgekommen ist, ob die europäische Eini- 
gung Fortschritte gemacht hat oder nicht. Ich glau- 
be, wir hätten das nicht verhindern können, auch 
wenn wir bisher schon größere Fortschritte in der 
europäischen Einigung gehabt hätten. Gleichwohl 
mischt sich in diese Diskussion der Friedensbewe- 
gung, der Kirchen, der verschiedensten Gremien, 
auch sehr stark die Frage, ob nicht die europäischen 
Länder selbst stärker als bisher über ihre Verteidi- 
gung, über ihre Sicherheit mitentscheiden müßten. 
Deswegen möchte ich die Frage so beantworten, daß 
Fortschritte in der europäischen Zusammenarbeit 
mit Sicherheit auf die Diskussion in der Öffentlich- 
keit über Verteidigung, über Frieden einen guten, ei- 
nen positiven Einfluß haben werden, ohne damit sa- 
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gen ZU wollen, daß wir deswegen eine Abkoppelung 
von Amerika in irgendeiner Form befürworten soll- 
ten. 

Ich habe in meiner Rede darauf hingewiesen, daß Si- 
cherheitspolitik gerade für die Bundesrepublik im 
Verbund mit unserem nordamerikanischen Partner 
wichtig ist, aber ich glaube, daß das europäische Ei- 
nigungswerk im politischen, aber auch darüber hin- 
ausgehend im rüstungspolitischen Bereich einen po- 
sitiven Einfluß auf die Diskussion in der Öffentlich- 
keit haben wird. 

Zur zweiten Frage, die sich in zwei Unterfragen auf- 
teilt, möchte ich sagen, die von Ihnen angesprochene 
Liste der Rüstungsgüter nach dem WEU-Vertrag ist 
in einigen Punkten nicht mehr zeitgerecht. Ich habe 
das in meiner Rede schon erwähnt. Wir begrüßen es, 
daß Tendenzen zur Anpassung bestehen, und hoffen, 
daß der WEU-Rat Ihren Empfehlungen folgen 
wird. 

Zur Frage nach dem deutsch-französischen Kampf- 
panzerprojekt. Sie wissen, daß die Bundesregierung 
nach wie vor — ich möchte das hier auch betonen — 
für die Zusammenarbeit in diesem speziellen Pro- 
jekt mit Frankreich ist. Gleichwohl gibt es innerhalb 
des deutschen Parlaments bei allen drei Bundes- 
tagsparteien große Vorbehalte, die sich nicht gegen 
die Zusammenarbeit mit Frankreich richten, die 
nichts gegen dieses spezielle Projekt haben, sondern 
die sich aus der finanziellen Lage, aus den haus- 
haltsmäßigen Überlegungen ergeben, daß zum jetzi- 
gen Zeitpunkt bei unserer Armee der Bedarf für ei- 
nen neuen Panzer, für einen Nachfolger des gerade 
jetzt in der Truppe eingeführten und noch zur Zeit in 
der Einführung befindlichen Leopard II sehr früh, 
eigentlich zu früh kommt und daß das Parlament, 
vor allem die Haushaltsfachleute große Bedenken 
und Hemmungen haben, jetzt Mittel zu bewilligen, 
die sich erst in den Jahren 1995/96 in einem neuen 
Panzer niederschlagen. Daher muß man die Ent- 
scheidung des Parlaments, die noch nicht abschlie- 
ßend gefallen ist, abwarten. Aber aus dieser Rich- 
tung kommen die Hauptwiderstände, die Hauptein- 
wände. 

Die dritte Frage bezog sich auf die Zusammenarbeit 
der Verteidigungsminister im Rahmen der EG und 
im Rahmen der WEU. Es gibt innerhalb der EG 
keine spezielle Zusammenarbeit der europäischen 
Verteidigungsminister, keine Absprachen über ein- 
zelne Schritte der Verteidigungsplanung, es gibt 
aber innerhalb der NATO enge Konsultationen auch 
hinsichtlich der Zusammenarbeit bei der Rüstungs- 
planung und bei den Rüstungsgütern. Sofern die 
WEU hier zusätzlich einen Beitrag für eine bessere 
Koordinierung der Diskussion der europäischen 
Verteidigungspolitik leisten kann, möchte ich das 
begrüßen. Man sollte damit aber nicht die unabhän- 
gige europäische Programmgruppe, die schon exi- 
stiert, in ihrer Wirkung in irgendeiner Form unter- 
laufen, sondern man sollte dieses ergänzend dazu 
tun, ohne die Arbeit dort zu beeinträchtigen. 

Die vierte Frage bezog sich auf die konventionelle 
Verteidigung der westlichen Allianz. Ich möchte un- 
terstreichen, was Sie in Ihrer Frage gesagt haben, 


daß durch eine stärkere Spezialisierung und damit 
auch eine stärkere Standardisierung die westliche 
konventionelle Verteidigung eine Stärkung erfah- 
ren könnte und sollte. Ich habe in meiner Rede ge- 
sagt, daß ich es aus zwei Gründen für notwendig hal- 
te, einmal um die militärische Stärke zu erhöhen — 
ich sehe da auch einen Beitrag zur höheren Ab- 
schreckungsfähigkeit der westlichen Allianz — und 
zum zweiten aus finanziellen Erwägungen. Ich halte 
es für absolut notwendig, daß sich die Militärs unse- 
rer Partnerstaaten soweit wie möglich auf gemein- 
same militärische Anforderungen einigen, daß sie 
sie harmonisieren, weil dieses einen Kosteneffekt 
hat und weil wir in Europa bei unseren Verteidi- 
gungsplanungen im Grunde dasselbe Gefechtsfeld 
haben, so daß wir eigentlich eine stärkere Abstim- 
mung der verschiedenen militärischen Vorstellun- 
gen für dasselbe Waffensystem erreichen sollten 
und könnten. 

Der Beitrag von Herrn van Eekelen bezog sich auf 
die Two-Way-Street nach Amerika. Ich kann nur un- 
terstreichen, was Herr van Eekelen dazu gesagt hat. 
Ich halte die gegenwärtige Situation nach wie vor 
für eine One-Way-Street mit ganz wenigen Ausnah- 
men. Alle europäischen Staaten sollten geschlossen 
alles tun, um durch eine Einigung zwischen unseren 
Ländern den Amerikanern konkurrenzfähige Rü- 
stungsprojekte anbieten zu können. Wir sollten die 
Amerikaner aber auch auf politischer Ebene dazu 
bringen, daß dieses von beiden Seiten ein Austausch 
der Rüstungsprojekte wird. 

DerAbg. Cavaliere (Italien) stellte eine Frage zur Be- 
handlung der Schwächung des NATO -Bündnisses 
durch die im Falklandkonflikt abgezogenen briti- 
schen Streitkräfte auf dem NATO-Gipfel 

Jung (Kandel) (FDP): Herr Staatssekretär, ich 
möchte an die letzte Frage anknüpfen. Es trifft zu, 
daß durch den Abzug eines großen Teils der NATO- 
assignierten Flotte — zum Teil 30 bis zu 100 % — 
eine Schwächung der Nordflanke eingetreten ist. Sie 
haben in Ihrer guten Rede ein Schwergewicht auf 
bessere Konsultationen gelegt. Wie, glauben Sie, 
können diese Konsultationen nach dem, was gesche- 
hen ist — sowohl die Falklands betreffend als auch 
den aktuellen Kriegszustand im Nahen Osten — , 
verbessert werden, inwieweit kann das Crisis-Mana- 
gement in der NATO verbessert werden? Das ist ja 
das Entscheidende, um unsere Verteidigungskon- 
zeption glaubwürdig zu machen. 

Meine zweite Frage betrifft die Rüstungskoopera- 
tion. Sie haben darin einen Schwerpunkt gesehen 
und haben unter anderem kritisiert, daß die Zwei- 
Bahn-Straße nicht so funktioniert. Mein Kollege van 
Eekelen hat von unserer Reise in die Vereinigten 
Staaten berichtet. Wir können das bestätigen. Ich 
möchte Sie fragen, ob bei den trilateralen europäi- 
schen Entwicklungen die Hoffnung besteht, daß wir 
nicht nur in der Interoperabilität und Standardisie- 
rung, sondern auch in der Senkung der Kosten wei- 
terkommen. Heute haben Sie erstmals bestätigt, daß 
das trilaterale Projekt MRCA Tornado einen Sy- 
stemstückpreis von weit über 100 Millionen DM 
beinhaltet, denn Sie sagten, der Tornado koste zehn- 


25 



DrUCkSdChG 9/1837 Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


mal mehr als der Starfighter, der eine bilaterale Ent- 
wicklung ist Insofern habe ich die Frage, ob solche 
trilateralen oder multilateralen Entwicklungen so 
ungeheuer teuer sein müssen. 

In diesem Zusammenhang habe ich noch eine letzte 
Frage. 

Sie haben im Zusammenhang mit dem Rüstungs- 
thema kein Wort zum Rüstungsexport gesagt. Ist 
das beabsichtigt gewesen, nachdem sich die Bundes- 
regierung doch gerade neue Richtlinien gegeben 
hat, oder ist das ein Indiz dafür, daß diese Richtli- 
nien nicht wirksam sein werden, wie es auch einige 
Kritiker behaupten? 

Staatssekretär Dr. Leister: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In einer Frage ist ausgeführt 
worden, daß der Falklandkonflikt zu einer Schwä- 
chung der Nordflanke der NATO geführt habe, in- 
dem britische Marineeinheiten in den Bereich der 
Falklands gezogen wurden. Dazu muß gesagt wer- 
den, daß die britische Regierung die NATO infor- 
miert hat, daß der Abzug in der NATO mit den Part- 
nern erörtert und besprochen worden ist und daß 
dies in der militärischen Beurteilung nur zu einer 
vorübergehenden Schwächung der Flanke führen 
soll und führen darf. Wir gehen davon aus — wir ha- 
ben bisher keinerlei gegenteilige Anzeichen — , daß 
die Truppen durch die britische Regierung nach Be- 
endigung des Konfliktes schnell wieder in ihre 
Funktionen an ihren ursprünglichen Ausgangsorten 
zurückgeführt werden. 

Zum anderen muß gesagt werden, daß die Schnellig- 
keit und die Einsatzbereitschaft, die die britische 
Marine gezeigt hat, ein positives Moment sind. Dies 
hat dem Osten gezeigt, in welcher großen Einsatzbe- 
reitschaft alle NATO-Kräfte sind. Die Präzision und 
die Schnelligkeit, mit der die Briten ihre Kräfte mo- 
bilisiert haben, sind, auch wenn es zu einer momen- 
tanen Schwächung der Nordflanke gekommen ist, 
aus meiner Sicht ein positives Moment im Sinne der 
Abschreckungsfähigkeit. 

Sie hatten dann noch gefragt, ob sich der NATO-Gip- 
fel auch mit dieser Frage befaßt hat. Es ist richtig, er 
hat sich damit befaßt. Durch den deutschen Außen- 
minister ist angeregt worden, daß man zu informel- 
len Außenministertreffen ohne feste Tagesordnung 
kommen sollte, um die Konsultationen und die ge- 
genseitige Abstimmung noch enger als bisher auch 
in ganz aktuellen Fragen vornehmen zu können. 

Herr Abgeordneter Jung, zu Ihrer Frage des Crisis- 
Management. Ich kann mich auf den letzten Teil 
meiner Antwort auf die vorherige Frage beziehen. 
Dieses verabredete, von unserem Außenminister 
vorgeschlagene informelle Treffen der Außenmini- 
ster, das innerhalb der NATO zu einer Übung wer- 
den sollte, ist Teil eines stärkeren und besseren Cri- 
sis-Management im Vergleich zur Vergangenheit. 

Zum zweiten Teil ihrer Frage hinsichtlich der Rü- 
stungskooperation und der Rüstungsprojekte. Ich 
habe in meiner Rede nicht gesagt, daß der Tornado 
100 Millionen DM kosten wird, gleichwohl können 
Befürchtungen in der Richtung, wenn eines Tages 


der letzte Tornado ausgeliefert sein wird, im Mo- 
ment von mir nicht vom Tisch gefegt werden. Ihre 
Frage zielte darauf ab, wie wir zu einer Kostensen- 
kung kommen können. Ich will Ihnen da eine ganz 
klare Antwort geben. Ich habe das vorhin in meiner 
Beantwortung schon gesagt. Es scheint mir ganz we- 
sentlich zu sein, daß in Zukunft die militärischtakti- 
schen Forderungen, die an ein Waffensystem ge- 
stellt werden, stärker harmonisiert werden, daß 
nicht jede militärische Streitkraft versucht, aus ih- 
rer Sicht besondere taktische Spezifikationen in ein 
Waffensystem hineinzubringen. Dies erhöht bei ei- 
ner Kooperation schon vom Ansatz her die Kosten. 
Das ist also die militärische Seite. 

Zur industriellen Seite: Mir scheint es absolut not- 
wendig, daß sich unsere europäischen Industrien 
stärker als in der Vergangenheit bemühen, zu ko- 
stendämpfenden Maßnahmen zu kommen. Ich glau- 
be, es ist absolut notwendig, zu sehen, daß wir nicht 
jede Spitzentechnologie in unsere Waffensysteme 
einbauen müssen. Auch die Industrie muß da ihren 
Beitrag leisten, muß uns mit Bezug auf die militäri- 
schen Forderungen, die auch eingeschränkt werden 
müssen, kritisch sagen: Ihr könnt 95 oder 98 % der 
Wirkung der Waffe oder des Waffensystems haben 
mit einer Technologie die um so vieles billiger ist. 
Dieses gepaart mit der Harmonisierung der militäri- 
schen Forderungen und mit dem Abbau des Verlan- 
gens nach absoluten Spitzentechnologien kann 
dann durch eine im Rahmen der Kooperation grö- 
ßere Serie und eine höhere Stückzahl der Systeme 
ergänzt werden. Ich sehe darin einen echten Beitrag 
zu kostensenkenden Maßnahmen. Wir können 
durch Kooperation kostengünstigere Waffensy- 
steme erreichen. Dazu ist es auch notwendig, daß 
wir in solche aufwendigen Zwischengremien, wie 
wir sie bei dem trilateralen Projekt Tornado mit PA- 
NAVIA und NAMMA gehabt haben, die schwer kon- 
trollierbar und schwer steuerbar sind, Steuerungs- 
und Kontrollsysteme einbauen, damit man die Ko- 
sten jederzeit kontrollieren, steuern und im Griff be- 
halten kann. Dieses ist in einem bilateralen Projekt 
leichter als in einer trilateralen Zusammenarbeit 
oder wenn vier oder fünf Staaten beteiligt sind. 
Gleichwohl ist aus dem Tornado die Lehre zu ziehen, 
daß wir zu schärferen Steuerungs- und Kontrollsy- 
stemen kommen müssen, wenn wir eine Zusammen- 
arbeit solchen Umfangs leisten wollen. 


Tagesordnungspunkt: 

Internationale Luftfahrtkonsortien : 
Richtlinien aus dem Kolloquium am 9, und 
10. Februar 1982 

(Drucksache 916) 

Berichterstatter: Abg. Wilkinson 


Freiherr Dr. Sples von Büllesheim (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir 
haben in dieser Sitzung sehr viel davon gesprochen, 
wie wir unserem Gremium, der Westeuropäischen 
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Union, mehr Aufgaben geben können. Wir fragen 
uns immer wieder, wie wir aktiver werden können. 
Dazu sind Vorschläge gemacht worden. Es ist gesagt 
worden, wir Europäer sollten uns zusammenschlie- 
ßen und die europäischen Aspekte innerhalb der 
NATO mehr betonen. Ich muß sagen, ich habe da im- 
mer ein bißchen ein ungutes Gefühl, weil ich fürchte, 
daß die Tatsache, daß wir uns mehr unter europäi- 
schen Gesichtspunkten zusammenfinden, die Ursa- 
che für etwas sein könnte, was wir alle nicht wollen, 
daß dies nämlich für uns gefährlich werden könnte, 
weil wir innerhalb der NATO in einen gewissen Ge- 
gensatz zu den Vereinigten Staaten geraten könn- 
ten. Wenn es aber ein Gebiet gibt, auf dem wir aus 
sehr naheliegenden Interessen, die gleichzeitig der 
Funktion der NATO dienen — ich wiederhole: aus 
Interessen, die gleichzeitig der gemeinsamen Funk- 
tion der NATO dienen — , tätig werden können, dann 
ist es just dieses Gebiet, das im Bericht des Kollegen 
Wilkinson angesprochen wird. Es geht dabei um die 
Frage, ob wir Europäer es nicht schaffen und in Zu- 
kunft noch stärker schaffen sollten, gerade bei Rü- 
stungsprogrammen zusammenzuarbeiten. Der Kol- 
lege Brown hat gerade gesagt, es sei für ihn enttäu- 
schend gewesen, zu erfahren, daß ein Tornado, der in 
England oder Deutschland gebaut wird, in Italien 
nicht repariert werden könne oder umgekehrt. Ich 
glaube zunächst nicht, daß diese Erfahrung so ver- 
allgemeinert werden kann: Wir haben über diesen 
Bericht Wilkinson in unserem Ausschuß erheblich 
diskutiert, und ich möchte bei dieser Gelegenheit sa- 
gen, wie sehr wir dem Kollegen Wilkinson, den ich 
zu seinem Bericht beglückwünsche, dankbar sind, 
daß er nicht nur sein Engagement als Flieger in die 
Erstellung dieses Berichts eingebracht hat, sondern 
auch seine persönlichen Freundschaften, wie man 
immer wieder erfahren konnte, zu Militärpiloten, die 
dieses Flugzeug in Frankreich und in Deutschland 
geflogen haben. Es ist ihm natürlich, nachdem er 
alle drei Sprachen glänzend beherrscht, sehr leicht 
gewesen, diese Kontakte zu den früheren Kollegen 
— er ist selbst Militärpilot gewesen, wie er gesagt 
hat — in den Bericht einzubringen. Was wir vor die- 
sem Hintergrund erfahren haben, widerspricht ei- 
gentlich dem, was der Kollege Brown gesagt hat. 

Es widerspricht aber nicht nur dem, sondern ich 
kann auch aus eigener Erfahrung sagen, daß gerade 
dieses Tornadoprojekt eine große Publicity erlangt 
hat. Das Projekt hat in Deutschland große Wellen ge- 
schlagen, weil es das berühmte „Tornado-Loch“ gab, 
ein Loch von Hunderten von Millionen D-Mark. Ich 
will mich in der Größenordnung gar nicht festlegen. 
Es hat unsere Regierung zumindest aber den Vertei- 
digungsminister gefährdet. Es gab einen Untersu- 
chungsausschuß, der feststellen sollte, wieso man 
nicht gewußt hat, wieviel mehr das Projekt gegen- 
über den Voranschlägen kosten würde. Es ist wahr- 
scheinlich auch in unseren Nachbarländern nicht 
verborgen geblieben, welche große Publicity dieses 
„Tornado-Loch“ erlangt hat. Aber gerade angesichts 
der finanziellen Schwierigkeiten dieses Projekts 
sind wir als Abgeordnete von Piloten, die dieses 
Flugzeug fliegen, angesprochen worden. Sie haben 
uns gesagt: „Seid doch nicht so kleinlich, macht doch 
dieses Projekt nicht kaputt; das ist ein fantastisches 
Flugzeug; wir alle sind damit einverstanden, wir ha- 


ben gar nicht erwartet, daß dieses Flugzeug so gut 
ist; wir haben eine gemeinsame Ausbildung am 
Flugzeug zusammen mit Piloten der anderen euro- 
päischen Staaten gehabt.“ Diese Piloten haben also 
uns Abgeordnete beschworen, gerade uns Abgeord- 
nete der Opposition, die Regierung nicht zu viel und 
nicht zu scharf anzugreifen, weil sie begrüßenswerte 
positive Erfahrungen mit diesem Tornadoflugzeug 
haben. Sie haben dieses Flugzeug als Anfang einer 
Entwicklung gesehen. 

Ich muß zum Schluß kommen. Die erwünschte mili- 
tärische Zusammenarbeit in der Entwicklung mili- 
tärischer Projekte setzt natürlich eine Harmonisie- 
rung voraus. Wenn die Militärs wollen, daß wir Zu- 
sammenarbeiten — und das wollen sie — , dann müs- 
sen sie im Vorfeld die Ziele koordinieren, dann müs- 
sen die Staaten die Forderungen und die Zeitplanun- 
gen koordinieren. Wenn diese drei Aspekte gegeben 
sind, von denen zwei rein dem militärischen Bereich 
zuzuordnen sind, dann meine ich, daß wir auf dem 
einmal mit dem großen Projekt Tornado beschritte- 
nen Weg fortfahren sollten, daß wir uns nicht entmu- 
tigen lassen sollten. Wir dürfen die positiven Erfah- 
rungen mit Abwicklung und Produktion des Tor- 
nado — die Finanzierung lasse ich jetzt einmal vor- 
nehm beiseite — nicht wegschütten. Dieses — damit 
bin ich wieder am Anfang dessen,was ich sagte — ist 
ein gemeinsames europäisches Projekt. Auf dieser 
Grundlage sollten wir Weiterarbeiten, auch für eine 
folgende Generation. — Ich danke Ihnen. 

Empfehlung 385 

betr. internationale Luftfahrtkonsortien — 
Richtlinien aus dem Kolloqium am 9. und 
10. Februar 1982 

Die Versammlung . . . 
empfiehlt dem Rat, 

1. die Wirksamkeit des Ständigen Rüstungsaus- 
schusses als Organ zur Förderung von Zusam- 
menarbeit, Interoperabilität und, wo möglich, 
Standardisierung des Verteidigungsgeräts der 
WEU-Mitgliedstaaten dadurch zu verstärken, 
daß die Zahl der Sachverständigen in diesem 
Ausschuß erhöht und das Niveau der politischen 
Unterstützung seiner Arbeit durch die Regie- 
rungen der WEU-Mitgliedstaaten angehoben 
wird; 

2. die in der WEU vertretenen Regierungen zu ver- 
anlassen, die lebenswichtige Rolle, die die Unab- 
hängige Europäische Programmgruppe (lEPG) 
im Hinblick auf die Harmonisierung der natio- 
nalen operationalen Erfordernisse und der na- 
tionalen Zeitpläne für Geräteaustausch auf eu- 
ropäischer Ebene spielt, dadurch zu verstärken, 
daß der Vorsitz der lEPG turnusmäßig einem 
Verteidigungsminister übertragen wird und die 
lEPG der Versammlung regelmäßig Berichte 
über die erzielten Fortschritte übermittelt; 

3. sich um eine möglichst wirksame Nutzung der 
Konferenz der nationalen Rüstungsdirektoren 
(CNAD) zu bemühen, da die gegenseitigen Ver- 
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teidigungsverpflichtungen des Atlantischen 
Bündnisses von gemeinsamen Schritten, nicht 
nur in bezug auf die Strategie, sondern auch bei 
der Beschaffung von Gerät und in der Logistik, 
begleitet sein müssen; 

4. den politischen Willen der WEU-Mitgliedstaa- 
ten auf höchster Regierungsebene zu verstär- 
ken, um eine Zusammenarbeit im Hinblick auf 
den Bedarf der europäischen Streitkräfte des 
Atlantischen Bündnisses an Ersatzgerät da- 
durch zu erzielen, daß die Politik in bezug auf 
die Verwirklichung eines ausgewogenen und ge- 
rechten europäischen und atlantischen Rü- 
stungsmarktes auf der Tagesordnung der Kon- 
ferenzen der Regierungschefs, der regelmäßi- 
ger stattfindenden Tagungen und der Routine- 
sitzungen der Verteidigungs- und Außenmini- 
ster des Bündnisses fest verankert wird; 

5. die Mitarbeiter der Verteidigungsministerien 
der WEU-Mitgliedstaaten dringend aufzufor- 
dern, zusätzlich zu den operationalen Erforder- 
nissen ihrer nationalen Streitkräfte Kriterien 
zu berücksichtigen wie etwa die Marktfähigkeit 
von Verteidigungsgerät in überseeischen Län- 
dern, die Notwendigkeit der Kostenkontrolle, 
wobei ein höherer Grad an technischer Perfek- 
tion, als zur Erzielung einer substantiellen 
Überlegenheit über jede wahrscheinliche Be- 
drohung erforderlich ist, zu vermeiden ist, und 
die Vorteile — auf industrieller wie militäri- 
scher Ebene — einer Beteiligung der übrigen 
Bündnisländer an der Herstellung und Beschaf- 
fung von Verteidigungsgerät der Spitzentechno- 
logie; 

6. so bald wie möglich die Einbeziehung indu- 
strieller Interessen, einschließlich bestehender 
europäischer Konsortien, in die Konzipierung 
und Definition künftiger Raumfahrtprojekte zu 
fördern, und zwar entweder auf nationaler 
Ebene oder auf der Ebene der Gruppe der euro- 
päischen Verteidigungsindustrien (EDIG) oder 
vorzugsweise auf beiden Ebenen, um schon in 
der Phase der Konzipierung einen Markt für 
solche Projekte und ihre Kommerzialisierung 
sicherzustellen, wobei das erste Projekt dieser 
Art ein neues europäisches Kampfflugzeug sein 
sollte; 

7. die nationalen Regierungen in der WEU drin- 
gend aufzufordern, auf dem Luftfahrtsektor 
eine Industriepolitik zu verfolgen, die die Ent- 
wicklung einer unabhängigen europäischen Ka- 
pazität in der Raumfahrt mehr fördert als die 
kostspielige Aufrechterhaltung rein nationaler 
Raumfahrtkapazitäten, und zu diesem Zweck si- 
cherzustellen, daß eine Strategie der Zusam- 
menarbeit in Europa unter größtmöglicher 
Nutzung der bestehenden Konsortien für die 
Konzipierung, Entwicklung und Herstellung 
neuer Luftfahrtprojekte beibehalten wird; 

8. fordert die Regierungen der WEU-Mitgliedstaa- 
ten auf, gegenüber den Europäischen Gemein- 
schaften zu bekräftigen, daß es notwendig ist, 
dem Rat der EWG sorgfältig ausgearbeitete 
Vorschläge über eine Harmonisierung des Ge- 


sellschaftsrechts und der Steuersysteme zu un- 
terbreiten, um die Bildung transnationaler Kon- 
sortien innerhalb der EWG zu erleichtern; 

9. gegenüber den Regierungen der WEU-Mitglied- 
staaten ausdrücklich zu betonen, wie wichtig es 
ist, das Konzept der Familien von Flugzeugty- 
pen im europäischen Rahmen überall dort zu 
verwirklichen, wo eine übermäßige Konkurrenz 
die europäische Industriekapazität zu schwä- 
chen droht; 

10. die Regierungen der Mitgliedstaaten eindring- 
lich auf die Notwendigkeit hinzuweisen, der Re- 
gierung der Vereinigten Staaten klar zu ma- 
chen, daß die Entwicklung eines ausgewogenen 
und gerechten atlantischen Markts für die Pro- 
dukte der militärischen Raumfahrt eine unab- 
weisbare politische Notwendigkeit ist, die auch 
der Unterstützung durch den Kongreß bedarf, 
um die Beschränkungen für europäische Im- 
porte aufzuheben, wie etwa das Speciality 
Metals Amendment. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage im Nahen Osten 

(Drucksache 923) 

Berichterstatter: Abg. della Briotta 


Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich bewun- 
dere immer Kollegen, die ohne intellektuelle Zweifel 
eine gerade Linie in diese Versammlung bringen 
können. Ich muß gestehen, daß ich insofern einigen 
meiner Vorredner hier meine volle Bewunderung 
aussprechen muß. Ich füge allerdings hinzu, daß 
mindestens eine Rede für mich akustisch zu laut 
war, als daß ich glauben konnte, daß alles das, was 
darin gesagt wurde, auch so stimmen müßte. 

Wir haben einen Bericht vorgelegt bekommen, des- 
sen Überschrift lautet: „Situation im Mittleren 
Osten“. Mir fällt bei diesem Stichwort sofort eine 
Menge ein, beispielsweise der Krieg zwischen dem 
Irak und dem Iran mit zigtausend Toten. Mir fällt 
ein die Verfolgung der Bahai im Iran mit mindestens 
15 000 Opfern. Mir fällt ein die Aktivität des syri- 
schen Geheimdienstes gegen die Fundamentalisten 
und andere Oppositionsgruppen — der Kollege van 
den Bergh hat bereits darauf hingewiesen — mit 
mindestens 15 000, wahrscheinlich aber noch mehr 
Toten in den letzten Monaten. Mir fällt die perma- 
nente Bombardierung und Beschießung der kurdi- 
schen Minderheit im Irak ein. Mir fallen die öffentli- 
chen Hinrichtungen in verschiedenen Staaten des 
Mittleren Ostens ein. 

Ich muß gestehen, daß ich in diesem Dokument über 
all diese schwerwiegenden Verletzungen der Men- 
schenrechte nicht ein Wort finde, sondern lediglich 
den einen, in der Tat sehr aktuellen, aber eben nur 
den einen Aspekt der gegenwärtigen kriegerischen 
Auseinandersetzung im Libanon. 


28 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1837 


Herr Präsident, weil alles andere fehlt, enthält die- 
ses Dokument bereits in der Überschrift einen Eti- 
kettenschwindel; denn was hier beschrieben werden 
soll, umfaßt nicht die Situation im Mittleren Osten, 
sondern lediglich einen Teil der Situation im Mittle- 
ren Osten, Diesen Teil können wir aber überhaupt 
nicht richtig werten, wenn wir nicht die anderen 
Punkte, die ich angeführt habe, mit in die Debatte 
und in die Entschließung einführen. 

Wir haben hier eine Reihe von Erwägungsgründen 
vorliegen, interessante, richtige, aber auch einige, 
bei denen ich nur mein Bedauern ausdrücken kann. 
Wenn der Herr Berichterstatter eben gesagt hat, das 
Thema Camp David sei offenbar für die meisten 
schon sehr weit weg, dann kann ich nur die Frage 
stellen, ob der Herr Berichterstatter vielleicht inner- 
halb der letzten acht Wochen das Thema nicht ver- 
folgt hat Ich kann mich erinnern, daß Israel in den 
letzten acht Wochen den gesamten Sinai auf Grund 
des Camp-David-Abkommens freigegeben hat. Und 
ich möchte uns alle einmal fragen, ob es einen Mit- 
gliedstaat der Westeuropäischen Union gibt, der in 
einer friedlichen Vereinbarung ein so großes, vertei- 
digungspolitisch wichtiges Gebiet wieder zurückge- 
geben hat, obwohl er nicht dazu gezwungen werden 
konnte. 

Herr Präsident, ich bin ein wenig überrascht, wenn 
ich hier die Debatte zum Thema Libanon höre. Es 
klingt so an — und auch dies entnehme ich dem 
Dokument — , als sei der Libanon ein friedlicher 
Staat gewesen, der in den vergangenen Jahren mit 
seiner vollen Autorität geherrscht hätte und erst 
durch den Überfall der israelischen Armee zerschla- 
gen worden sei. Vergessen wir doch bitte nicht, daß 
dieser Staat seit sieben Jahren als Staat praktisch 
gar nicht existiert! Vergessen wir nicht, daß sich im 
Norden eine christliche Minderheit jahrelang gegen 
die verschiedensten Truppen wehren mußte, um ei- 
nen neuen Völkermord zu verhindern! Vergessen 
wir nicht, daß in diesem Libanon eine syrische 
Armee, die einer unserer Kollegen als sehr friedfer- 
tig bezeichnete — ich glaube, im Gegensatz zur Rea- 
lität — , die Möglichkeiten der libanesischen Regie- 
rung praktisch auf Null gedrückt hat! Vergessen Sie 
nicht, daß es dort einen Landstrich gab, der als Fa- 
tah-Land bekannt ist, wo sich die Beamten der liba- 
nesischen Regierung überhaupt nicht mehr hinge- 
wagt haben. Als ich das letztemal in Beirut war, hat 
mir ein durchaus bekannter Libanese gesagt; Meine 
Regierung ist die friedlichste Regierung der Welt; 
sie wagt es nicht einmal, sich in die inneren Angele- 
genheiten ihres eigenen Landes einzumischen, — 
Leider ist dies eine Realität, die man sehen muß. 

Wenn wir die ganzen Jahre zur Zerschlagung der li- 
banesischen Souveränität geschwiegen haben, aber 
mit einem Male mit großer Intensität diesen neuen 
Fall ihrer Verletzung anprangern, dann habe ich 
zwar Verständnis dafür, aber daß diese Einseitigkeit 
ein ausgewogener Bericht sein soll, so, wie wir es 
hier normalerweise haben möchten, kann ich leider 
nicht akzeptieren. 

Halten Sie mich bitte nicht für naiv, meine verehr- 
ten Damen, meine Herren, ich weiß, was die Leiden 
der Zivilbevölkerung dort bedeuten. Ich weiß, was 


Luftangriffe bedeuten. Ich weiß, was es bedeutet, 
von einer gegnerischen Armee überrollt zu werden. 
Und ich weiß, was es bedeutet, auf der Flucht zu sein, 
obdachlos zu sein, keine Lebensmittel zu haben und 
möglicherweise nicht einmal eine geregelte Wasser- 
versorgung. Aber gerade deswegen, verehrter Herr 
Präsident, wäre es mir viel lieber gewesen, wenn wir 
in diese Entschließung eine Aufforderung an unsere 
Regierungen eingearbeitet hätten, daß alle Regie- 
rungen möglichst schnell humanitäre Hilfe leisten, 
damit die Menschen, die von den Kämpfen betroffen 
sind, nicht noch mehr leiden müssen, als sie es im 
Augenblick tun. Aber ich muß hinzufügen: Leider 
finden wir hierzu keinen einzigen Satz. — Statt des- 
sen finden wir die alte gebetsmühlenartige Forde- 
rung von der Anerkennung der Rechte der Palästi- 
nenser, Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
es hätte längst einen Palästinenser-Staat gegeben, 
wenn 1948 nicht die arabischen Armeen aus Jorda- 
nien und Ägypten den Ansatz dieses Staates zer- 
schlagen hätten. Seien wir doch einmal ehrlich: Wo 
ist denn die Solidarität mit den Palästinensern im 
arabischen Raum gewesen? Ich habe fast den Ein- 
druck, daß hier heute markigere Worte zugunsten 
der PLO gefallen sind als in den Regierungen der 
arabischen Staaten. 

Ich habe ein Erlebnis gehabt — und dies muß ich 
zum Schluß sagen — : Ich bin wie viele unserer Kolle- 
gen vor vier Wochen in Israel gewesen. Ich habe mit 
einer Frau gesprochen, deren Familie ich seit Jah- 
ren kenne. Diese Frau war an dem Tage sehr ver- 
stört. Ihre Tochter, acht Jahre alt, hatte auf dem 
Schulhof eine Bombe gefunden, die mit einem Zeit- 
zünder versehen war, der genau auf die große Pause, 
in der die sechs- bis zehnjährigen Kinder auf diesem 
Schulhof herumgespielt hätten, eingestellt war. Ich 
möchte, verehrter Herr Präsident, dieser Mutter 
noch in die Augen sehen können. Ich sage deswegen: 
Ich melde meinen Protest auch gegenüber dieser 
etwas verbesserten Resolution an. 

Freiherr Dr. Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Es gibt politische Situationen in der Welt, 
zu denen man, auch wenn man sich damit beschäf- 
tigt hat, zu der Auffassung kommt, daß man sie letzt- 
lich in ihren Ursprüngen und in ihren Gegebenhei- 
ten nicht vollständig verstehen kann. Dazu gehört si- 
cherlich auch die Situation im Nahen Osten. Es ist 
daher sehr verständlich, daß ein Bericht und ein 
Empfehlungsentwurf, die uns vorliegen und die in 
kurzer Zeit verfaßt werden mußten, nicht alle 
Aspekte einer so komplizierten und kaum zu durch- 
schauenden Situation einfangen können. Wir haben 
ja auch über eine ganze Menge von Änderungsan- 
trägen zu beraten. Das ist sicherlich nichts, was ge- 
gen den Bericht gerichtet ist, sondern ist einfach 
eine Folge der Tatsache, daß die Situation und die 
Folgerungen, die daraus zu ziehen sind, so schwer 
durchschaubar sind. 

Ich meine aber, daß bei einer Debatte, wie wir sie 
heute führen, wir uns doch einmal die Frage stellen 
müssen, warum in der Weltmeinung oder jedenfalls 
in einem Teil der Weltmeinung jetzt plötzlich die Is- 
raelis so angegriffen werden, daß sie die Bösen sind. 
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daß jetzt von der Zivilbevölkerung gesprochen wird, 
daß gesprochen wird von diesen schrecklichen Lei- 
den. Warum haben vorher auch wir, die europäi- 
schen Staaten, so wenig getan, um die Leiden der Zi- 
vilbevölkerung zu beenden? Sie wurde immer wie- 
der von diesem 40 km breiten Streifen aus in Israel 
angegriffen. Über Monate hinweg bestand Tag und 
Nacht Unsicherheit bei Frauen und Kindern, eben 
bei der Zivilbevölkerung. Immer konnte eine Rake- 
te, immer eine Granate eingeschlagen haben. Wie 
wenig ist uns das nahegegangen, wie wenig haben 
wir als europäische Staaten und wie wenig hat die 
öffentliche Meinung in unseren europäischen Staa- 
ten darauf Bezug genommen! 

Wir müssen in diesem Zusammenhang daran erin- 
nern, daß die PLO immer wieder ganz offen und 
ganz klar und ohne jede Bedingung gesagt hat: Wir 
wollen diesen israelischen Staat vernichten. Das ist 
doch eine Tatsache, das kann doch niemand bestrei- 
ten. 

Ich glaube, daß es auch einem Deutschen oder ge- 
rade einem Deutschen nicht schlecht ansteht, ein- 
mal darauf zu verweisen, daß gerade die Juden, daß 
gerade Israel, dieser Staat der Juden in den letzten 
50 Jahren erfahren hat, daß man Anfängen wehren 
muß, daß man, wenn man sich nicht wehrt, wenn 
man sich nicht rechtzeitig auf Entwicklungen ein- 
stellt, mit schlimmen Folgen rechnen muß. Ich glau- 
be, man muß ein gewisses Verständnis dafür haben, 
daß sich die Israelis gegen die Anfänge wehren, ge- 
gen die seit langem geführten Angriffe gegen die Zi- 
vilbevölkerung. 

Wir alle, verehrte Kolleginnen und Kollegen, akzep- 
tieren den Anspruch der Palästinenser, eine Heimat 
zu haben. Wenn wir diesen Anspruch akzeptieren, 
wenn wir wünschen, daß er eines Tages auch zu ei- 
nem Ziel kommt und die Palästinenser wieder zu ei- 
ner Heimat kommen, dann bedeutet das jedoch 
keine Identifizierung mit der PLO. Dies kann nicht 
Identifizierung mit der PLO bedeuten, weil die Tak- 
tik der PLO eines bedingungslosen Nein zum Staate 
Israel, weil die Taktik der PLO der Nadelstiche, wie 
wir sie seit langem erleben, des Beschusses mit ein- 
zelnen Raketen, der Taktik der Einzelaktionen, der 
Terroraktionen, nicht der richtige Weg sein kann, 
um dem palästinensischen Volk wieder eine gesi- 
cherte Heimat zu verschaffen. Gewalt ist kein richti- 
ger Weg für die Durchsetzung dessen, was man für 
sein Recht hält. Ich darf in diesem Zusammenhang 
auch die Falklandinseln noch einmal erwähnen. Ge- 
walt ist nicht erst jetzt von den Israelis angewandt 
worden, sondern sie wird von der PLO schon seit 
langem gegen diesen Staat angewendet. Wir müssen 
alle dazu beitragen, einen friedlichen Weg zu finden. 
Wenn die Israelis jetzt mit der Folge dieser schreck- 
lichen Leiden der Zivilbevölkerung, die wir alle be- 
dauern und von denen wir wünschen, daß sie bald zu 
einem Ende kommen, angegriffen haben, so meine 
ich doch, auch wenn wir die Gewalt nicht hinnehmen 
können, daß wir für diese Aktion nach der Vorge- 
schichte, die wir sehen müssen, einen gewissen Grad 
von Verständnis haben müssen. Ich möchte dieses 
Verständnis ausdrücken, und ich hoffe, daß unsere 
Resolution, die besagt, daß diese Aktion dazu führen 


möge, daß möglichst bald die PLO und die syrischen 
Truppen, aber auch die israelischen Truppen vom li- 
banesischen Staatsgebiet zurückgezogen werden, in 
dieser Situation trotz aller Opfer vielleicht einen 
Kern zur Bereinigung, eine Plattform schafft, auf 
der hoffentlich das entsteht, was wir alle wünschen, 
nämlich Frieden im Libanon, eine Heimat für die Pa- 
lästinenser, und, was wir alle wünschen, Frieden für 
Israel. — Ich danke Ihnen. 


Empfehlung 386 

betr. die Lage im Nahen Osten 


Die Versammlung 

bedauert den Kriegsausbruch im Nahen Osten; 

erinnert an die Empfehlungen 341 und 349, die von 
der Versammlung der WEU mit überwältigender 
Mehrheit angenommen wurden; 

unterstützt die Entschließungen 508 und 509 des Si- 
cherheitsrates der Vereinten Nationen; 

erinnert an ihre oft wiederholte Verurteilung von 
Terrorakten, wo immer in der Welt sie stattfinden, 
und bekräftigt, daß militärische Vergeltungsaktio- 
nen, insbesondere solche, die die Verstümmelung 
und Tötung der unschuldigen Zivilbevölkerung ein- 
schließen, völlig unvertretbar sind; 

stellt fest, daß die Errichtung eines dauerhaften 
Friedens in dieser Region unerläßlich für die Sicher- 
heit Europas und für die Stabilität in der Welt ist; 

stellt mit Bedauern fest, daß die Bestimmungen des 
Abkommens von Camp David über den zukünftigen 
Status der Palästinenser immer noch nicht verwirk- 
licht worden sind; 

ist der Auffassung, daß die Wiederherstellung der 
Autorität der libanesischen Regierung über das ge- 
samte libanesische Territorium unerläßlich ist für 
die Errichtung eines dauerhaften Friedens im Na- 
hen Osten; 

bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß ihr Politi- 
scher Ausschuß die Entwicklungen im Nahen Osten 
verfolgt und ihr in der nächsten Sitzung Bericht er- 
stattet; 

empfiehlt dem Rat: 

1. die Entschlossenheit Europas klar zum Ausdruck 
zu bringen, für die Souveränität des Libanons 
einzutreten und ihre Wiederherstellung zu unter- 
stützen; 

2. die derzeitige israelische Aggression vorbehalt- 
los zu verurteilen und zum Abzug aller nicht-liba- 
nesischen Streitkräfte, mit Ausnahme der Inte- 
rimsstreitkräfte der Vereinten Nationen, aus 
dem Libanon aufzurufen; 

3. daran zu erinnern, daß die Probleme der Erhal- 
tung des Friedens im Nahen Osten nicht gelöst 
werden können, ohne daß das Selbstbestim- 
mungsrecht des palästinensischen Volkes in ei- 
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nem nationalen Territorium sichergestellt und 
das Recht des Staates Israel auf eine Existenz in- 
nerhalb sicherer und international anerkannter 
Grenzen anerkannt wird. 


Donnerstag, 17. Juni 1982 


Tagesordnungspunkt: 

Die Zusammenarbeit zwischen Europa und 
den Vereinigten Staaten für den internationa- 
len Frieden und die gemeinsame Sicherheit 

(Drucksache 914) 

Berichterstatter: Abg. van Eekelen 


Dr. Müiier (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Liebe Kol- 
legen! Im Jahre 1946 hat ein sehr geschätzter euro- 
päischer Politiker, der mehrfache belgische Minister 
und Ministerpräsident und spätere Generalsekretär 
der NATO, Paul Henri Spaak, einmal folgende For- 
mulierung gebraucht: 200 Millionen Europäer leben 
in Angst vor 200 Millionen Russen mit der Unterstüt- 
zung von 200 Millionen Amerikanern. 

Er hat damit eine Beschreibung gegeben, wie sie 
dem Jahre 1946 durchaus angemessen war. Wir in 
Europa sollten nie die großen Leistungen des Mar- 
shall-Plans vergessen, der ganz entscheidend dazu 
beigetragen hat, daß Wohlstand, Beschäftigung, Wie- 
deraufbau in Europa überhaupt möglich waren. 

Nun wissen wir, daß, wenn ein langandauerndes 
Verhältnis zwischen zwei Partnern besteht, dies auf 
die Dauer nicht ungetrübt ist. Wir wissen, daß ge- 
rade in den letzten Jahren immer wieder Diskussio- 
nen zwischen den Europäern und den Amerikanern 
aufgetaucht sind, Diskussionen etwa, die das Bürden 
Sharing bei der Frage der Verteidigung betreffen, 
Diskussionen etwa, die die Wirtschaftsbeziehungen 
betreffen. Gerade in diesem Bereich spielen in Län- 
dern mit einer freien Marktwirtschaft wirtschaftli- 
che Interessen oft eine große Rolle. Wir wissen, daß 
die Wirtschaftsinteressen manchen Ärger zwischen 
den Partnern bereitet haben. 

Wir erlebten das erst kürzlich in der Frage des Gas- 
geschäfts europäischer Staaten mit der Sowjetuni- 
on. Ich persönlich bin gegen dieses Gasgeschäft. Ich 
muß zur gleichen Zeit anmerken, daß wir natürlich 
auf der anderen Seite auch die Getreideverkäufe der 
Vereinigten Staaten an die Sowjetunion in den Kon- 
text dieser Diskussionen mitaufnehmen müssen. 

Ich glaube, daß bei dem Gipfeltreffen in Versailles — 
und das hat unser Berichterstatter schon erwähnt — 
mit dem Beschluß, in Zukunft bei Krediten mit Ost- 
blockstaaten etwas mehr Vorsicht walten zu lassen, 
ein Schritt in die richtige Richtung getan wurde, 
auch wenn nicht das erreicht wurde, was wohl der 
amerikanische Präsident, aber auch politische 
Kräfte hier in Europa wollten. 


Ein weiterer Punkt der Auseinandersetzung — und 
er ist in dem Bericht erwähnt — sind die Verhält- 
nisse in Mittelamerika. Wir wissen, daß in den Verei- 
nigten Staaten Bedenken gegenüber dem bestehen, 
was in Europa gelegentlich geäußert und — was 
noch schlimmer ist — getan wird. Es gab Kritik an 
dem Vertrag über Waffenlieferungen von Frank- 
reich an Nicaragua, Ich glaube, ein amerikanischer 
Bürger, der weiß, daß seine Soldaten etwa in Berlin, 
fern der Heimat, zur Verteidigung der Freiheit ste- 
hen, hat wenig Verständnis dafür, daß aus diesem 
Berlin Millionen-Summen für Waffenkäufe an Gue- 
rillas in El Salvador überwiesen worden sind. 

Das sind Punkte, die immer wieder Spannungen 
zwischen den Europäern und den Amerikanern her- 
vorrufen, wenngleich ich feststellen möchte, daß 
auch dank des Gipfeltreffens, das gerade stattgefun- 
den hat, eine gewisse Verbesserung der Beziehun- 
gen erreicht werden konnte. Ich möchte das unter- 
streichen, was mein Vorredner, der Kollege Hardy, 
aus einer ganz anderen Fraktion gerade bemerkte, 
nämlich, wie wichtig es sei, daß bei den beiderseiti- 
gen Abrüstungsverhandlungen, die zu einem gleich- 
mäßigen, ausgewogenen Abbau der Rüstungsbestre- 
bungen führen sollen, sowohl die Amerikaner wie 
die Europäer im Bündnis an einem gemeinsamen 
Strang ziehen. 

Freilich möchte ich auch hier in einer Fußnote an- 
merken, daß, wenn, was ich nicht hoffe, was aber ein- 
treten kann, die Abrüstungsverhandlungen im Be- 
reich INF nicht bis zum Herbst 1983 zu einer Ent- 
scheidung führen, die Europäer standhaft und nicht 
in Feigheit vor irgendwelchen Widerstandsgruppen 
in ihren eigenen Ländern sich an die einmal gefäll- 
ten Beschlüsse halten. 

Ein großes Problem zwischen den Vereinigten Staa- 
ten und Europa scheint mir zu sein, daß in der Infor- 
mationspolitik Lücken vorhanden sind. Es wird im- 
mer wieder das Negative in den Vordergrund ge- 
stellt. Ich erinnere mich an den Besuch des Aus- 
schusses Ende März in Washington: Damals standen 
in einer Sonntagszeitung drei Meldungen über Eu- 
ropa; aber alle drei berichteten von Demonstratio- 
nen gegen die Amerikaner. — Leider wird also im- 
mer nur das Negative, nicht das Positive in den Vor- 
dergrund gestellt. Es ist daher ganz entscheidend — 
und ich möchte da ausdrücklich das unterstreichen, 
was der Berichterstatter in seinem Bericht gesagt 
hat; ich möchte ihm dafür danken — , die gegenseiti- 
gen Informationen zu verbessern, die Kontakte zu 
verstärken. Dies gilt in ganz großem Umfange auch 
für den Bereich der Politiker. 

In diesem Sinne dürfen wir für den Bericht dankbar 
sein und sollten ihm zustimmen. 

Jung (Kandel) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Es ist sehr schade, daß 
für diesen wichtigen und hochaktuellen Bericht des 
Kollegen van Eekelen zu wenig Zeit für eine inten- 
sive Diskussion verbleibt. Wir haben aber im Laufe 
dieser WEU-Sitzung in dieser Woche Gelegenheit 
gehabt, wenigstens Teilbereiche zu behandeln. Ich 
möchte versuchen, mich jetzt auf einige wenige 
Punkte zu konzentrieren. 
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Es ist ganz ohne Zweifel, daß die Vereinigten Staa- 
ten im Kreise der freien Völker Westeuropas und 
Nordamerikas Führungs- und Schutzmacht, Haupt- 
verbündeter und gewichtigster Wirtschaftspartner 
sind. Die europäisch-amerikanische Partnerschaft 
hat sich in über drei Jahrzehnten nicht nur bewährt, 
sondern sie hat auch den Frieden in Europa gesi- 
chert Das muß hier vorweg festgehalten werden. Sie 
ist auch heute der maßgebliche Faktor für die inter- 
nationale Sicherheit und Stabilität, insbesondere 
dank der europäisch-amerikanischen Abstimmung 
im Sicherheits- und im Rüstungskontrollbereich im 
Hinblick auf die Ausarbeitung einer gemeinsamen 
westlichen Position — der Kollege Müller hat darauf 
hingewiesen — , insbesondere natürlich für uns Eu- 
ropäer im Bereich der INF-Verhandlungen in 
Genf. 

Wir sollten natürlich auch nicht verschweigen, daß 
es eine Reihe von Irritationen, im vergangenen Jahr 
insbesondere, gegeben hat, aber — und das muß hier 
einmal ganz deutlich festgestellt werden — nach der 
Amtsübernahme Präsident Reagans hat sehr bald 
eine Politik Gestalt angenommen, die ein hohes Maß 
an Kontinuität erkennen ließ. Wenn es früher zu 
Fehlinterpretationen in Europa kam, was teilweise 
zu einem negativen Image der neuen amerikani- 
schen Administration führte, so haben hierzu sicher 
auch eine Reihe mißverständlicher Äußerungen aus 
Washington beigetragen. Auch das kann nicht ge- 
leugnet werden. Sie waren aber, wie wir heute fest- 
stellen können, Nachwehen einer Wahlkampf rheto- 
rik, die sich an die eigene Wählerschaft richtete. Wir 
als Politiker sind auch nicht frei davon, auch in die- 
sem Gremium zurückzufallen in eigene Wahlkämp- 
fe. Ich meine, insofern sollten wir Verständnis ha- 
ben. 

Ein Wendepunkt in dieser Entwicklung war die 
Rede Präsident Reagans vom 18. November 1981. Ich 
möchte hier festhalten, daß wir diese historische 
Rede des Präsidenten und alle darin enthaltenen 
Aspekte unterstützen, denn dort hat er ein weitrei- 
chendes Programm entwickelt, das alle Bereiche der 
Sicherheitspolitik umfaßt, und Initiativen für eine 
Rüstungskontrollpolitik entwickelt, die der Schaf- 
fung eines stabilen Friedens dienen. 

Wie alle seine Vorgänger scheint auch Präsident 
Reagan erkannt oder die Erfahrung gemacht zu ha- 
ben, daß Außen- und Sicherheitspolitik den Gege- 
benheiten angepaßt werden müssen. Grundsätzliche 
Übereinstimmung in fundamentalen Interessen und 
Zielsetzungen — das muß man auch sagen, und das 
ist offensichtlich auch erkannt — schließt Mei- 
nungsunterschiede in Teilbereichen der Außenpoli- 
tik nicht aus. Wir sollten klarmachen, daß solche Dif- 
ferenzen nicht Ausdruck einer grundsätzlichen In- 
teressendivergenz sind, sondern vielmehr das nor- 
male Austragen von Meinungsunterschieden zwi- 
schen befreundeten Staaten, deren Interessen nun 
einmal nicht immer deckungsgleich sind. Die inten- 
sive und auch kontroverse Erörterung unterschiedli- 
cher Standpunkte ist für Gesellschaften, die sich zur 
Offenheit bekennen, etwas Normales. Das ist ein 
Wesensmerkmal freier Völker und gleichberechtig- 
ter Partner. 


Kollege van Eekelen hat in seinem Bericht darauf 
hingewiesen, mangelnde Information, Emotionen 
und Klischees sind geeignet, das sachliche Gespräch 
zu erschweren. Ich meine, eine Reihe von Problemen 
darf nicht so aufgebauscht werden, daß dadurch Vor- 
urteile innerhalb des Bündnisses entstehen. Ich ver- 
weise hierzu auf Sorgen, die sich aus der US-Hoch- 
zinspolitik, aus protektionistischen Neigungen, die 
erkennbar sind, aber auch aus den Befürchtungen 
ergeben, die die amerikanische Administration be- 
züglich des Erdgas-Röhren-Geschäfts hat, die aber 
nach unserer Meinung — das wurde hier schon wie- 
derholt gesagt — so nicht bestehen können und auch 
nicht begründet sind. 

Wichtig erscheint mir, daß vor wenigen Tagen die 
Staats- und Regierungschefs des Nordatlantischen 
Bündnisses in Bonn ein Programm für Frieden in 
Freiheit verabschiedet haben, das das Bekenntnis 
zur Sicherheitspolitik als einem vorrangigen Ziel 
des Bündnisses erneuert, nämlich Kriege zu verhü- 
ten und unter Wahrung der Freiheit die Grundlagen 
für einen dauerhaften Frieden zu schaffen. Auf die- 
ses Ziel sind die zentralen Elemente der Sicherheits- 
politik des Bündnisses gerichtet: Abschreckung, 
Verteidigung ebenso wie Rüstungskontrolle und Ab- 
rüstung entsprechend dem Harmel-Bericht des Jah- 
res 1967. 


Empfehlung 387 

betr. die Zusammenarbeit zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten für internationalen Frieden 
und gemeinsame Sicherheit 

Die Versammlung 

vertritt die Ansicht, daß der Zusammenhalt der 
freien Welt eine wesentliche Voraussetzung für die 
Aufrechterhaltung des Friedens, der europäischen 
Sicherheit und der wirtschaftlichen Erholung ist; 

stellt fest, daß die europäischen und amerikanischen 
Partner im Atlantischen Bündnis weiterhin von die- 
ser Tatsache voll überzeugt sind; 

stellt fest, daß der Zusammenhalt der westlichen 
Welt durch erhöhte Spannungen in den internatio- 
nalen Beziehungen und die gegenwärtige schwer- 
wiegende Wirtschaftsrezession herausgefordert 
wird; 

bedauert, daß die für die kollektive Sicherheit erfor- 
derlichen Maßnahmen von der Öffentlichkeit nicht 
wirklich verstanden werden und demzufolge nicht 
so viel Unterstützung aus der Öffentlichkeit erhal- 
ten wie sie könnten; 

stellt fest, daß solche Reaktionen und Herausforde- 
rungen, die durch die modernen Kommunikations- 
mittel verstärkt werden, Anlaß zu Mißtrauen auf bei- 
den Seiten des Atlantiks geben; 

begrüßt die Initiativen zur Verbesserung der Bera- 
tungen zwischen Europa und Nordamerika im Rah- 
men der bestehenden Institutionen; 
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vertritt die Ansicht, daß die Ereignisse in Afghani- 
stan und Polen es erforderlich machen, daß alle 
Maßnahmen zur Verbesserung der Beziehungen 
zwischen den Mitgliedern des Atlantischen Bünd- 
nisses und des Warschauer Paktes einer gründli- 
chen kollektiven Prüfung unterzogen werden soll- 
ten, um nicht den Eindruck entstehen zu lassen, daß 
man sich mit vollendeten Tatsachen abfindet; 

begrüßt die intensiven Konsultationen innerhalb 
der NATO in bezug auf die INF-Verhandlungen in 
Genf; 

unterstützt die baldige Eröffnung der START-Ver- 
handlungen und die energische Fortsetzung der an- 
deren Abrüstungsverhandlungen; 

vertritt die Ansicht, daß es notwendig ist, zu einem 
Konsens über die militärische Bedrohung des Bünd- 
nisses und das Gleichgewicht der Kräfte zu gelan- 
gen; 

vertritt ferner die Ansicht, daß die öffentliche Unter- 
stützung von Rüstungsbeschlüssen zunehmen wür- 
de, wenn diese Maßnahmen als Gegengewicht zu 
den Programmen des Warschauer Pakts dargestellt 
und zu Einschränkungen auf seiten des Warschauer 
Pakts führen würden; 

vertritt die Ansicht, daß häufige Kontakte zwischen 
Parlamentariern aus europäischen und nordameri- 
kanischen Mitgliedstaaten der NATO von wesentli- 
cher Bedeutung für ein besseres Verständnis in der 
Öffentlichkeit sind und so wirksam wie möglich or- 
ganisiert werden sollten; 

begrüßt das Ergebnis der Treffen der Staats- und 
Regierungschefs in Versailles und Bonn, die die Soli- 
darität und den Zusammenhalt der freien Welt im 
Hinblick auf die Erhaltung des Friedens und der in- 
ternationalen Sicherheit sowie die Förderung der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit auf der Grund- 
lage der Achtung der GATT-Prinzipien bekräftig- 
ten; 

empfiehlt dem Rat 

1. einen umfassenden Bericht über die europäi- 
schen Verteidigungsbemühungen im Rahmen 
der NATO im Hinblick auf die Teilung der ge- 
meinsamen Verteidigungslast auszuarbeiten; 

II. die Mitgliedstaaten dringend aufzufordern: 

1. In Absprache mit den Vereinigten Staaten 
und den übrigen NATO-Mitgliedstaaten die 
Prinzipien darzulegen, an die sich alle Mit- 
glieder des Atlantischen Bündnisses in ihren 
Wirtschaftsbeziehungen zu den Mitglied- 
staaten des Warschauer Pakts halten sollten, 
insbesondere im Hinblick auf strategisch 


oder technologisch wichtige Güter, deren 
Ausfuhr Beschränkungen unterliegt, ge- 
währte Kreditbedingungen und langfristige 
Vertragsabschlüsse; 

2. den bestehenden Konsultationsmechanis- 
mus im politischen, militärischen und wirt- 
schaftlichen Bereich voll zu nutzen, um eine 
rasche und übereinstimmende Reaktion in 
Notstands- und Krisenzeiten zu ermögli- 
chen; 

3. Mittel zur Verbesserung der transatlanti- 
schen Konsultation zu prüfen, insbesondere 
inoffizielle Treffen auf Ministerebene oder 
auf der Ebene hoher Beamter, um die Lei- 
stungsfähigkeit der bestehenden Institutio- 
nen zu verbessern; 

4. sicherzustellen, daß die Regierungen der 
NATO-Mitgliedstaaten ihre öffentlichen Be- 
wertungen des Kräftegleichgewichts weiter- 
hin auf ein gemeinsames Dokument stützen, 
entsprechend dem Verfahren ihrer jüngsten 
Veröffentlichungen; 

5. neue Entscheidungen im Rüstungsbereich 
vor dem Hintergrund spezifischer Pro- 
gramme und Fähigkeiten des Warschauer 
Pakts darzustellen, um neue Anreize zum 
Wettrüsten abzuwenden; 

6. eine energische und entschlossene Verhand- 
lungspolitik im Hinblick auf eine kontrol- 
lierte Begrenzung der Kernwaffen zu unter- 
stützen, die ein Gleichgewicht der Kräfte als 
Vorbedingung für die Sicherheit Europas 
und der gesamten westlichen Welt sicher- 
stellt 


Tagesordnungspunkt: 

Informationsbroschüre über die WEU und ihre 
Tätigkeit 

(Drucksache 911) 

Berichterstatter; Abg. Berchem 


Tagesordnungspunkt: 

Möglichkeiten der Verbesserung der Bezie- 
hungen zwischen der Versammlung der WEU 
und den Parlamenten 

(Drucksache 912) 

Berichterstatter: Abg. Stoffelen 
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